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Dorwort des Überf eßers. 


Spinozas Traktat über Politif durfte, obgleich leider Frag— 
ment geblieben, in der Univerjfal= Bibliothek nicht fehlen. Er 
it nicht allein reich an trefflihen Gedanken, fernigen und biel= 
fach noch jetzt aktuellen Sentenzen, jondern läßt auch das lebhafte 
Intereſſe Spinoza für das politifche Leben und feine glühende 
SreiheitSliebe, die ihn bisweilen zu recht temperamentvollen Aus— 
fällen gegen Defpotie, Klaſſendünkel und Volksverachtung Hinreißt, 
in hellem Lichte ericheinen. Und wenn man auch vereinzelte 
Stellen mit Kopfihütteln leſen wird, jo wird man fie weniger 
befremdlich finden, wenn man daran denkt, daß der Verfafjer die 
politischen Zeitverhältnifje, jpeziell Hollands, ftet3 im Auge Hatte. 

Beitgenöjliiche Staatsformen, neben antifen und mittelalter= 
lfihen, lieferten ihm auch das Rohmodell für die Verfafjungs- 
entwürfe, die er in der legten Hälfte der Schrift entwickelt. Diefe 
find daher nicht als Utopien aufzufaffen, nad) Art des platonischen 
Staats oder der „Utopia“ von Thomas Moore, wie er fich denn 
jelbjt gegen diefe Annahme nahdrüdlich verwahrt. 

Wie jtark der realiftiihe Zug in Spinozas Denkweiſe aus— 
geprägt war, zeigt am deutlichjten das, woran fo viele Anstoß 
nehmen: jeine Lehre vom Naturrecht als der einzig foliden Bafis 
jeder RechtStheorie und -Inſtitution. Denn nur große Beichränft- 
heit kann unjerem Philoſophen unterftellen, ex kenne fein fittliches 
Recht. Was anderes bedeutet denn das Necht der Vernunft, das 
er jo oft dem Recht derjenigen, die ſich von Affekten leiten laſſen, 
entgegenftellt, als eben das fittliche Recht? Während aber andere 
ein wie immer logiſch begründetes, oder gar als „Lategorifchen 
Imperativ“ dekvetiertes, fittliches Recht als politifchen und fozialen 
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Machtfaktor behandeln, obgleich doch Geſchichte und Leben dieje 
Illuſion auf Schritt und Tritt widerlegen, war Spinoza helläugig 
genug, zu erfennen, und tapfer genug, auszusprechen, daß das 
fittliche Recht ein gar morjches und gebrechliches Ding ift, wenn 
nicht die Macht Hinter ihm fteht, gleichfam ein Gendarm ohne 
Gewehr, und daß nur das Naturreht ihm ein Rückgrat gibt, 
weil eben der egoiftijche Selbiterhaltungstrieb der mächtigfte ift 
unter allen menjchlichen Trieben. Darım ift fein Leitgedanfe 
in der Konzeption der Ideen diefer Schrift: die Verfaſſungen 
müſſen jo bejchaffen fein, daß der Staat das Schlechte verhütet 
mit dem Recht de3 Stärferen, d. h. mit feiner übermacht über 
die Individuen; daneben aber auch dadurch, dab er durch ent= 
Iprechende Einrichtungen nad Kräften Motive der Berbrechen 
bejeitigt und Motive der Tugend züchtet, fo daß auch der rohe 
Egoismus feinen Anreiz hat zur Schlecdhtigfeit, aber zum Guten 
angejpornt wird. So kraß daher manche Stellen über das Natur= 
recht lauten, man wird fich damit vollkommen befreunden, wenn 
man nicht vergißt, daß der Autor da nicht pojtultert, jondern 
fonftattert. 

Der Traftat widerlegt aber auch gründlich den noch immer 
landläufigen und jogar auf Univerfitäten von Gejchlecht zu Ge= 
ichlecht fich fortichleppenden Irrtum, nach Spinoza könnte alle 
Wahrheit auf deduftivem Wege gewonnen werden. Es wäre 
fürwahr endlich an der Zeit, daß man dieje grundfaljche Auffaſſung 
de3 Spinozismug revidiert und zum richtigen Verſtändnis feiner im 
I. Zeil der Ethik entwidelten Erfenntnistheorie vordringt, 
die auch dem Weltbild im I. Teil zugrunde liegt, was von mir 
in meinem Buche „Die Philoſophie Spinozas“ (2. Aufl. Stutt— 
gart, 1894) dargelegt wurde. Dort ift auch der wahre Sinn 
der hochwichtigen Unterjcheidung zwilchen adäquaten und inadä— 
quaten Ideen aufgehellt, wonach daS gefamte Gebiet der Empirie 
nur auf induftivem Wege erichloffen werden kann, doc ohne 
abjolute Getwißheit; wogegen die Analyje und Syntheſe der Ideen 
und was hievon ftreng logiſch abgeleitet wird, abjolute Gewiß— 
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heit im fich jchließt. Nur die Anwendung der Ergebniſſe dieſer 
adäquaten Erkenntnis auf das Empiriſche ift injofern dem Irrtum 
untertvorfen, al3 man nie ganz ficher jein kann, ob daS empirtjche 
Objekt mit unjerem Begriff von demjelben fich volljtändig dedt 
und nicht ein ung unbefanntes Plus oder Minus vorhanden, das 
die Anwendung der Ergebnifjfe der Dentoperation ausſchließt oder 
modifiziert. Sch Habe das anderwärts an dem Beijpiel einerAddition 
verdeutlicht. Die Rechnung mag vollkommen richtig fein, aber im 
Anja können ſich Fehler eingejchlichen Haben, weil wir iiber die 
einzelnen Poſten im Buch over Münzen im Kaffenjchranf ungenau 
informiert waren oder Vergeplichfeit uns getäufcht Hat. Das 
Problem des Apriorismus erledigt fich damit von felbit. 


* 


Der Traktat über Bolitif wurde mit den andern hinterlafjenen 
Schriften Spinozas noch in deſſen Todesjahr 1677 von feinen 
Freunden Zarigh Selles und Ludwig Meyer (f. Reclam Univ.- 
Bibliothef Nr.4553— 55: „Spinozas Briefwechſel“) Herausgegeben. 
In der Vorrede heißt es: „Den Traftat über Politif Hat unſer 
Autor furz vor jeinent Tode verfaßt. Er enthält fharffinnige 
Gedanken und eine Ilare Schreibweiſe . . Sn den 5 erften 
Kapiteln behandelt er die Staatsverfaſſung im allgemeinen; 
im 6. u. 7. die Monardie; im 8., 9. u. 10. die Arifto- 
fratie; im 11. beginnt er mit der Demokratie. Ein früher 
Tod hat ihn an der Vollendung verhindert, wie aus dem bor- 
gedrudten Briefe Spinozas an einen Freund zu erjehen ijt.“ 


* 


Ich habe mich oft darüber gewundert, daß die vielen Kern: 
jäge dieſes Traktats, die jo jehr geeignet find, in den politifchen 
Zagestämpfen als „geflügelte Worte“ verwertet zu werden, bisher 
nicht in den deutſchen Zitatenfchaß übergegangen find. Die Qualität 
der bisherigen Verdeutſchungen, die ich bei meiner Überfeßungs- 


arbeit verglichen, geben die Erflärung. Sie find überaus mangel- 
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haft und ungeniepbar; die Auerbachſche noch weit mehr als die 
Kirchmannſche; fie wimmelt von Fehlern, Duntelheiten, Schwer= 
fälligfeiten und Nachläjligkeiten. Schon deshalb Hat fich die 
Univerjal-Bibliotgef mit der Veranftaltung der neuen Überjegung, 
der die größte Sorgfalt gewidmet wurde, ein Berdienjt erivorben. 


* 


Es erübrigt mir noch, dem Herrn Dr. J. H. Leopold in 
Rotterdam, der mich durch freundliche Mitteilung mehrerer Kon— 
jekturen forte einer Reihe intereſſanter Noten des holländiſchen 
Überfegers W. Meyer unterftüßte, Dank zır jagen. 

Stuttgart, 1906 

3. term, 
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Der politijche Traftat. 


Fin Brief des Verfaſſers an einen Freund, 


der dieſem politifchen Traftat vorangeftellt werden und ihm als 
Vorwort dienen mag. 


Lieber Freund! 


Dein Wertes wurde mir geftern zugeftellt. Für Deine 
innige Fürforge um mich danke ich Dir herzlich. Ich würde 
diefe Gelegenheit uſw. nicht worübergehen lafjen, wäre ic) 
nicht won einer Sache in Anfpruch genommen, die ich für 
nützlicher erachte und die Dir, wie ich glaube, angenehmer jein 
wird, nämlich von der Abfaffung eines politifchen Traktats, 
den ich vor einiger Zeit auf Deine Beranlaffung begonnen 
babe. Bon diefem Traktat find bereits ſechs Kapitel vollendet. 
Das erfte enthält fozufagen die Einleitung. Das zweite 
handelt vom Naturreht. Das dritte vom Recht der höchiten 
Gewalten. Das vierte erörtert, welche politifche Angelegen- 
beiten von der Leitung der höchſten Gewalten abhängen follen. 
Das fünfte, welches das letzte und böchite fei, worauf ein 
Staat fein Augenmerk richten kann. Das jechite endlich, 
auf welche Weiſe eine monarchiſche Negierung eingerichtet 
jein muß, damit fie nicht in Tyrannei ausarte. Gegen— 
wärtig arbeite ih am jiebenten Kapitel, worin ich alle 
im vorangehenden jechiten aufgeführten Punkte über die 
Beichaffenheit einer gut geordneten Monarchie methodiich 
darlege. Hernach werde ich zur ariftofratifchen Negierungs- 
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form übergehen, ſodann zur Volksregierung, und zuletzt zu 
den Gefegen und anderen befonderen Fragen, welche bie 
Politik betreffen. 

Lebwohl uſw.*) 


Aus dieſem Schreiben erhellt der Plan des Verfaſſers. 
Krankheit und Tod hinderten ihn aber, ihn auszuführen, und 
ſo iſt das Werk nicht weiter gediehen als bis zum Schluß 
der Ariſtokratie, wie der Leſer ſelbſt finden wird. 


*) An wen dtejer Brief Spinozas gerichtet war, iſt nicht bekannt. 
Die denfelben als Über- und Nachſchrift begleitenden Zeilen ftammen 
von den erften Herausgebern. 


Politifcher Traftat 


darin wird gezeigt, wie ein Staatswejen, ob mit 

monarchifcher oder ariftofratifcher Regierung, ein: 

gerichtet fein muß, damit es nicht in Cyrannei aus 

arte und der Frieden und die Freiheit dev Bürger 
unangetaftet bleiben. 


Erſtes Kapitel, 
ZUR 

Die Affekte, von denen wir beftürmt werden, faffen die 
Philoſophen als Fehler auf, in melde die Menſchen durch 
ihr Verſchulden verfallen; daher find fie gewohnt, diejelben 
zu verlachen, zu beweinen, durchzuhecheln oder jcheinheilig 
zu verwünfchen. Demgemäß vermeinen fie, ein göttliches 
Werk zu verrichten und zum Gipfel der Weisheit ſich zu 
erheben, wenn fie ſich darauf verſtehen, eine menſchliche Natur, 
die nirgendwo vorhanden, in allerlei Tonarten zu loben, Die 
wirflih vorhandene dagegen mit allerlei Redensarten her— 
unterzureißen. Sie nehmen eben den Menfjchen nicht wie 
er ilt, fondern wie er nad) ihrem Wunſche fein follte. So kam 
e8, daß fie ftatt einer Etbif zumeift eine Satire gefchrieben 
haben, und daß fie nie eine Politik zuftande brachten, welche 
praftifch brauchbar wäre, fondern eine ſolche, die wie eine 
Chimäre erjcheint, oder die in Utopien oder in jenem goldenen 
' Zeitalter der Dichtung, wo fie doch ganz überflüffig, hätte 
verwirklicht werden Fünnen. So entftand die Meinung, daf 
unter allen dem praftifchen Gebrauch dienenden Wiffenfchaften 
die Politik diejenige fei, bei welcher die Theorie für die 
Praris am wenigften brauchbar, und daß zur Regierung des 
Gemeinweſens niemand weniger geeignet jet, als Theoretifer 
oder Philoſophen. 
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8.2, 


Bon den Staatsmännern dagegen glaubt man, fie feien 
mehr darauf bedacht, die Menfchen zu überliften als ehrlich 
zu beraten, und man hält fie mehr für fchlau als für weiſe. 
Die Erfahrung habe fie ja gelehrt, daß es Lafter gebe, jo- 
lang es Menjchen gibt. Indem fie alfo darauf bedacht feien, 
der menfchlichen Schlechtigfeit mit jolchen Künften entgegen- 
zuwirken, Die fie in reicher Erfahrung praftifch erprobt haben, 
und welchen die Menjchen eher unter dem Antrieb der Furcht 
als der Bernunft fich zu fügen pflegen, jeheinen fie mit der 
Religion im Widerſpuch zu fein, befonders den Theologen, 
welche glauben, die höchſten Gemwalten müßten die öffent- 
lihen Angelegenheiten nach denjelben Kegeln der Frömmig— 
feit behandeln, zu welchen der Privatmann verpflichtet if. 

Es fann jedoch nicht bezweifelt werden, daß die Staats- 
männer felbft viel zutreffender über Politik geſchrieben haben 
als die Philofophen. Denn weil fie die Erfahrung zur Lehr— 
meifterin gehabt, haben fie nichts gelehrt, was fr dag 
praktiſche Leben unbrauchbar. 


Ich halte mich auch vollkommen überzeugt, daß die 
Erfahrung bereits ſämtliche Staatsformen aufweiſt, welche 
erdacht werden können, damit die Menſchen in Eintracht 
leben; desgleichen die Mittel, durch welche die Menge gelenkt, 
oder innerhalb beſtimmter Schranken gehalten werden muß. 
Daher glaube ich nicht, daß wir hierüber durch bloßes Nach— 
denken etwas erſinnen könnten, was noch nicht erfahren und 
erprobt iſt und mit der Erfahrung oder Praris nicht vereinbar 
wäre. Denn die Menjchen find fo beichaffen, daß fie nicht 
außerhalb einer Rechtsgemeinfchaft leben können. Das gemein- 
fame Recht umd die öffentlichen Angelegenheiten find aber 
von den Scharffinnigften, Klügften oder Schlaueften eingeführt 
und geregelt worden. Daher läßt es fih Faum annehmen, 


Der politifde Traftat. 13 


daß wir noch etwas ausdenken fünnten, was dem Staats— 
mefen im allgemeinen von Nuten wäre und nicht ſchon durch 
die Verhältniffe ſich dargeboten hätte, oder von den die Staats- 
angelegenheiten beforgenden und auf ihre eigene Sicherheit 
bedachten Männern überfehen worden märe. 


Ss 4, 


Da ich aljo mein Denken der Politik zumendete, hatte 
ich nicht die Abficht, etwas Neues noch nie Gehörtes auf- 
zuftellen, fondern nur das mit der Praris aufs befte Überein- 
ftimmende wohlbegründet darzulegen oder aus der Bejchaffen- 
beit der menfchlichen Natur herzuleiten. Und um das, was bei 
diefer Wiffenfchaft in Betracht kommt, ebenjo vorurteilslos 
zu unterfuchen, wie wir e8 in mathematifchen Dingen gewohnt 
jind, war ich forgfältig beftrebt, die menſchlichen Handlungen 
nicht zu verlachen, noch zu beflagen, noch zu verwünfchen, 
fondern zu verjtehen. Demgemäß babe ich die menjchlichen 
Affekte, als da find: Liebe, Haß, Zorn, Neid, Ruhmſucht, Mit- 
leid und jonftige Seelenbewegungen, nicht als Gebrechen der 
menſchlichen Natur, jondern als ihre Eigenjchaften betrachtet, 
die zu ihr ebenjo gehören wie zur Natur der Luft Wärme, 
Kälte, Sturm, Donner und dergleichen, die, auch wenn fie 
unbequem, doc notwendig find und ihre beftimmten Urfachen 
haben, aus welchen wir ihre Natur zu begreifen ſuchen, und 
deren richtiges Verftändnis den Geift nicht minder "erfreut 
als die Erkenntnis derjenigen Dinge, die den Sinnen 
angenehm find. 

8 5. 


Denn das iſt ſicher und ich habe es in meiner „Ethik“ 
überzeugend bewieſen, daß die Menſchen notwendig von 
Affekten beſtürmt werden*) und ſo beſchaffen find, daß ſie 
Unglückliche bemitleiden und Glückliche beneiden,“) daß fie 


*) Ethik II, 1. IV, 4. (Univ.-Bibliothek Nr. 2361-64.) 
**) Ethik III, 32, Anmerkung. 
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mehr zur Rache als zur Barmherzigkeit Neigung haben, *) 
und daß außerdem jeder möchte, daß die andern nach feinem 
Sinne leben, billigen, was er billigt und verwerfen, mas 
er verwirft.**) Daher kommt es, daß fie im Ningen um 
den erjten Pla miteinander in Streit geraten und jeder 
die andern nach Kräften zu unterdrüden ſucht, und derjenige, 
der den Sieg davon trägt, ſich mehr auf den Schaden ein- 
bildet, den er andern zugefügt, als auf den Nuten, den 
er fih jelbft errungen hat.***) Und obgleih alle wohl 
wifjen, daß die Religion im Gegenteil lehrt, jeder ſoll feinen 
Nächſten wie fich jelbft lieben, das heißt, das Necht des andern 
wie Das eigene wahrnehmen, jo vermag Doch diejes Bewußt- 
jein, wie ich gezeigt habe, gegen die Affelte wenig auszu— 
richten. F) Wohl äußert e8 eine gewiffe Wirkung auf dem 
Sterbebett, wo die Affefte von der Krankheit überwunden 
find und der Menſch Traftlos Ddaliegt, oder auch in den 
Tempeln, wo die Menjchen Feine Gejchäfte treiben, keines— 
wegs aber auf dem Markt oder am Hof, wo e8 doch am 
nötigften wäre. Außerdem habe ich nachgewiejen, daß Die 
Bernunft zwar viel vermag, um die Affefte im Zaum zu 
halten und zu dämpfen,Fr) daß aber der Weg, den bie 
Vernunft weift, jehr teil iſt. 747) 

Die Einbildung, die Menge, oder diejenigen, welche Durch 
die öffentlichen Geſchäfte abjeits gelenkt werden, könnten 
dahin gebracht werden, lediglich nad den Vorſchriften ber 
Bernunft zu leben, ift daher ein Märchen oder der poetische 
Traum vom goldenen Zeitalter. 


8 6. 
Ein Staat aljo, deffen Wohl von der Zuverläfftgkeit ein- 
zelner abhängt und deffen Angelegenheiten nur dann gehörig 
beforgt werden können, wenn die, welche fie verwalten, gewiffen- 








*) Gthit IV, Anhang 13. — **) Ethik III, 31, Anmerkung. — 
*x*4) Ethik IV, 58, Anmerkung. — +) Ethik IV, 15. — it) Ethik V, 4, 
Anmerkung. — +r}) Ethik V, 42, Anmerkung. 
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haft handeln wollen, wird keineswegs von Beftand fein. Um 
dauerhaft zu fein, müffen vielmehr die öffentlichen Dinge fo 
geordnet fein, daß diejenigen, welche jie verwalten, ſich gar 
nicht bewogen fühlen fünnen, gewiſſenlos zu jein oder ver- 
werflich zu handeln, ob fie fi) von der Bernunft oder vom 
Affeft leiten laſſen. Denn für die Sicherheit des Staates 
it es nicht von Belang, aus welcher Abficht die Angelegen- 
heiten richtig verwaltet werden; Die Hauptſache ift, daß fie 
richtig verwaltet werden. Die Freiheit, oder die Stärfe des 
Geiſtes ift die Tugend der einzelnen, die Sicherheit aber ift 
die Tugend der Staaten. 


sT. 


Weil endlih alle Menjchen, Barbaren wie Zivilifierte, 
fich zu mechjeljeitigen Verkehr miteinander verbinden und 
irgend eine bürgerliche Berfaffung bilden, fo find die Prin- 
zipten und natürlichen Grundlagen des Staates nicht den 
Lehrjägen der reinen Vernunft zu entnehmen, jondern aus 
der allgemeinen Natur oder Beichaffenheit der Menfchen. 

Das joll der Gegenftand des nächſten Kapitels fein. 


| — — — — 
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Hweites Kapitel. 


S21% 

In meinem „Theologiſch-politiſchen Traktat“*) habe ich: 
vom natürlichen und bürgerlichen Recht gehandelt, und in! 
meiner „Ethik“**) habe ich auseinandergefett, was Sünde: 
und Verdienft, was Gerechtigkeit und Unrecht, und mas. die: 
menfchliche Freiheit fei. Damit aber die Leſer des worliegen-: 
den Traftats nicht anderswo ſuchen müffen, mas hier befonders! 
in Betracht fommt, will ih e8 bier nochmals entwideln nnd: 
itberzeugend dartun. 


S 2. 


Segliches natürliche Ding kann adäquat begriffen werden, 
mag es eriftieren oder nicht. Ebenſowenig aljo wie der! 
Anfang der Eriftenz natürlicher Dinge, kann auch deren 
Beharren in der Eriftenz aus deren Definition geichloffen: 
werden. Denn ihr ideales Wefen ift, nachdem fie zu exiſtieren 
begonnen haben, ganz dasjelbe wie wor ihrer Eriftenz. Wie 
alſo der Anfang ihrer Eriftenz nicht aus ihrem Weſen folgen! 
fann, jo aud nicht ihre Beharrung im Eriftieren; vielmehr: 
dieſelbe Macht, die erforderlich, daß fie zu eriftieren beginnen, 
it auch erforderlih, daß fie zu eriftieren fortfahren. Hier-' 
aus folgt, daß die Macht der natürlichen Dinge, vermöge 
welcher ſie eriftieren, und folglich auch vermöge welcher fie: 
wirfen, feine andere fein kann, als die ewige Macht Gottes: 


*) Kap. 16. (Univ.-Bibliothef Nr. 2177-80.) — **) IV, 37, 2. An- 
merfung; 67, Beweis. 
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ſelbſt. Denn wenn eine andere Macht erſchaffen worden 
wäre, jo könnte fie nicht fich ſelbſt, und folglich auch nicht 
die natürlichen Dinge erhalten; ſondern ſie würde auch der— 
ſelben Macht bedürfen, in der Exiſtenz zu verharren, die 
erforderlich war, daß ſie erſchaffen wurde. 


Hieraus alſo, daß nämlich die Macht der natürlichen 
Dinge, vermöge welcher ſie exiſtieren und wirken, die Macht 
Gottes ſelbſt iſt, kann leicht erkannt werden, was Natur— 
recht ſei. Weil nämlich Gott ein Recht auf alles hat, und 
Gottes Recht nichts anderes iſt als Gottes Macht, ſofern 
ſie als abſolut frei betrachtet wird, ſo folgt, daß jedes natür— 
liche Ding ebenſoviel Recht von Natur hat, als es Macht 
hat zu exiſtieren und zu wirken; weil an die Macht 
eines jeden natürlichen Dinges, durch die es exiſtiert und 
wirkt, keine andere iſt als eben die Macht Gottes, die abſolut 
frei iſt. 

84. 

Unter Naturrecht verſtehe ib alſo die Natur— 
geſetze ſelbſt, oder die Regeln, nach welchen alles geſchieht; 
das heißt die Macht der Natur ſelbſt. Demgemäß erſtreckt 
ſich das natürliche Recht der geſamten Natur, und 
folglich jedes einzelnen Individuums, genau ſo 
weit, wie ſeine Macht. Alles folglich, was ein Menſch 
nach den Geſetzen feiner Natur tut, tut er nach dem höchſten 
Naturrecht, und er hat fo viel Necht auf die Natur, als feine 
Macht reicht. 


59. 


Wäre nun die menfchlihe Natur jo beichaffen, daß die 
Menſchen bloß nach den Vorſchriften der Vernunft lebten 
und nach nichts anderem ſtrebten, jo würde das Naturrect, 


2 
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ſoweit es auf die Eigenart des Menſchengeſchlechts angeſehen 
wird, lediglich durch die Macht der Vernunft beſtimmt wer— 
den. Die Menſchen aber laſſen ſich mehr von der blinden 
Begierde als von der Vernunft leiten, und ſomit darf die 
natürliche Macht, oder das natürliche Recht der Menſchen 
nicht durch die Vernunft, ſondern muß durch jegliche Begierde, 
von der ſie zum Handeln beſtimmt werden und der ent— 
ſprechend ſie ſich zu erhalten ſtreben, definiert werden. Ich 
gebe zwar zu, daß jene Begierden, die nicht aus der Vernunft 
entſpringen, nicht ſowohl menſchliche Handlungen als viel— 
mehr menſchliche Leiden“) find. Weil es ſich aber bier um 
Die allgemeine Macht oder das Recht der Natur handelt, 
kann ich da feinen Unterſchied machen zwiſchen Begierden, 
die aus der Bernunft, und ſolchen, die aus andern Urfachen 
in uns entiteben, da ja diefe wie jene Wirkungen der Natur 
find, Äußerungen der natürlichen Kraft, womit der Menſch 
in feinem Sein zu verbarren flrebt. Denn der Menſch, ob 
weije oder unweiſe, ift ein Teil der Natur, und alles, wovon 
irgend jemand zum Handeln beſtimmt wird, muß zur Macht 
der Natur gerechnet werden, jofern fie nämlich durch Die 
Natur dieſes oder jenes Menfchen definiert werden kann. 
Denn der Menſch, jet er von der Bernunft oder von der 
bloßen Begierde geleitet, handelt lediglih nach den Gefeßen 
oder Negeln der Natur, das heißt, (nach $ 4 dieſes Kapitels,) 
nach dem Naturrecht. 


8 6. 

Die meiften aber glauben, von den Unmifjenden werde 
die Ordnung der Natur mehr geftört als befolgt, und fie 
denken fich die Menfchen in der Natur wie einen Staat im 
Staate. Denn fie behaupten, der menfchliche Geift werde von 


*) Val. die Anmerkung in meiner Überfegung der „Ethik“ (Univ.» 
Biblioibet) zu III, 1, Zuſatz. 
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feinen natürlichen Urfachen hervorgebracht, fondern unmittel— 
bar von Gott gefhaffen, und er wäre daher von den übrigen 
Dingen fo unabhängig, daß er abfolute Macht hat, ſich ſelbſt 
zu beftimmen und von der Bernunft den richtigen Gebrauch 
zu machen. Die Erfahrung hingegen lehrt ſattſam, daß es 
ebenfowenig in unferer Macht fteht, einen gefunden Geift, 
als einen gefunden Leib zu haben. Ferner, da ja jedes 
Ding, ſoweit e8 bei ihm jelbft fteht, fein Sein zu erhalten 
ftrebt, können wir nicht den geringften Zweifel hegen, daß, 
wenn e8 wirklich ebenſo in unferer Macht ftünde, nach den 
Vorſchriften der Vernunft zu leben, als von blinder Begierde 
geleitet zu werden, dann alle fi von der Vernunft leiten 
laffen und ihr Leben weiſe einrichten würden; was aber 
doch gar nicht der Fall ift, da jeder im Bann feiner 
Begierden liegt. 

Die Theologen aber heben diefen Einwand nicht mit der 
Behauptung, die Urſache diefer Schwäche der Menſchennatur 
jet ein Fehler oder eine Sünde, die ihren Urfprung vom 
Fall des Urahns berleite. Denn hätte der erſte Menſch 
ebenfo die Macht gehabt, ftandhaft zu bleiben als zu fallen, 
wie fonnte es alsdann gejchehen, daß er bei Harem Bewußt- 
jein zu Sal fan? Sie fagen allerdings, er wäre vom 
Zeufel verführt worden. Wer aber war jener, der den Teufel 
jelber verführte? Wer, frage ih, bat ihn, der alle mit 
Berftand begabten Geſchöpfe überragte, jo finnlos gemacht, 
daß er mehr als Gott fein wollte? War er, ein Wefen 
von gejunden Berftand, etwa nicht bejtrebt, fich jelbft und 
jein Sein, jo jehr er vermochte, zu erhalten? — Wie konnte 
es ferner gejchehen, daß der erfte Menſch, der doch feines 
Geiſtes mächtig und Herr feines Willens war, fich verleiten 
und feines Verſtandes berauben ließ? Hatte er die Macht, die 
Vernunft richtig zu brauchen, jo konnte er ja nicht betrogen 
werden, denn ficherlich war er beftrebt, fein Sein, alfo feinen 
gefunden Verſtand, jo gut er fonnte zu erhalten. Tatfächlich 
wird borausgefeßt, er habe diefe Macht bejeffen; demnach) 

2% 
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bat er auch unbedingt feinen gefunden Verſtand fich bewahrt 
und konnte nicht betrogen werden. Nach jener Erzählung 
jelbft aber ward er betrogen; folglih muß man zugeben, 
daß der erſte Menſch die Macht nicht befaß, die Bernunft 
richtig zu brauchen, fondern wie wir, den Affekten preis- 
gegeben war. 


57 


Niemand aber kann beſtreiten, daß der Menſch, wie die 
übrigen Individuen, ſein Sein, ſo ſehr er vermag, zu erhalten 
ſtrebt. Ein etwaiger Unterſchied könnte nur aus der Annahme 
begriffen werden, daß der Menſch einen freien Willen habe. 
Aber je freier wir uns einen Menſchen denken, um ſo mehr 
müßten wir von ihm annehmen, daß er ſein Sein zu erhalten 
ſich gedrungen fühlt und feines Berftandes mächtig ift. Das 
wird mir jeder einräumen, der nicht Freiheit mit Willkür 
perwechfelt. Denn Freiheit ift eine Tugend oder Vollkommen— 
beit; aljo kann, was eine menſchliche Schwäche bekundet, 
nicht auf feine Freiheit bezogen werden. Deshalb kann ein 
Menſch nimmermehr darum frei genannt werden, weil ex 
nicht eriftieren, oder weil er von der Vernunft feinen Gebrauch) 
machen kann, fondern nur weil er die Macht bat, zu exi- 
ftieren und zu wirken gemäß den Gefegen der menfchlichen 
Natur. Se mehr wir alfo einen Menſchen als frei betrachten, 
um jo weniger können wir jagen, daß er die Vernunft nicht 
gebrauchen und das Schlechte Lieber als das Gute wählen 
fünne. Gott, der abjolut frei eriftiert, denkt und wirkt, 
eriftiert, denkt und wirft darum notwendig, nämlich gemäß 
der Notwendigkeit feiner Natur. Denn e8 it fein Zweifel, 
daß Gott mit derfelben Freiheit wirkt, mit welcher er eriftiert. 
Wie er alfo nah der Notwendigkeit feiner eigenen Natur 
eriftiert, fo handelt er auch nach der Notwendigkeit feiner 
eigenen Natur, das heit, er bandelt abiolut frei, 
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Sch ziehe daraus alfo den Schluß, daß es in der Macht 
jedes Menjchen nicht fteht, immer die Bernunft zu gebrauchen 
und den höchſten Gipfel menfchlicher Freiheit einzunehmen; 
daß aber jedermann jederzeit beftrebt ift, jo jehr er vermag, 
jein Sein zu erhalten, und daß (weil jeder jo viel recht 
bat, als ſeine Macht reicht,) ein jeglicher, was immer ev 
erjtrebt und tut, ob er weile oder unmeife, nach dem 
böchften Naturrecht erftrebt und tut. Woraus folgt, dab 
das Necht und die Ordnung der Natur, innerhalb welcher 
alle geboren werden und auch meiftenteils leben, nichts ver- 
bietet, al8 was niemand begehrt und niemand vermag, und 
weder Streit, no Haß, noch Zorn, noch überhaupt etwas, 
wozu die Begierde reizt, verwirft. Kein Wunder: die Natur 
ift eben nicht den Geſetzen der menfchlichen Vernunft unter- 
ftellt, die nur den wahren Nußen und die Erhaltung der 
Menſchen bezweden, jondern noch unendlich anderen, welche 
die ewige Ordnung der Natur, wovon der Menjch ein Fleiner 
Zeil ift, bedingen und duch deren Notwendigkeit allein alle 
Einzelwejen auf bejondere Weife beſtimmt werden, zu exi— 
ftieren und zu wirken. Was uns demnach in der Natur 
lächerlich, widerfinnig, oder fchlecht feheint, jcheint uns nur 
deshalb jo, weil wir die Dinge nur teilweije fennen, die 
Ordnung und den Zufammenhang der gefamten Natur aber 
größtenteils nicht fennen, und weil wir möchten, daß fich 
alle Dinge nad den Vorſchriften umferer Vernunft richten, 
während doch das, was die Bernunft für jchlecht erklärt, 
nicht in bezug auf Die Ordnung und die Gefeße der ganzen 
Natur ſchlecht ift, jondern allein nur in bezug auf die Geſetze 
unferer Natur. 

SER - 


Außerdem folgt auch, daß jeder fo lange dem Hecht eines 
andern unterſtellt if, als er feiner Macht unterjtellt ift, und 
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inſofern feinem eigenen Recht, jofern er die Macht bat, jeder 
Gewalt zu widerftehen und jeden ihm zugefügten Nachteil 
nach eigenem Gutdünfen zu rächen, mit einem Wort, fofern 
er nach feiner perſönlichen Sinnesweife leben fan. 


$ 10. 


‘Der bat einen andern in feiner Gewalt, der ihn gefeffelt 
hält; oder der ihm Waffen und Mittel zur Verteidigung 
oder Flucht genommen hat; oder der ihm Furcht einflößt; 
oder der ihn durch Wohltat derart verpflichtet hat, daß er 
lieber jenem als fich jelber zu Willen ift und lieber nad) 
deffen Anfichten als nach feinen eigenen lebt. Im erften 
und zweiten Fall hat er nur den Körber des andern in 
feiner Gewalt, nicht feinen Geift, im dritten oder vierten 
aber untermwirft er Geift und Körper desjelben feinem Rechte; 
jedody nur folange die Furcht oder die Hoffnung anhält, ift 
dieſe oder jene geſchwunden, jo bleibt der andere unter feinen 
eigenen Recht. 


SAL 


Auch die Urteilsfähigfeit kann injofern dem Recht eines 
andern unterworfen fein, fofern der Geifl von einem andern 
getäufcht werden fann. Woraus folgt, daß der Geift infofern 
jeinem eigenen Recht unterftellt ift, jofern er von der Ber- 
nunft den richtigen Gebrauch machen kann. Sa, weil die 
menjchlihe Macht nicht ſowohl nad) der Kraft des Körpers 
als vielmehr nad) der Stärke des Geiftes zu bewerten ift, 
jo folgt, daß diejenigen am meiften ihrem eigenen echt 
unterftellt find, bei denen die Vernunft am meilten zur 
Geltung kommt und die fih von ihr am meiften leiten 
laffen. Demgemäß erfläre ich den Menjchen injofern für 
durchaus frei, wiefern er von der Vernunft geleitet wird; 
weil er infofern von Urfachen, die allein durch ſeine Natur 
adäquat begriffen werden können, zum Handeln beſtimmt 
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wird. Denn die Freiheit hebt die Notwendigkeit des Haus 
delns nicht auf, fondern fett fie voraus (wie ich in S 7 
dieſes Kapitels gezeigt). 

$ 12. 


Die Treue gegen jemand, dem man mit bloßen Worten 
verjprochen bat, das oder jenes zu tun, was man nad) 
eignem Hecht auch unterlaffen kann, oder umgekehrt, hat 
nur folange feiten Beftand, als fih der Wille deffen, der 
Treue gelobt hat, nicht ändert. Denn wer die Macht bat, 
die Treue zu brechen, hat im Grunde feines Nechts fich 
nicht begeben, jondern nur Worte hergegeben. Wenn alio 
derjenige, der nach dem Naturrecht fein eigener Richter ift, 
die Anficht gewinnt — ob fte richtig oder falſch (Seren ift 
ja menfhlih) — daß ihm aus dem gegebenen Verfprechen 
mehr Schaden als Nuten erwächlt, jo kommt er in feiner 
Erwägung auf den Gedanken, das DVerfprechen zu brechen, 
und er bricht e8 nach dem Naturrecht (gemäß Art. 9 dieſes 
Kapitels). 

s 13. 


Wenn zwei miteinander übereinfommen und ihre Kräfte 
verbinden, jo vermögen fie zuſammen mehr und haben aljo 
miteinander mehr Necht auf die Natur, als jeder von beiden 
allein. Und je mehr Perſonen auf diefe Weije ihre Angelegen- 
heiten verbinden, um jo mehr Necht werden alle zuſammen 
baben. 


S 14. 


Sofern die Menfchen von Zorn, Neid oder fonft einem 
Affekt der Abneigung entzweit werden, infofern werden fie 
in verſchiedene Richtungen getrieben und find Gegner. Und 
fie find deshalb um fo mehr zu fürchten, je mehr fie ver- 
mögen und je Hüger und liftiger fie find als die übrigen 
Geſchöpfe. Weil nun die Menfchen meifteng dieſen Affekten 
unterworfen find, (wie ic in $ 5 des vorigen Kapitels 
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jagte,) fo find die Menjchen folglich von Natur Feinde, 
Denn der ift mein äÄrgfter Feind, den ich am meiften zu 
fürchten habe und vor dem ich mich am meiften hüten muß. 


8 15. 


Da aber (nah 8 9 dieſes Kapitels) im Naturzuftand 
jeder jeinem eigenen Necht folange unterftellt ift, als er fich 
vor der Unterdrüdung eines andern fchüßen kann, der ver- 
einzelte jedoch fich vergebens anftrengen würde, ſich vor allen 
andern zu ſchützen, jo folgt, daß das natürliche menschliche 
Recht folange fein Recht und mehr ein eingebildetes als 
ein wirkliches ift, ſolange es durch die Macht des einzelnen 
beſtimmt wird und ſich auf den einzelnen befchränft, meil 
es ja keinerlei Sicherheit zu feiner Erhaltung bietet. Und 
es iſt gewiß, Daß jeder um jo weniger vermag und folglich 
um jo weniger Recht befitst, je mehr Urſache er hat, zu 
fürchten. Hiezu kommt, daß die Menfchen kaum ohne 
wechjeljeitige Unterftütung das Yeben friften und den Geift 
bilden könnten. 

Daraus ziehe ich den Schluß, daß das Naturrecht, welches 
dem Menſchengeſchlecht eigentümlich, nur dort denkbar tft, wo 
die Menſchen gemeinjame Rechte haben, indem fie miteinander 
das Land, das fte bewohnen und anbauen können, ſich zu eigen 
machen, fich verteidigen und jede Gewalt zurüdichlagen, und 
nach den gemeinfchaftlichen Sinn aller leben Fünnen. Denn 
(wie in 8 13 dieſes Kapitels gejagt), je mehr Menſchen mitein- 
ander übereinkommen, fich auf dieſe Weife zu vereinen, um 
jo mehr Recht haben alle miteinander. Und wenn die 
Scholaftifer aus diefen Grunde — weil nämlich die Menjchen 
im Naturzuftand kaum ihr eigenes Recht befien fünnen — 
den Menſchen ein „gefelliges Tier“ nennen wollen, jo babe 
ich feinen Grund, ihnen zu widerjprechen, 
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S 16. 


Wo die Menfchen gemeinfame Kechte haben, und alle 
wie von Einem Geifte geleitet werden, muß (nad) $ 13 diefes 
Kapitels) jeder einzelne von ihnen um jo weniger an Necht 
befien, je mehr die übrigen miteinander an Macht ihm 
iiberlegen find; das heißt, er hat tatjächlich fein anderes 
Recht auf die Natur, als das, welches ihm das gemeinſame 
Recht einräumt. Im übrigen ift er verbunden zur befolgen, 
was nach dem gemeinfchaftlihen Sinn ihm befohlen wird, 
oder er fann (nah 8 4 dieſes Kapitels) durch das Necht 
dazu gezwungen werden. 


8317; 


Diejes Recht, das als Macht der Mehrheit definiert wird, 
beißt gewöhnlih Negierung. Und es wird unbeſchränkt 
(abjolut) innegebabt von dem, welchem nach allgemeiner 
Zuftimmung die Beforgung des Gemeinweſens zufteht, näm— 
ich: Geſetze zu erlaffen, auszulegen und abzufchaffen, Städte 
zu befeftigen, über Krieg und Frieden zu bejchließen ujw. 
Falls diefe Fürſorge einer Ratsverfammlung obliegt, die aus 
der allgemeinen Bevölkerung zuſammengeſetzt wird, jo nennt 
man das eine demokratiſche Negierung; wenn aber nur 
aus gewiffen Auserwählten, jo heißt fie Ariftofratie; wenn 
endlich die Bejorgung des Gemeinwefens, alſo die Negierung, 
Einem zufteht, wird fie Monarchie genannt. 


s 18. 


Aus den Darlegungen diefes Kapitels ift Har erfichtlich, 
daß es im Naturzuftand Feine Sünde gibt, oder daß wer 
jündigt, gegen fich, nicht aber gegen jemand anders fündigt, 
weil ja nach dem Naturrecht niemand gebalten ift, wenn er 
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nicht will, einem andern zu Willen zu fein, noch etwas für gut 
oder ſchlecht zu halten, was er nicht ſelber nach feiner, Gefinnung 
für gut oder jchlecht beurteilt, und vom Naturrecht nichts 
abjolut verwehrt ift außer was niemand vermag. (©. 8$ 5 
u. 8 diejes Kapitels.) Sünde aber ift eine Handlung, die nad) 
dem Recht nicht gefchehen darf. Wären die Menſchen nad) 
der Einrichtung der Natur der Leitung der Bernunft unter- 
worfen, jo ließen ſich alle notwendig von der Bernunft leiten. 
Denn die Einrichtungen der Natur find die Einrichtungen 
Gottes, (nach den 88 2 u. 3 dieſes Kapitels,) welche Gott 
mit derjelben Freiheit, wonach er eriftiert, weranftaltet hat, 
und die daher aus der göttlichen Natur unerbittlich folgen 
(j. 8 7 dieſes Kapitels), und te find demzufolge ewig und 
fonnen nicht verlegt werden. Die Menſchen jedoch werden 
meiltens von dem Begehren ohne Bernunft geleitet, gleich- 
wohl aber verjtoßen fie damit nicht gegen die Ordnung der 
Natur, jondern folgen ihre mit Notwendigkeit. Demnach ift 
der Unweiſe und geiftige Schwädhling nad) dem Naturrecht 
nicht mehr verpflichtet, fein Leben weile zu führen, als Der 
Kranke verpflichtet ift, einen gefunden Körper zu haben, 


319; 


Der Begriff Sünde ift daher nur im Staate denkbar, 
wo nämlich das gemeinfame Recht des ganzen Staates ent- 
icheidet, was als gut und was als fehlecht gelten joll, und 
wo niemand (nad) $ 16 dieſes Kapitels) etwas mit Recht 
tut, als was er gemäß dent gemeinfamen Beſchluß, oder 
nach allgemeiner Übereinftimmung, tun darf. Denn das iſt 
Sünde, (wie ich im vorigen $ jagte,) was nicht mit Hecht 
geichehen Kann, oder was von Necht verwehrt ift. Gehorſam 
aber ift der feſte Wille, zu tun, was nach dem gemeinſamen 
Beſchluß geſchehen joll. 
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. 520, 


Mir find gedoch gewöhnt, auch das Sünde zu nennen, 
was dem Gebot der gefunden Bernunft entgegen iſt, und 
Gehorſam den feiten Willen, die Begierden zu zügeln nad) 
der Vorjchrift der Bernunft. Ich würde das für vollitändig 
richtig halten, wenn die menjchliche Freiheit in der Ungebunden- 
beit der Begierden, und die Unfreiheit in der Herrjchaft der 
Bernunft beftünde. Weil aber die menfchlihe Freiheit um 
jo größer ift, je mehr ein Menſch ſich von der Vernunft 
leiten laffen und die Begierden zu bändigen vermag, jo 
fönnen wir nur jehr uneigentlih ein vernünftiges Leben 
Gehorſam (Gebundenheit) nennen und Sünde das, was dod) 
in Wirklichkeit geiftiges Unvermögen, aber nicht eine Auf— 
lehnung gegen ſich jelbft ift, und was für den Menfchen eher 
die Bezeihnung Sklave als Freier rechtfertigt. (©. 88 7 
u. 11 dieſes Kapitels). 


322215 


Da nun aber die Vernunft, Frömmigfeit üben und fried- 
lihen und guten Herzens zu fein lehrt, was nur im Staate 
der Fall fein kann, und weil e8 außerdem nicht möglich ift, 
daß die Menge gleichjam von Einem Geifte geleitet wird, wie 
der Staat e3 erheifcht, ohne daß Rechte (Geſetze) vorhanden 
wären, die nach Vorſchrift der Vernunft feftgefett find, daher 
wird von den Menfchen, die im Staate zu leben gewöhnt 
find, nicht fo ganz uneigentlih Sünde genannt, was gegen das 
Gebot der Vernunft ift; weil nämlich die Rechte eines recht 
guten Staates (ſ. 8 18 diefes Kapitels) den Geboten der 
Dernunft entiprechen müffen. Wenn ich trotzdem jagte ($ 18 
dieſes Kapitels), wenn der Menſch im Naturzuftand fündigt, 
fo fündige er gegen fich ſelbſt, jo vergleiche darüber Kapitel IV, 
55 4 ı. 5, wo dargelegt wird, in welchen Sinne wir jagen 
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können, daß derjenige, der die Herrſchaft befitst und nach 
dent Naturrecht innehat, an Gefete gebunden fei und ſün— 
digen könne. 


522. 


Was die Religion anbelangt, jo ift e8 gleichfalls gewiß, 
daß der Menſch um fo freier ift und fich ſelbſt am meiften 
entjpricht, je mehr er Gott liebt und mit ganzer Seele ver- 
ehrt. Sofern wir aber nicht die Ordnung der Natur, die 
wir nicht kennen, jondern allein die Gebote der Vernunft, 
welche auch die Keligion enthalten, ins Auge fajlen und 
zugleich erwägen, daß fie ung von Gott, als ob er in unferm 
Innern redete, geoffenbart wurden, oder auch den Propheten 
gleichjam als echte (Gejete) geoffenbart worden ſeien, injo- 
fern jagen wir, auf menschliche Weiſe geredet, daß der Menich 
Gott gehorſam ift, wenn er ihn mit ganzer Seele liebt, aber 
jündigt, wenn er von blinder Begierde geleitet wird. Dabei 
müſſen wir aber immer eingedenk jein, daß wir in Gottes 
Macht Stehen wie der Ton in der Macht des Töpfers, *) der 
aus derjelben Maſſe Gefäße als Schmud und andere ſchmuck— 
[08 berftellt; daß demnach der Menſch wohl Gottes Ber- 
ordnungen zumider handeln kann, fofern ſolche in unfern 
oder der Propheten Geift fozufagen als Gejete eingefchrieben 
worden find, nicht aber wider die Verordnung Gottes, Die 
in die gefamte Natur gefchrieben iſt und die Ordnung der 
ganzen Natur betrifft. 


S 28. 


Wie alfo Sünde und Gehorjam, ftreng genommen, ledig- 
lih im Staate begriffen werden fünnen, jo auch Gerechtig- 
feit und Unrecht. Denn e8 gibt nichts in der Natur, wovon 
mit Recht gefagt werden kann, e8 gehöre diefem und feinem 
andern; alles gehört vielmehr allen, wenn fie nämlich die 


*) Serena 18, 6. 
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Macht haben, es fi anzueignen.“) Im Staat aber, wo 
nach Dem gemeinſamen Recht entſchieden wird, was dieſem 
| — was jenem gehört, heißt der rechtſchaffen, der den feſten 

Willen hat, jedem das Seine zu N und ungerecht, 
der ſich aneignen will, was einem andern gehört. 


8 24. 


Im übrigen babe ich in meiner „Ethik“ entwicelt, daß 
Lob und Tadel Arfefte der Luft und Unluſt find, begleitet 
von der dee einer menſchlichen Zugend oder Schwäche ala 
Urſache. 








*) Ethik II, 29, Anmerkung. 


— — — — 
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Drittes Kapitel. 


pe 


Die Form eines bürgerlichen Verbandes heißt „Staats- 
verfafjung“. Der gejamte Körper eines bürgerlichen Ver— 
bandes aber wird „Staat“ genannt. Die allgemeinen Staats- 
geihäfte, die won der Leitung derer abhängen, welche die 
Regierung innehaben, heißen „Gemeinweſen“. Die Menjchen 
jodann, jofern fie ſich nach ſtaatlichem Recht aller Vorteile 
des Staats erfreuen, beißen „Bürger“; „Untertanen“ aber, 
jofern fie den Einrichtungen oder Geſetzen des Staates zu 
gehorchen verpflichtet find. 

Wie ih) im 8 17 des vorigen Kapitels jagte, gibt es 
dreierlei Arten von Staatsverfaffung: die demokratische, die 
ariftofratifehe und die monardhiiche. 

Bevor ih nun mit der Behandlung einer jeden von 
diefen fpeziell beginne, will ich vorher allgemeines ausein- 
anderjegen, was die Staatsverfaffung überhaupt anbelangt. 
Hievon kommt vor allem in Betracht das höchſte Recht 
des Staates oder der höchſten Gewalten. 


82, 

Aus 8 15 des vorigen Kapitels erhellt, daß das echt 
der Regierung, oder der höchften Gemwalten, nichts anderes 
jet als das Naturrecht jelbft, das durch die Macht nicht der 
einzelnen, jondern der wie von Einen Geift geleiteten Menge 
beftunmt wird; d. b., jo wie jeder einzelne tn Naturzuftand, 
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hat auch der Körper und Geift des gefamten Staates fo viel 
Recht als feine Macht reiht. Daher bat jeder einzelne 
Bürger oder Untertan um jo viel weniger Necht, um jo 
mehr ihm der Staat an Macht überlegen tft (j. $ 16 des 
vorigen Kapitels), und folglich tut und befit jeder einzelne 
Bürger mit Neht nur das, was er nad) der allgemeinen 
Verordnung des Staates verteidigen kann. 


— 

Wenn der Staat jemand das Recht verleiht, und folglich 
die Macht, (denn andernfalls hat er ihm bloße Worte gegeben, 
nach 8 12 des vorigen Kapitels,) nad) feinem Gutdünken 
zu leben, jo tritt er eben damit fein Necht ab und über- 
trägt e8 auf jenen, dem er folhe Macht gegeben. Hat er 
aber zweien oder mehreren diefe Macht verliehen, daß näm— 
lich jeder nach feinem Gutdünken leben mag, jo hat er eben 
damit die Regierung geteilt. Hat er endlich jeglihem Bürger 
diefe Macht verliehen, jo hat er Damit fich felber zerſtört und 
er bleibt fernerbin fein Staat mehr, jondern alles fehrt in 
den Naturzuftand zurüd. 

Das alles erhellt aus dem Borftehenden in voller Klar- 
beit, und daraus folgt auch, Daß es ganz undenkbar ift, daß 
es nah ftaatliher Ordnung jedem Bürger geftattet fein 
fönne, nach eigenem Gutdünken zu leben; daß vielmehr diejes 
Naturrecht, wonach jeder fein eigener Richter, im Staate 
notwendig aufgehoben tft. Ich ſage ausdrüdlich: „nach ftaat- 
licher Ordnung“; denn auch im Staate hört das Natur- 
recht jedes einzelnen nicht auf (mern wir die Sache richtig 
erwägen). Denn aud im Staat, ebenſo wie im Natur- 
zuftand, handelt der Menſch nach den Gejegen feiner Natur 
und iſt auf feinen Borteil bedacht. Der Menſch, fage ich, 
wird in beiden Lagen duch Furcht oder Hoffnung geleitet, 
das und jenes zu tun oder zu Taffen. Der hauptfächliche 
Unterſchied zwifchen beiden Lagen ift aber der, daß innerhalb 
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des Staatsverbandes alle Gleiches zu fürchten haben und die 
Sicherheit aller in der gleichen Lebensweife bedingt ift; was 
doch aber Feineswegs die perfünliche Urteilsfähigkeit aufbebt. 
Denn wer alle ftaatlichen Verordnungen ſich zur Richtſchnur 
nimmt, ob aus Furcht vor der Staatsgewalt oder aus Liebe 
zur Ruhe, bezwedt damit doc gewiß feine Sicherheit und 
jeinen Nutzen. 
84. 

Auch das iſt außerdem undenkbar, daß jeder Bürger die 
ſtaatlichen Beſchlüſſe oder Rechte ſoll auslegen dürfen. Denn 
wäre das jedem erlaubt, ſo würde er dadurch ſein eigener 
Richter ſein, da ja jeder ſeine Handlungen mit einem Schein 
von Rechtmäßigkeit mühelos entſchuldigen oder beſchönigen 
könnte und alſo nach eigenem Gutdünken leben würde, was 
(nach dem vorigen $) widerſinnig tft. 


- 


8 5. 
Wir ſehen alfo, daß jeder Bürger nicht dem eigenen, 
jondern dem Hecht des Staates unterjtellt il, deſſen ſämt— 
liche Berordnungen er zur befolgen verpflichtet iſt, und daß 
er auch feinerlei Recht beanfpruchen kann, darüber zu ent- 
jcheiden, was erlaubt und unerlaubt, löblich oder verwerflic) 
jet. Weil vielmehr der Staatsfürper wie von Einem Geift 
geleitet werden muß, und demgemäß der Wille des Staates 
als der Wille aller zu gelten bat, darum ti die Erflärung 
des Staates darüber, was gerecht und gut fein fol, ebenjo 
zu ſchätzen, als ob jeder Staatsbürger fi dahin erllärt 
hätte; und deshalb ift jeder Untertan verpflichtet, die Verord— 
nungen des Staates zu befolgen, mag er fie noch jo abfällig 
beurteilen. 
86. 
Man kann jedoch einwerfen, ob es denn nicht der Ver— 
nunft widerſtrebt, ſich dem Urteil eines andern vollſtändig 
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zu unterwerfen, und ob aljo das ftaatliche Berhältnis nicht 
der Vernunft zumwiderläuft? Der Staatsverband wäre danach 
eine vernunftwidrige Einrichtung und Fönnte nur von Menſchen 
gefehaffen werden, die von der Vernunft verlaffen find, aber 
feineswegs von ſolchen, die von der Vernunft geleitet werden. 
Allein, da die Vernunft nichts Naturwidriges lehrt, jo Tann 
auch die gefunde Vernunft nicht vorfchreiben, daß jeder ein- 
zelme auf fein eigenes Necht beftehe, jolang die Menjchen 
noch den Affeften unterworfen find (nad 8 15 des vorigen 
Kapitels); d. h., die Vernunft verneint, daß das geſchehen 
könne. Überdies lehrt die Vernunft unbedingt, den Frieden 
zu ſuchen, der aber nur Beftand haben kann, wenn die all- 
gemeinen echte des Staates unverletzt bleiben. Je mehr 
ih alfo der Menſch von der Vernunft leiten läßt, d. b. 
(nach $ 11 des vorigen Kapitels), je freier er it, deſto beharr— 
licher wird er die Rechte des Staates rejpeftieren und Die 
Anordnungen der höchſten Gewalten, denen er unterftellt 
ift, befolgen. — Es fommt weiter hinzu, daß der Staat 
naturgemäß eingefett ift, die allgemeine Furcht zu befeitigen 
und allgemeine Übel fern zu halten, und alſo hauptjächlich 
das bezwedt, wonach jeder einzelne, der von der Vernunft 
geleitet wird, ftrebt, aber ohne es zu erreichen (nad) 8 15 
des vorigen Kapitels). 

Wenn darım ein von der Bernunft geleiteter Menfch 
auf Grund ftaatliher Verordnung auch einmal etwas tun 
muß, was er für unvernünftig hält, fo wird diefer Nachteil 
bei weitem aufgewogen von dem Guten, was das ftaatliche 
Berhältnis überhaupt ihm gewährt; auch das ift ja ein Gejet 
der Vernunft, von zwei Übeln das geringere zu mählen. 
Der Schluß ift demnach berechtigt, daß man niemals gegen 
die Borjerift der eigenen Vernunft handelt, wenn man tut, 
was man nad dem Recht des Staates tun muß. Das wird 
mir jeder um jo eher zugeben, nachdem ich auseinandergefett 
haben werde, twie weit fi) die Macht und alfo das Necht 
des Staates eritredt. 

B 
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In Betracht zu ziehen iſt zuvörderſt: Wie im Natur— 
zuſtand (nach 8 11 des vorigen Kapitels) der Menſch am 
meiſten vermag und am meiſten ſein eigenes Recht zur 
Geltung bringen kann, der von der Vernunft geleitet wird, 
ſo vermag auch der Staat am meiſten und kann ſein eigenes 
Recht am meiſten zu Geltung bringen, der auf die Vernunft 
gegründet iſt und vernunftgemäß gelenkt wird. Denn das 
Recht des Staates beſtimmt ſich nach der Macht der Menge, 
die von Einem Geiſte geleitet wird. Dieſe Einheit der Geiſter 
iſt aber nur denkdar, wenn der Staat am meiften ſich das 
zum Ziele ſetzt, was die geſunde Vernunft als vorteilhaft 
für alle Menjchen erfennt. 


SR} 


Zum zweiten kommt in Betracht, daß die Untertanen 
injofern nicht dem eigenen, jondern dem Recht des Staates 
unterftellt jind, fofern fie deffen Macht oder Drohungen 
fürchten, oder jofern fie das Staatsverhältnis lieben (nach 
$ 10 des vorigen Kapitels). Daraus folgt, daß zu den 
Rechten des Staates nicht gehört, wozu niemand durch 
Belohnungen oder Drohungen bewogen werden kann. 3.8. 
jein Urteilsvermögen kann niemand aufgeben: durch welche 
Belohnung oder Bedrohung könnte z. B. der Menſch bewogen 
werden, zu glauben, ein Ganzes wäre nicht größer als fein 
Teil? oder daß Gott nicht eriftiere? oder daß ein ficht- 
lich begrenzter Körper unendlich jei? überhaupt zu glauben, 
was dem Empfinden oder Denken jehnurftrads widerjpricht ? 
Dur welche Belohnungen oder Drohungen ferner könnte 
ein Menſch bewogen werden, zu lieben, was er haßt, oder zu 
baffen, was er liebt? — Auch das gehört hierher, wogegen Die 
menschliche Natur fich derartig fträubt, daß es als ſchlimmſtes 
UÜbel erjcheint, wie: daß der Menſch gegen fich jelbit als 
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Zeuge aufträte; daß er ſich ſelbſt foltere; daß er ſeine Eltern 
umbringe; daß er dem Tod nicht ausweiche; und anderes 
dergleichen, was Belohnungen oder Drohungen nicht bewirken 
können. Sagen, der Staat habe das Recht oder die Macht, 
dergleichen zu befehlen, wäre nicht anders, als wenn jemand 
ſagte, ein Menſch könnte von Rechts wegen wahnſinnig oder 
verrückt ſein; ein Recht, dem niemand unterworfen werden 
kann, kann doch nichts anderes ſein als ein verrücktes! 

Ich rede hier ausdrücklich von dem, was zum Staatsrecht 
nicht gehören kann und wogegen die menſchliche Natur zumeiſt 
ih fträubt. Wenn irgendein Narr oder Blödſinniger von 
Belohnungen oder Drohungen nicht bewogen werden kann, 
die Geſetze zu befolgen, oder wenn diefer oder jener als Mit- 
glied einer Sekte*) die Nechte des Staates für ſchlimmſte 
Übel hält, jo tut das freilich der Wirkfamfeit der Staats- 
rechte feinen Eintrag, da ja die meiften Bürger fie anerkennen; 
weshalb diejenigen, die, von Furcht und Hoffnung unberührt, 
hierin nur ihr eigenes Necht gelten laffen wollen, (nach $ 10 
des vorigen Kapitels,) Feinde des Staates find, (nah 8 14 
des vorigen Kapitels,) und mit Recht daran verhindert werden 
dürfen. 


per: 


Drittens endlich kommt in Betracht, daß das Staats- 
recht ſich am allerwenigften auf jolches erſtrecken kann, was 
die meiften erbittert. Denn den Menfchen ift von der Natur 
der Zug eingeprägt, fi) miteinander zu verſchwören, fei es 
wider etwas, was fie gemeinfam fürchten, oder Durch den 
Trieb, ji für einen gemeinfamen Schaden zu rächen. Da nun 
das Staatsrecht nad) der gemeinjamen Macht der Menge zu 
definieren ift, jo muß ficherlich des Staates Macht und Recht 
injofern Einbuße erleiden, ſofern er felber Urſachen dazu 


*) Anipielung auf die Mennoniten. 
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gibt, daß fi) viele miteinander verſchwören. Keine stage, 
auch der Staat hat mancherlei zu fürchten, und ebenjo wie 
der einzelne Bürger, oder der Menfch im Naturzuftand, ift 
auch der Staat um jo mehr in feinem eigenen Necht befchräntt, 
je mehr Grund er hat, zu fürchten. — 

Soviel vom Necht der höchſten Gewalten iiber die Unter- 
tanen. Bevor ich aber das Necht derjelben über andere 
behandle, ift wohl die Erörterung der Frage am Plate, die 
über die Neligion aufgeworfen zu werden pflegt. 


$ 10. 


Man kann mir nämlich einwerfen, ob denn die Staats- 
verfaffung und der Gehorſam der Untertanen, wie er nad) 
meinen Ausführungen erforderlich), nicht die Neligion auf- 
hebt, welche uns die Berehrung Gottes zur Pflicht macht. 
Erwägen wir aber die Sache genau, jo werden wir nichts 
entdecen, was Bedenken einflößen könnte. Denn fofern der 
Geift von der Vernunft Gebrauch macht, iſt er nicht dem 
Hecht der böchften Gewalten, fondern feinen Recht unter- 
ftellt (nach $ 11 des vorigen Kapitels). Alfo kann die wahre 
Erkenntnis Gottes und Liebe zu ihm feiner Herrjchaft unter- 
worfen werden, ebenſowenig wie die Kiebe zum Nebenmenjchen 
(nad) 8 8 dieſes Kapitels). Bedenken wir außerdem, daß 
die höchſte Betätigung der Liebe in dem beiteht, was zum 
Schuß des Friedens und zur Herftellung der Eintracht 
gejchieht, jo werden wir nicht bezweifeln, daß der wahrhaft 
jeine Pflicht erfüllt, der jedem fo viel Hilfe leitet, als die 
Nechte des Staates, d. h. Eintracht und Ordnung, geftatten. 

Was den Aufßerlihen Gottesdienft betrifft, jo iſt ficher, 
daß defien Formen an und für fi) die Erkenntnis Gottes 
und die aus ihr entjpringende Liebe weder fördern noch 
beeinträchtigen können; daher verdienen fie nicht, jo wichtig 
genommen zu werden, daß um ihretwillen der Frieden und 
die öffentliche Ruhe geftört würden. 
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Übrigens bin ich ja auch nach dem Naturrecht, d. h. 
(nad) 8 3 des vorigen Kapitels) nad) dem Willen Gottes, 
fein Apoftel einer Neligion, da ich nicht, wie bereinjt Die 
Sünger Chrifti, die Macht habe, unfaubere Geijter auszu— 
treiben und Wunder zu verrichten. Diefe Macht aber iſt 
doch jo notwendig zur Verbreitung einer Religion in Gegen- 
den, wo fie verboten, daß ohne fie nicht allein Hopfen und 
Malz verloren ift, wie man fagt, jondern überdies eine 
ungeheure Menge Verdruß erwachſen ift, wofür jämtliche 
Sahrhunderte die traurigften Beifpiele liefern. 

Es fann fomit jedermann allerorten Gott nach der wahren 
Religion verehrten und fich zur Richtiehnur machen, was die 
Pflicht eines Privatmanns ift. Im übrigen ift die Sorge für 
die Berbreitung einer Religion Gott anheimzuftellen, oder den 
höchften Gewalten, denen allein die Sorge für das Gemein 
weſen obliegt. 

SH wende mich num aber wieder zu meiner Aufgabe. 


Selle 


Nachdem das Recht der höchſten Gewalten gegenüber den 
Staatsbürgern, nebft der Pflicht der Untertanen, dargelegt, 
erübrigt fih noch, ihr Recht gegenüber anderen Staatsgewal- 
ten zu betrachten, was aus dem bereits Gefagten unſchwer zu 
erkennen ift. Denn da ja (nad) 8 2 diejes Kapitels) das Necht 
der höchſten Gewalten nichts anderes ift als das Naturrecht 
ſelbſt, ſo folgt, daß zwei Staaten ſich zueinander verhalten wie 
zwei Menſchen im Naturzuſtand; mit dem Unterſchied, daß 
ein Staat Schutzmaßregeln treffen kann, damit er von einem 
andern nicht unterdrückt wird; nicht ſo der einzelne Menſch 
im Naturzuſtand, der täglich ſchlafen muß, von Krankheit 
und Seelenleiden heimgefucht wird und allerlei MWiderwärtig- 
feiten ausgefetst ift, vor welchen ein Staat ih zu fichern 
vermag. 
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S 12, 


Der Staat verfügt alfo infofern über fein eigenes Necht, 
jofern er für fih jorgen und ſich hüten kann, von einem 
andern unterdrückt zu werden (nach SS 9 u. 15 des vorigen 
Kapitels); und infofern fteht er unter dem Recht eines andern, 
(nad) SS 10 u. 15 des vorigen Kapitels,) fofern er die Macht 
eines andern Staates fürchtet; oder fofern er von ihm gehindert 
wird, was er will auszuführen; oder endlich fofern er zu 
feiner Erhaltung und zu feinem Wachstum deffen Hilfe 
bedarf. Denn e8 Tiegt auf der Hand, daß, wenn zwei Staa- 
ten einander wechfeljeitig Hilfe leiften wollen, beide zufammen 
mehr vermögen und aljo gemeinfchaftlih mehr Recht haben, 
als jeder allein. ©. $ 13 des vorigen Kapitels. 


8 13. 


Es läßt fih das aber noch klarer erfennen, wenn wir 
in Betracht ziehen, daß zwei Staaten von Natur Feinde 
jind. Denn die Menjchen find (nach 8 14 des vorigen 
Kapitels) im Naturzuftand Feinde. Diejenigen bleiben aljo 
Feinde, die außerhalb des Staates das Naturrecht beibehalten. ° 
Wenn daher ein Staat mit dem andern Krieg führen und 
die Außerften Mittel anwenden will, um ihn feinem Recht 
zu unterwerfen, jo darf er das nach dem Recht verſuchen, 
da es für ihn zum Kriegführen genügt, den Willen dazu 
zu haben. Über den Frieden aber kann er nichts bejchließen 
ohne die Zuftimmung des andern Staates. Woraus folgt, 
daß jeder Staat das Recht zum Krieg hat, während Das 
Recht zum Frieden nicht einem, jondern mindeſtens zwei 
Staaten zuftebt, welche deshalb Verbündete heißen. 


Ss 14. 


Diefes Biindnis bleibt fo lange feit, als der Grund feines 
Abſchluſſes, nämlih Furcht vor Schaden, oder Hoffnung 
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auf Vorteil, noch im Mittelpunkt ſteht; ſchwindet aber dieſe 
oder jene bei einem der beiden Staaten, jo tritt ſein eigenes 
Kecht in Kraft und das Band, das die Staaten miteinander 
verfnüpfte, löſt fich von ſelbſt. Somit fteht jeden Staat 
das volle Recht zu, ein Bündnis beliebig zu löfen, und man 
kann nicht jagen, er handle hinterliftig oder unredlich, weil 
er die Treue bricht, jobald die Urfache von Furcht oder 
Hoffnung hinfällig geworden. Denn bei jedem der Ver— 
biündeten war diefe Bedingung gleihmäßig vorhanden, näm— 
fich daß jeder, der fich zuerft der Furcht entrüct fühlt, jeinem 
Recht unterftellt fei und davon nach Gutdünfen Gebraud) 
mache. Außerdem fchliegt man einen Bertrag für die Zukunft 
nur unter der DVorausfegung der vorhandenen Umftände; 
ändern fich aber diefe, jo ändert ſich auch das Verhältnis 
der ganzen Lage. Aus diefem Grunde behält jeder der ver- 
bündeten Staaten das Necht, für fich zu forgen, und jeder 
jtrebt darum, ſoviel er vermag, fich der Furcht zu entledigen 
und aljo fein Recht geltend zu machen und zu verhindern, 
daß ihm der andere über den Kopf wächſt. Beklagt ſich 
aljo ein Staat, daß er betrogen wurde, jo kann er fürwahr 
nicht die Treulofigfeit des vwerbündeten Staates, jondern 
müßte die eigene Torheit verurteilen, weil er nämlich feine 
Wohlfahrt einem andern anvertraut hat, der fein eigenes 
Recht befitt und dem die Wohlfahrt feines Staates böchftes 
Geſetz ift. 


8:15. 


Den Staaten, die miteinander Frieden gejchloffen haben, 
fteht das Recht zu, ettwaige Streitfragen zu fehlichten iiber 
Sriedensbedingungen oder über die Vertragspunfte, womit 
fie ſich mechjelfeitig zur Treue gebunden haben, da ja das 
Recht zum Frieden nicht Einem Staat zufteht, fondern den 
Verbündeten zufammen (nad) $ 13 diefes Kapitels). Können 
fie darüber fein Einvernehmen erzielen, fo fehren fie eben 
damit in den Kriegszuftand zurück. 
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s 16. 


Je mehr Staaten miteinander Friedensbindniffe ſchließen, 
um jo weniger bat jeder einzelne die übrigen zu fürchten, 
mit andern Worten, um fo weniger Macht hat jeder eins 
zelne, Krieg zu führen, vielmehr ift jeder einzelne um fo 
mehr an die Friedensbedingungen gebunden; d. b., (nad 
$ 15 dieſes Kapitels,) um jo weniger ift er im Befite feines 
Rechts, fondern muß fih um jo mehr dem gemeinfchaftlichen 
Willen der Berbündeten fügen. 


SEE: 


Übrigens wird bier feineswegs die Treue aufgehoben, 
beren Wahrung die gejunde Bernunft und die Neligion 
lehrt. Denn weder die Bernunft noch die Schrift lehrt, daß 
man jedes gegebene Wort halten müffe Hat mir 5. 2. 
jemand heimlich Geld zum Aufbewahren gegeben und ich 
babe es ihm zugejagt, Jo bin ich nicht werpflichtet, Wort zu 
halten, jobald ich Kenntnis erhalten oder Grund zur An- 
nahme babe, was er mir zum Verwahren gab, jet gejtoblen; 
ich handle vielmehr richtiger, wenn ich mir Mühe gebe, daß 
es dem Eigertümter wieder zugeftellt werde. So auch wenn 
die höchfte Gewalt veripricht, etwas zu tun, das jich jpäter, 
zu anderer Zeit oder bei näherer Überlegung, fih als ſchädlich 
für das Gemeinwohl der Untertanen herausstellt oder erweift, 
fo darf fie vielmehr ihr Berjprechen nicht halten. Nur im 
allgemeinen lehrt die Schrift, Treue zu wahren, einzelne 
Ausnahmefälle überläßt fie dem Urteil der Betreffenden; 
daher widerftreitet das Vorſtehende nicht ihrer Lehre. 


8 18. 
Um jedoh den Faden meiner Ausführungen nicht jo oft 


unterbrechen und auch im folgenden dergleihen Einmürfe 
widerlegen zu müffen, will ic) daran erinnern, daß id) mit 
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dem alleın nachweife, was mit Notwendigkeit aus der menſch— 
(ihen Natur folgt, wie immer fie betrachtet wird, nämlich 
aus dem allgemeinen Selbjterhaltungstrieb aller Menichen. 
Diefer Trieb bejeelt alle Menjchen, die unmeijen wie Die 
weiſen; und deshalb bleibt es ſich hier gleich, wie die Menſchen 
aufgefaßt werden, ob vom Affeft oder von der DBernunft 
geleitet; die Darlegungen gelten wie gejagt für alle. 
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Diertes Kapitel. 


81. 


Das Recht der höchſten Gewalten, welches durch die 
Macht derfelben beftimmt wird, habe ich im vorigen Ka- 
pitel entwidelt, und wir haben gejehen, wie es hauptſäch— 
ih hierin befteht, nämlich daß es gleichfam der Geift des 
Staates ift, durch den alle geleitet werden müffen; daß 
demnach jie allein das Recht haben zu entfcheiden, was gut 
und was fchlecht, was recht und was unrecht fei, d. h. was 
die einzelnen, oder alle miteinander, zu tun oder zu laffen 
baben. Wir fahen demgemäß, daß ihnen allein das echt 
zufteht, Geſetze zu erlaffen und fie, wenn darüber eine Frage 
auftaucht, in jedem einzelnen Fall auszulegen und zu ent- 
ſcheiden, ob der betreffende Fall dem Geſetze gemäß fei oder 
nicht (f. 8S$ 3, 4 u. 5 des vorigen Kapitels); ferner, Krieg 
zu erklären oder Friedensbedingungen zu bejchliegen, jolche 
zu beantragen und beantragte anzunehmen. (©. 88 12 u. 13 
des vorigen Kapitels.) 


82, 

Da das alles, und auch die zur Ausführung erforder- 
lichen Mittel, ſämtlich Gejchäfte find, die einen gefunden 
Staatsförper, d. b. das Gemeinwejen betreffen, jo folat, 
daß das Gemeinmwejen von der Leitung defjen allein abhängt, 
der die oberfte Herrichaft innehat. Des weiteren folgt, daß 
e8 dem Necht der höchſten Gewalt allein zufteht, die Hand— 
[ungen einzelner zu beurteilen, über die Handlungen eines 
jeden Rechenſchaft zu fordern, die Verbrecher mit Strafe zu 
belegen und die Rechtsfragen unter den Bürgern zu ente 


Der politiſche Traktat. 43 


ſcheiden, oder Geſetzeskundige hiefür als ihre Stellvertreter 
zu beſtellen. Ferner, ſämtliche Mittel für Krieg oder Frieden 
zu beſchaffen und in Anwendung zu bringen, nämlich die 
Gründung und Befeſtigung von Städten, die Zuſammen— 
ziehung von Truppen, die Verteilung der militärischen 
Ämter, die Erteilung von Befehlen über alles was geſchehen 
ſoll, Gefandte zur Friedensvermittlung abzufenden und zu 
empfangen und endlich die Koften für das alles zu erheben. 


83. 


Da es alfo dem Recht der höchften Gewalt allein zuftebt, 
die öffentlichen Angelegenheiten zu betreiben, oder Beamte 
biefür zu ernennen, fo folgt, daß ein Untertan fich bie 
Herrschaft anmaßt, der nad) eigenem Ermeffen, ohne Wiffen 
des oberften Rats, irgendeine öffentliche Angelegenheit unter- 
nimmt, auch wenn er glaubt, was er zu tum beabfichtigt, 
diene dem Staat zum größten Vorteil. 


8 4. 


Dagegen wird gewöhnlich die Frage aufgeworfen, ob die 
höchſte Gewalt an Geſetze gebunden ſei und ob fie alfo ſün— 
digen fünne? Da aber die Bezeichnungen „Geſetz“ und 
„Sünde“ Namen find, die fih nicht bloß auf die Nechte 
des Staats, fondern aud auf die allgemeinen Regeln ſämt— 
liher Naturdinge, und vor allem auch die allgemeinen 
Kegeln der Bermunft zu bezieben pflegen, jo können wir 
nicht ſchlechthin ſagen, der Staat jet nicht anı Geſetze gebunden 
oder könne nicht fündigen. Denn einen Staat, der an 
Geſetze oder Kegeln, ohne welche ein Staat nicht fein Fünnte, 
nicht gebunden wäre, könnte man fi) nicht als wirklich vor- 
handen denken, jondern als Chimäre. Alſo: der Staat 
jündigt, wenn er tut oder gejchehen läßt, was Urſache feines 
Verderbens jein kann, und wir jagen alsdann in dem Sinne, 
er jündige, in dem Philofophen oder Ärzte jagen, die Natur 
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fündigt; und in dem Sinne können wir fagen, der Staat 
jündigt, wenn er etwas gegen das Gebot der Bernunft tut. 
Denn der Staat ift dann am meiften im Beſitze feines 
Rechts, wenn er nach dem Gebot der Vernunft handelt 
(nah 8 7 des vorigen Kapitels); fofern er alfo wider die 
Vernunft handelt, injofern wird er fich ſelbſt abtrünnig 
oder ſündigt er. 

Das wird noch Earer erkannt werden fönnen, went wir 
bedenken, daß, wenn wir jagen, jemand fünne über ein 
Ding, worüber er allein das Necht hat, befchließen was er 
will, dieſes Können nicht bloß nach der Macht des Han— 
delnden, jondern auch nad) der Tauglichkeit des Leidenden 
definiert werden muß. Denn wenn ich 3. B. ſage, ich könne 
nach meinem Recht mit diefem Tiſch machen was ich will, 
jo meine ich doch jicherlich nicht, ich hätte das echt, zu 
bewirken, daß diefer Tiſch Gras eſſe. Desgleihen wenn 
wir auch Jagen, die Menſchen jeien nicht dem eigenen, ſon— 
dern dem Recht des Staates unterftellt, meinen wir nicht, 
daß fie ihre menschliche Natur aufgeben und eine andere an— 
nehmen, daß alſo der Staat auch das Recht hätte, zu bewirken, 
daß die Menfchen fliegen, oder, was ebenjo unmöglich, daß 
fie mit Ehrerbietung betrachten, was Lachen oder Efel erregt. 
Wohl aber wird den Untertanen Achtung und Furcht gegen 
den Staat eingeflößt, wenn gewiffe Umstände zuſammen— 
treffen; und wenn foldhe ausbleiben, ſchwindet Furcht und 
Achtung und damit zugleich der Staat jelbit. 

Der Staat alfo muß, um fein Necht zu behaupten, die 
Urjachen der Furcht und Achtung erhalten, fonft hört er 
auf, Staat zu fein. Denn denen oder dem, dev die Regie— 
rung innehat, ift e8 ebenjo unmöglich, betrunken oder nadt 
mit Dirnen fih auf den Straßen herumzutreiben, den 
Gaufler zu jpielen, die von ihm felber exlaffenen Geſetze 
öffentlich zu verlegen oder zu verhöhnen und dabei die 
Majeftät zu wahren — als es unmöglich it, gleichzeitig zu 
fein und nicht zu fein. Untertanen morden, rauben, Jungs 
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frauen entführen und dergleichen verwandeln Die Furcht in 
Empörung und demgemäß den Staat zu einer verderblichen 
Anſtalt. 

SD, 

Wir fehen alfo, in welchem Sinne wir jagen können, 
daß der Staat an Gejege gebunden ſei und jündigen könne. 
Wenn wir jedoch unter Gejeß das bürgerliche Necht ver- 
ftehen, dag mit dem bürgerlichen Recht ſelbſt erzwungen 
werden Fann, und unter Sinde, was nach bürgerlichen 
Recht zu tum verboten ift, d. h., wenn diefe Bezeichnungen 
im echten Sinn genommen werden, jo können wir auf feine 
Weiſe jagen, daß der Staat an Gefee gebunden fei oder 
fündigen fünne. Denn die Regeln und Urſachen von Furcht 
und Achtung, die der Staat um feinetwillen wahren muß, 
beziehen ſich nicht auf die bürgerlichen Nechte, jondern auf 
das Naturrecht, da fie ja (nach dem vorigen 8) nicht mit dem 
bürgerlichen Necht, ſondern mit dem Kriegsredht erzwungen 
werden können, und der Staat nicht anders an fie gebunden 
it als der Menfh im Naturzuftand, um feines Rechtes 
mächtig, oder um nicht fein eigener Feind zu fein, vorfichtig 
jein muß, daß er nicht jelber feinen Tod berbeiführe; eine 
Borficht, die gewiß nicht Gehorfam, fondern Freiheit der 
Menſchennatur ift. Die bürgerlichen Nechte aber find allein 
vom Beſchluß des Staates abhängig, und diefer braucht, um 
jeine Freiheit zur wahren, fih in feinem Berhalten nad) 
niemand zu richten als nach fich jelbft, und nichts anderes 
für gut oder fchlecht zu halten, al$ was nach eigenem Urteil 
gut oder ſchlecht für ihn felbft if. Somit hat er nicht 
bloß das Recht, ſich zu verteidigen, Gefeße zu erlaffen und 
auszulegen, jondern auch ſolche aufzuheben und jeden An— 
geklagten Fraft feiner Machtvollfommenheit zu begnadigen. 


8.6. 


Die Verträge oder Geſetze, durch welche die Menge ihr 
Net auf ein Kollegium oder eine Perfon übertragen bat, 
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müffen zweifellos verlett werden, wenn das allgeineine Wohl 
ihre Verlegung erheiſcht. Allein das Urteil darüber, (0b 
nämlich das allgemeine Wohl deren Verlegung erheiſcht oder 
nicht,) kann rechtmäßig fein Privatmann fällen, fondern nur 
wer die Regierung innehat (nad) $ 3 diejes Kapitels); folg- 
ih bleibt nach bürgerlichen Recht der allein, welcher die 
Regierung innehat, der Ausleger diefer Gefege. Dazu kommt, 
daß fein Privatmann fie rechtmäßig verfechten kann; wes— 
halb fie den, der die Negierung innehat, im Grunde gar 
nicht binden. Sind fie aber von der Art, daß fie nicht 
verletst werden können, ohne daß damit die Kraft des Staates 
gelähmt würde, d. b. ohne daß zugleich die allgemeine Furcht 
der meiften Bürger fi in Empörung verwandelte, jo gebt 
damit der Staat aus den Fugen und der Vertrag bindet 
nicht mehr; diefer behauptet ſich darum nicht nach dem 
bürgerlichen Necht, jondern nad) dem Kriegsrecht. Alſo ift 
wer die Regierung innehat auch aus feinem andern Grund 
verbunden, die Bedingungen diejes Vertrages einzuhalten, 
als wie der Menſch im Naturzuftand, um nicht fein eigener 
Feind zu fein, fich hüten muß, fich jelber unzubringen, mie 
ich im vorigen $ ſagte. 


—— nn — — 
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Fünftes Kapitel. 


Silk 

Im zweiten Kapitel $ 11 haben wir gejehen, daß ber 
Menſch dann am meiften unter eigenen Necht fteht, wenn 
er von der Vernunft geleitet wird, und daß folglih (j.$ 7, 
Kapitel IIL,) der Staat am tüchtigften und am meiften feines 
eigenen Nechts mächtig ift, der auf die Vernunft gegründet 
ift und von der Vernunft gelenkt wird. Da aber die beite 
Lebensmweife behufs möglichſter Selbfterhaltung diejenige ift, 
die fih den Borjhriften der Vernunft anpaßt, fo ift folglich 
das befte, was ein Menſch oder ein Staat tut, das, was 
jeinem eigenen Recht entfpricht. Nicht behaupte ich, Daß 
alles das am beiten geſchieht, wovon wir jagen, e8 gejchehe 
mit Recht. Ein anderes it eg, einen Acer mit Recht an— 
bauen und ihn gut anbauen; ein anderes, ſage ich, ift es, 
ſich mit Hecht verteidigen, erhalten, ein Urteil bilden ufw., 
als fih gut verteidigen und erhalten oder ein richtiges Urteil 
bilden. Dementjprechend ift es ein anderes, mit Hecht regieren 
und der Fürforge für das Gemeinweifen obliegen, und ein 
anderes, gut regieren und das Gemeinweſen gut verwalten. — 

Nachdem wir aljo das Recht jedes Staates überhaupt 
behandelt, ift es Zeit, von der beiten Staatsverfaffung 
(Hegierungsform) zu handeln. 


82, 
Es läßt fi aber aus dem Zwed des Staatsverbandes 
unſchwer erkennen, welcher Art die beſte Staatsverfaffung 
jei.*) Dieſer Zweck ift ja fein anderer als der Friede und 








*) ch leſe mit J. 9. Leopold: „Imperii optimus sit stıtug* 
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die Sicherheit des Lebens; folglich ift der Staat der befte, 
worin die Menſchen in Eintracht miteinander leben und 
deffen Nechte unverlegt bleiben. Denn es ift ficher, daß 
Aufruhr, Krieg, Verachtung oder Verletzung der Gejebe, 
nicht ſowohl der Schlechtigfeit der Untertanen, als vielmehr 
der verkehrten Einrichtung des Staates anzurechnen find. 
Denn die Menſchen werden nicht als Staatsbürger geboren, 
jondern erſt dazu gemacht. Überdies find die natürlichen 
Affelte der Menſchen überall diefelben. Wenn darum in 
einem Staat die Schlechtigfeit größer ift und mehr Ver— 
brechen begangen werden als in einem andern, jo rührt das 
gewiß Daher, daß ein folder Staat nicht hinlänglich Vor- 
fehrung getroffen zum Beſten der Eintracht, und die echte 
nicht einfichtig genug aufgeftellt hat, und folglich auch Fein 
vollfommenes Staatsreht innehat. Denn eine Staats- 
verfaffung, welche die Anläffe zu Empörungen nicht bejeitigt 
hat, die bejtändig von Kampf bedroht ift, und mo die Gejete 
häufig verlegt werden, ift nicht ſehr verjchieden vom Natur- 
zuftand, two jeder nach Willkür lebt und unter großer Gefahr. 


83. 


So wie aber die Fehler der Untertanen, ihre Zügelloſig— 
feit und Widerfeglichfeit, dem Staat anzurechnen find, jo 
ift anderfeit8 auch ihre Tugend und beharrliche Befolgung der 
Geſetze hauptfächlich der Tugend des Staates und der Vor— 
trefflichfeit der Rechte zuzufchreiben, wie aus 8 15 Kapitel II 
erhellt. Daher wird es mit Necht als hervorragendes Ver— 
dienft Sannibals betrachtet, daß in feinem Heere nie eine 
Meuterei ausbrach. 


84. 


Bon einem Staat, deſſen Untertanen von einem bewaff— 
neten Aufftand durch Furcht abgejchreckt werden, Tann cher 








+) Nach J. H. Leopold Anfpielung auf Livius XXVIH, 12, 
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gefagt werden, daß er ohne Kampf fei, als daß er Frieden 
babe. Denn Friede ift nicht bloßes Befreitjein vom Kampfe, 
fondern eine Tugend, die aus Seelenftärfe entjpringt, und 
Fügſamkeit ift (nach $ 19 Kapitel II) der feite Wille, das 
zu tun, was nad der allgemeinen ftaatlichen Verordnung 
geichehen muß. Zudem: ein Staat, deſſen Friede von der 
Feigheit der Untertanen abhängt, die nämlich gleichfam wie 
das Vieh geleitet werden, um an Unterwürfigfeit ſich zu 
gewöhnen, hieße richtiger Stall (Einöde) als Staat.” 


SD. 


Sage ich alfo, diejenige Negierung ſei die befte, wo Die 
Menfchen zufammen leben, fo meine ich ein menſchenwür— 
diges Leben, das nicht bloß durch den Kreislauf des Blutes 
und anderes, was allen Iebenden Weſen gemeinſam tft, 
definiert wird, ſondern hauptfächlich durch Bernunft, Tugend 
und echtes Geiftesleben. 


8 6. 


Es ift indes zu bemerken, daß ich unter einer zu dieſem 
Zweck eingejeßten Regierung eine jolche verftehe, welche die 
freie Bewölferung einſetzt, nicht aber eine ſolche, welche nad) 
Kriegsrecht über die Bevölkerung erlangt wird. Denn eine 
freie Bevölkerung wird mehr durch Hoffnung als durch Furcht, 
eine umterworfene Dagegen mehr durch Furcht als Durch 
Hoffnung geleitet; weil jene ftrebt, das Yeben zu veredeln, dieſe 
aber bloß, den Tod zu vermeiden. Sene, fage ich, ftrebt, fich 
ſelbſt zu leben, diefe ift gezwungen, dem Sieger anzugehören; 
Daher jage ich, daß diefe gefnechtet, jene frei fer. Eine Re— 
gterung, die man Durch Kriegsrecht erlangt, will berrichen, 
ibr Stel it weit mehr, Sklaven zu haben, als Untertanen. 
Und obgleich e8 zwifchen einer Negierung, die von einem 


*) Bol. Schiller, Don Carlos, III. Akt, 10. Auftritt: „Die Ruhe 
eines Kirchhofs.“ 
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freien Volk gebildet, und einer ſolchen, die durch Kriegsrecht 
erlangt wird, feinen wefentlichen Unterſchied gibt, wenn 
wir das Recht beider im allgemeinen ins Auge faffen, fo 
bejtehen doch ganz bedeutende Unterfchiede im Ziel, wie bereits 
gezeigt, jowie in den Mitteln, durch welche jede erhalten 
werden muß. 

ST. 


Bon welden Mitteln aber ein von bloßer Herrſch— 
begierde bewegter Fürft Gebrauch machen muß, um feine 
Regierung befeitigen und erhalten zu können, bat der ſehr 
Iharfjinnige Macchiavelli ausführlich gezeigt;*) zu wel— 
chem Zwed jedoch, läßt ſich nicht mit Sicherheit erjehen. 
Hatte er einen guten, wie man von einem weiſen Mann 
glauben jollte, fo war es, fcheint’8 der, zu zeigen, wie unklug 
es ift, wenn viele einen Tyrannen zu ftürzen fuchen, wäh— 
rend die Urfachen, durch die der Fürit zum Tyrannen wurde, 
nicht weggeräumt werden können; da doch folche Urſachen 
um jo mehr gegeben find, je mehr einem folchen Fürften 
Grund zur Furcht gegeben wird; und das ift der Fall, 
wenn die Bevölkerung an einem Fürften ein Exempel auf- 
ftellt und fich des Fürftenmordes als einer guten Tat rühnıt. 
Außerdem wollte er vielleicht zeigen, wie ſehr ein freies Bolt 
ih hüten muß, feine Wohlfahrt einem Einzigen abjolut 
anzuvertrauen, der, falls er nicht aufgeblafen genug ift, fid) 
einzubilden, er könnte bei allen beliebt fein, tagtäglich Nach— 
ftellungen befürchten und darum mehr darauf bedacht jein 
muß, fich zu ſchützen und das Volk zu belauern, als für es 
zu jorgen. Bon jenem jo Eugen Manne das zu glauben, 
habe ich um jo mehr Anlaß, als er, wie feftiteht, freiheitlic) 
gefinnt war und ſehr gefunde Ratſchläge zum Schuß der 
Freiheit erteilt hat. 


*) ‚Das Buch vom Fürften” (I prineipe), deutſch in der Univ.- 
Bibliothet Nr. 1218/19. 
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Sechſtes Kapitel. 


Salt 


Weil die Menſchen wie gefagt mehr vom Affekt als von 
der Vernunft geleitet werden, fo folgt, daß die Menge nicht 
unter Einwirkung der Vernunft, fondern irgendeines all- 
gemeinen Affefts, den Drang fühlt, fich zu verbinden und 
wie von Einem Geifte geleitet werden will; nämlich (tie 
ih im$ 9, 3. Kapitel fagte) entweder bewogen von gemein— 
famer Hoffnung oder Furcht oder dem Berlangen, irgend— 
ein gemeinfames Übel zu ahnden. Da aber allen Menjchen 
die Scheu, vereinzelt zu fein, innewohnt, weil der verein» 
zelte nicht die Kräfte beißt, fich zu verteidigen und das zum 
Leben Notwendige zu befehaffen, jo folgt, daß die Menjchen 
von Natur dem Staatsverband zumeigen und e8 unmöglich 
it, daß ſie denfelben jemals gänzlich auflöjen. 


2, 


Zwietracht und Aufruhr, die häufig im Staat zum Aus— 
bruch fommen, führen demzufolge niemals dahin, daß die 
Bürger den Staat auflöfen (wie e8 bei andern Vereinen 
öfters vorkommt), fondern zur Ummandlung feiner Form 
in eine andere, falls fih nämlich die Mißhelligfeiten in der 
beftehenden Staatsordnung nicht beilegen laffen. Wenn id) 
darum von den zur Erhaltung einer Negierung erforders 
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lichen Mitteln ſprach, jo meine ich damit ſolche, welche zur 
Erhaltung der Negierungsform ohne bedeutende Anderung 
nötig find. | 


S 3. 

Wenn die menjchliche Natur jo bejchaffen wäre, daß die 
Menjchen Das, was ihnen am meiften nüßt, auch am meiften 
begehrten, jo würden Eintracht und Treue feine befondere 
Kunft erheifhen. Weil e8 aber befanntermaßen mit der 
menſchlichen Natur ſich ganz anders verhält, jo muß not— 
wendig eine Regierung jo eingerichtet werden, daß alle, 
Negierende und Negierte, ob fie wollen oder nicht, nur tun, 
was dem Gemeinwohl zuträglich ift; d. i., daß alle, ent- 
weder aus freiem Antrieb oder durch Gewalt oder Not- 
wendigfeit gezwungen, nach Vorſchrift der Vernunft leben. 
Das ift der Fall, wenn die ftaatlichen Angelegenheiten jo 
geordnet werden, daß nichts, was das Gemeinmwohl betrifft, 
der Treue einzelner abjolut anvertraut ift. Denn niemand 
it jo wachſam, daß er nicht bisweilen ſchliefe, und nie war 
jemand jo geiſtesſtark und ftandhaft, daß er nicht manchmal, 
und gerade da, two die Seelenftärfe am nötigften war, wan— 
fend geworden und unterlegen wäre Und Torheit ift es 
fürwahr, von einem andern verlangen, was niemand felber 
zumege bringt, nämlich daß er andern mehr Sorgfalt widme 
als fich jelbft, daß er nicht habgierig fei, nicht neidiſch, nicht 
ehrgeizig uſw.; befonders mer tagtäglich den ftärkten An— 
reizungen aller Affekte ausgeſetzt ift. 


S 4. 


Die Erfahrung jedoh ſcheint im Gegenteil zu lehren, 
daß es für den Frieden und die Eintracht fürderlich jei, die 
gefamte Macht einem Einzigen zu übertragen. Keine Regie— 
rung bat ja fo lange ohne mwefentliche Veränderung beftanden 
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als die türkiſche. Dagegen iſt keine von geriugerer Dauer 
geweſen als die Volksherrſchaften oder Demokratien, und keine 
andere wurde von fo viel Aufſtänden erſchüttert. Allein, 
wenn Knechtſchaft, Barbarei und Abſchließung Friebe heißen 
ſoll, dann gäbe es nichts Kläglicheres für die Menden als 
den Frieden. Kommen doch gewöhnlich zahlreiche und ſehr 
heftige Streitigkeiten zwiſchen Eltern und Kindern wie 
zwiſchen Herren und Knechten vor, und doch liegt es nicht 
im Intereſſe des Haushalts, daß das elterliche Recht zur 
Herrſchaft werde und die Kinder demgemäß wie Sklaven 
behaudelt werden. Der Sklaverei alſo, nicht dem Frieden, 
entſpricht es, alle Macht einem Einzigen zu übertragen. 
Denn der Friede befteht wie gejagt nicht im Freifein vom 
Kampfe, fondern in der Einigung oder Eintracht der Geifter. 


SD. 


Und fürwahr, die Meinung, ein Einziger könnte wirklich 
das höchfte Hecht im Staate innehaben, ift ein großer Irr— 
tum. Denn das Recht beſtimmt fich durch die Macht allen, 
wie ich im zweiten Kapitel gezeigt; die Macht eines einzelnen 
Menjchen aber ift dem Tragen einer jo großen Laft nicht 
entfernt gewachjen. Daher kommt e8, daß derjenige, den 
eine Bevölkerung zu ihrem König wählt, ſich Befehlshaber 
oder Näte oder Vertraute verfchafft, denen er fein eigenes 
und das allgemeine Wohl anvertraut. ine Kegierung, die 
als eine abjolut monarchiſche gilt, ift daher tatfählih in 
der Praris eine ariftofratifche, zwar nicht offenbar, aber 
verdedt; und eben deshalb die allerichlechtefte. Dazu kommt, 
daß der König, wenn er noch ein Kind oder krank oder 
altersſchwach it, nur umeigentlich (prefär) König ift, aber in 
Wirklichkeit diejenigen die höchſte Macht beſitzen, welche die 
oberiten Staatsangelegenheiten verwalten, oder die dem König 
am nächſten ftehen; zu geichweigen, daß ein den Lüſten 
ergebener König oft alles nach den Gelüften einer Maitreffe 
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oder eines Günftlings behandelt. Ich hatte gehört, jagt 
Orfines, daß dereinft in Aften Weiber regiert haben; das 
aber ift neu, daß ein Kaftrat regiert. Curtius,*) 10. Bud), 
1. Kapitel. 


S 6. 


Außerdem iſt das ficher, daß einem Staat allezeit mehr 
von feinen Bürgern als von feinen Feinden Gefahr droht: 
jelten find ja die gıtten Bürger. Hieraus folgt, daß der, 
auf den das gefamte Necht des Staates übertragen ift, alle- 
zeit die Bürger mehr als die Feinde fürchten und dem— 
zufolge beftrebt fein wird, ſich vor ihnen zu ſchützen und 
die Untertanen zu beargmwöhnen, ftatt für fie zu ſorgen; ganz 
bejonders diejenigen, die durch Weisheit beriihmt find oder 
durch Neichtum großen Einfluß haben. 


Bor 


Es kommt noch hinzu, daß Könige auch ihre Prinzen 
mehr fürchten als lieben, und das um jo mehr, je mehr 
diefe fich auf die Künfte des Friedens und Krieges verftehen 
und bei den Untertanen wegen ihrer Vorzüge beliebt find. 
Daher kommt e8, daß fie beftrebt find, dieſelben fo zu 
erziehen, daß Feine Urfache zu ſolcher Furcht vorhanden jet. 
Hierin find die Hofmeifter dem König aufs bereitwilligfte 
willfährig und fie wenden die äußerſte Sorgfalt darauf, 
einen ungebildeten Thronfolger zu erhalten, den fie mit 
ihren Künften am Leitfeil führen Fünnen. 


S 8. 


Aus dem allem folgt, daß ein König um fo weniger 
feines eigenen Rechts mächtig und die Yage der Untertanen 





*) Duintus Curtius Nufus, Verfafjer der größtenteilö noch er— 1 
haltenen Kriegsgefchichte über die Feldziige Aleranders des Gr, wahr- 
ſcheinlich unter Veſpaſianus. 
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um fo Mäglicher ift, je mehr das ihm übertragene Staats⸗ 
recht ein abſolutes iſt. Damit alſo eine monarchiſche Ke- 
gierung gehörig dauerhaft fei, ift es notwendig, einen fejten 
Grund zu legen, worauf fie zu errichten ift, fo daß für ben 
Monarchen Sicherheit und für das Volk der Friede begründet 
ift und fomit der Monarch um fo mehr feines eigenen 
Nechts mächtig fer, je mehr er auf das Wohl der Bevölke— 
rung bedacht if. 
Welches aber diefe 


Grundlagen einer monarchiſchen Negierung 


jeien, will ich zunächft kurz darlegen ımd ſodann ordnungs— 
gemäß nachweiſen. 
89. 

Eine Stadt oder mehrere müflen erbaut und befeitigt 
werden. Sämtliche Bürger derjelben, jowohl Die, welche 
innerhalb der Mauern, wie die, welche wegen des Land— 
baus außerhalb wohnen, müſſen fich des gleichen Bürger- 
rechts erfreuen. 

Hiebei ift jedoch Bedingung, daß jede Stadt eine beſtimmte 
Zahl von Bürgern zu ihrer und aller Verteidigung babe. 
Einer Stadt, die das nicht leiſten kann, müſſen andere Be- 
dingungen auferlegt werden. 


$ 10. 


Die Miliz ift bloß aus den Bürgern und fonft niemand 
zu bilden, und fein Bürger joll ausgenommen fein. Daber 
müſſen jamtlihe Bürger Waffen haben und darf niemand 
unter die Zahl der Bürger aufgenommen werden, der nicht 
vorher in Waffenübungen ausgebildet ift und das Gelöbnis 
abgelegt hat, jolhe Übungen zu beftimmten Zeiten im Jahre 
mitzumachen. Sodann ift die Mannichaft jeder Truppe in 
Kohorten und Legionen einzuteilen und für jede Koborte 
nur ein folder Führer zu wählen, der fich auf die Kriegs- 
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baukunſt verſteht. Die Anführer der Kohorten und Legionen 
ſind zwar auf Lebenszeit zu wählen, aber der Befehlshaber 
einer ganzen Truppe für den Kriegsfall iſt nur auf ein 
Jahr für den Oberbefehl zu wählen, ſo daß er nach Ablauf 
dieſer Friſt den Oberbefehl nicht weiter führen, noch auch 
wieder gewählt werden kann. Dieſe Oberbefehlshaber ſind 
aus den königlichen Räten zu wählen (von denen in 8 15 ff. 
geſprochen merden foll), oder aus der Reihe ihrer Stell- 
vertreter. 


—— 


Alle Stadt- und Landbewohner, d. h. alle Bürger, ſind 
in Familien einzuteilen, die ſich durch den Namen und 
irgendein Abzeichen unterſcheiden.) Alle Abkömmlinge 
einer jeden Familie ſind in die Zahl der Bürger auf— 
zunehmen und ihre Kamen in ein Verzeichnis ihrer Fa— 
milte einzutragen, jobald fie das Lebensalter erreicht haben, 
in dem fie Waffen führen und ihre Pflicht Fennen können. 
Ausgenommen find nur Perjonen, die wegen eines Ber- 
brechens ehrlos, oder ſtumm, oder geiltesichtwach find, oder 
Untergebene, die durch irgendeinen ſklaviſchen Dienst ihren 
Lebensunterhalt friften. 


8 12. 


Die Felder und aller Grund und Boden, wenn möglich 
auch die Häufer, follen dem öffentlichen Recht unterftellt 
fein, nämlich dem, der das Staatsrecht innehat. Bon ihm 
find fie gegen eine jährliche Abgabe an die Bürger, oder 
die Etädter und Landbewohner, zu verpachten. Hievon 
abgejehen, follen alle zu Friedenszeiten von jeder Steuer frei 
und ıumbeläftigt fein. Bon jener Abgabe ift ein Teil zur 


*) Wie der holländijche ÜÜberfeger W. Meyer bemerkt, gab es zu 
B * Re ddels“ 
Spinozas Zeiten rote, weiße, blaue und oranienfarbige „Vendels“. 
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Befeſtigung der Städte, ein anderer zur Beſtreitung des 
königlichen Haushalts zu verwenden. Denn in Friedens— 
zeiten müſſen die Städte für den Kriegsfall befeſtigt und 
außerdem Schiffe und ſonſtige Kriegswerkzeuge angeſchafft 
werden. 


8 18. 


Stammt der erwählte König aus einer der Familien, jo 
gilt niemand als Adeliger als die feiblihen Nachkommen 
des Königs, die deshalb durch Fünigliche Abzeichen von ihren 
und andern Familien fich Fennzeichnen mögen, 


S 14. 


Den männlichen Adeligen aus der Töniglichen Bluts— 
perwandtichaft, die dem Regenten im dritten oder vierten 
Grad bfutsverwandt find, foll das Heiraten verboten jein. 
Zeugen fie Kinder, jo jollen diefe als illegitim gelten 
und zur Bekleidung einer ftaatlihen Würde unfähig jein 
und nicht als Erben ihrer Eltern anerfannt werden, deren 
Güter jollen vielmehr an den König zurüdfallen. 


8 15. 


Räte des Königs, die ihm die nächjten oder Die 
zweiten an Würde find, muß es mehrere geben. Sie find 
nur aus den Bürgern zu wählen und zwar aus jeder 
Familie drei, vier oder fünf (wenn nämlich die Zahl der 
Familien jehshundert nicht überfteigt), welche zuſammen 
Ein Glied dieſes Kollegiums — Staatsrats — bilden; 
nicht auf Xebenszeit, ſondern auf drei, vier oder fünf Sabre, 
jo daß alljährlich der dritte oder vierte oder fünfte Teil 
neu gewählt wird. Bei diefer Wahl ift aber bejonders 
wichtig, daß aus jeder Familie mindeſtens Ein rechtsfundis 
ger Nat gewählt wird. | 
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8 16. 


Dieje Wahl muß vom König jelbft vorgenommen werden, 
Zu einem beftimmten Zeitpunkt im Sabre, an welchem 
die Wahl der neuen Näte ftattfinden foll, legt ihm jede 
Familie die Namenslifte ihrer ſämtlichen Mitglieder vor, 
welche das fünfzigfte Lebensjahr erreicht haben und zu Kandi- 
daten für dieſes Amt üblicherweife befördert worden find; aus 
ihnen wählt der König, wen er will. Sn einem Sabre aber, 
in dem ein Rechtsfundiger einer Familie einem andern folgen 
fol, ift dem König bloß die Namenslifte der Nechtsfundigen 
vorzulegen. Diejenigen, welche diefes Amt innerhalb der 
feftgejeßten Zeit jchon verjehen haben, können darin nicht 
ferner verbleiben und find daher nicht auf die Liſte der auf 
fünf Sahre oder länger zu Wählenden zu jeßen. 

Der Grund, warum es nötig fei, alljährlich aus jeder 
Familie Einen zu wählen, ift, damit nicht der Staatsrat 
bald aus lauter unerfahrenen Neulingen, bald aus lauter 
gealterten Sachkundigen zuſammengeſetzt ſei, was unvermeid- 
lich wäre, wenn alle auf einmal abtreten und neue ein— 
treten würden. Wird aber jedes Jahr aus jeder Familie 
Einer gewählt, dann wird bloß der fünfte, vierte oder 
höchſtens dritte Teil des Kollegiums aus Neulingen beſtehen. 

Iſt indes der König durch anderweitige Geſchäfte ver— 
hindert, oder findet er aus irgendeiner andern Urſache keine 
Zeit zur Vornahme dieſer Wahl, ſo ſollen die Räte ſelber 
einſtweilen andere wählen, bis der König ſelbſt entweder 
andere wählt oder die vom Kollegium Gewählten beſtätigt. 


SER, 


Die hauptfächliche Obliegenheit diefes Staatsrats ift, für 
die Grundrechte des Staats einzutreten, Ratſchläge zu erteilen 
iiber das, was gejchehen muß, damit der König wiſſe, was 
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für das öffentliche Wohl zu beſchließen ift; jo daß der König 
feinerlei Beftimmung treffen darf, ohne zuvor die Anficht 
des Staatsrats zur Kenntnis genommen zu haben. Wenn 
aber der Staatsrat nicht Eines Sinnes ift, was häufig vor- 
fommt, fondern die Anfichten auch dann noch verjchieden 
find, nachdem über diefelbe Frage zwei- oder dreimal Ver- 
bandlung gepflogen ward, dann it die Sache nicht ferner in 
die Yänge zu ziehen, fondern die widerjprechenden Anfichten 
find dem König vorzutragen, wie ich in 8 25 dieſes Kapitele 
auseinanderjetzen werde. 


8 18. 


Eine weitere Aufgabe des Staatsrats ift, die Verord— 
nungen oder Entſchließungen des Königs zu veröffentlichen, 
die das Gemeinweſen betreffenden Bejchlüffe durchzuführen 
und für die gefamte Staatsverwaltung Sorge zu tragen, 
als Stellvertreter des Königs. 


Sr 


Den Bürgern darf der Zutritt zum König nicht anders 
offen ftehen, als nur duch den Staatsrat, dem alle Geſuche 
oder Bittſchriften zu übergeben ſind, um ſie dem König vor— 
zulegen. Auch Geſandte fremder Staaten ſollen nur durch 
Vermittlung des Staatsrats ſich die Erlaubnis, den König 
zu ſprechen, verſchaffen dürfen. Briefe von auswärts an 
den König müffen durch den Staatsrat übermittelt werden. 
Überhaupt ift der König als der Geift des Staates an- 
zujehen, der Staatsrat aber als des Staates äußere Sinne 
oder fein Körper, duch den der Geift den Zuftand des 
Staates wahrnimmt und durch welchen der Geiſt vollzieht, 
was er als Beftes erachtet. 
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Ss 20. 


Dieſem Staatsrat liegt es weiter ob, für die Erziehung 
der königlichen Kinder zu forgen.*) Desgleichen die Vor— 
mundjchaft zu übernehmen, wenn der König ſtirbt und fein 
binterlaffener Nachfolger noch ein Kind oder Knabe ift. Damit 
aber währenddefjen der Staatsrat nicht ohne König fei, ift aus 
dem heimiſchen Adel ein ltefter zu wählen, der den Platz 
des Königs ausfüllen joll, bis der gefegliche Nachfolger in 
das Alter getreten ift, in dem er die Laft der Regierung zu 
tragen vermag. 


$ 21. 


Kandidaten für den Staatsrat jeien diejenigen, welche 
die Berwaltung, die Grundlagen und die Verhältniffe oder 
Zuftande des Staates, deffen Untertanen fte find, fennen. 
Wer jedoch die Stellung eines Nechtsfundigen einnehmen 
will, muß außer der Berwaltung und den Zuftänden des 
Staates, deffen Untertan er ift, auch die der anderen Staaten 
wiffen, mit welchen irgendein Verkehr vorkommt. Aber ' 
nur Perſonen, die das fünfzigfte Lebensjahr zurückgelegt 
haben und feines Berbrechens überführt find, dürfen in ber 
Lifte der Wählbaren aufgeführt werden. 


Ss 22, 


Sm Staatsrat darf über Staatsangelegenheiten fein 
Beſchluß gefaßt werden, wenn nicht alle Deitglieder an— 
wefend find. Iſt einer Frankheitshalber oder aus anderer 
Urſache am Erſcheinen verhindert, jo muß er einen Stell— 
vertreter aus derjelben Familie jenden, der ſchon als Kat 


*) Johann de Witt hat es durchgefest, daß Wilhelm III. feiner 
Mutter entzogen und ihm anvertraut und als Kind vom Otaate groß⸗ 
gezogen wurde. (W. Meyer.) 
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fungiert hat, oder doch in der Liſte der Wählbaren ein— 
getragen iſt. Hat er das unterlaſſen und muß das Kolle⸗ 
gium wegen ſeiner Abweſenheit die Beratung einer An⸗ 
gelegenheit vertagen, jo iſt er mit einer empfindlichen Geld— 
ſtrafe zu belegen. Dies jedoch nur für den Fall eines den 
Geſamtſtaat betreffenden Beratungsgegenſtandes, 5. B.Krieg 
oder Frieden, Aufhebung oder Feſtſetzung eines Rechts, 
Handelsangelegenheiten uſw. Betrifft jedoch die Verhand— 
lung nur die eine oder andere Stadt, oder Bittſchriften uſw., 
ſo genügt die Anweſenheit der Mehrheit des Kollegiums. 


823. 


Damit unter den Familien Gleichheit in allem, und 
Ordnung im Sitzen, in den Anträgen und Reden beſtehe, 
muß Abwechſlung eingehalten werden, ſo daß der Vorſitz 
unter den Familien mit jeder Sitzung wechſelt, und daß 
die Familie, die in einer Sitzung den erſten Platz inne— 
hatte, in der folgenden den letzten einnimmt. Unter den 
Angehörigen derſelben Familie aber ſoll erſter ſein, wer 
zuerſt gewählt ward. 


8 24. 


Der Staatsrat ſoll wenigſtens viermal im Jahre ein— 
berufen werden, um von den Staatsdienern Rechenſchaft 
über ihre Staatsverwaltung zu fordern und den Stand dev 
Dinge kennen zu lernen und zuzujehen, ob und was weiter 
zu beftimmen je. Denn daß eine fo große Zahl von 
Bürgern ununterbrochen fi den öffentlichen Angelegen= 
beiten widmen fönne, ift nicht wohl möglid. Da aber doc 
die öffentlichen Angelegenheiten inzwifchen gleichwohl bejorgt 
werden müffen, ift aus dem Staatsrat ein Ausfhuß von 
fünfzig oder mehr Deitgliedern zu wählen, die das Kollegium, 
wenn es auseinandergegangen, ftellvertreten, und die täglich) 
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in einem der königlichen Wohnung nahen Lokal zufammen- 
treten müfjen, um fo täglich Sorge zu tragen fiir die Finanzen, 
die Städte, das Befeftigungsmwefen, die Erziehung des Kron- 
prinzen, überhaupt für alles, was im vorftehenden unter 
den Obliegenheiten des großen Staatsrats aufgezählt wurde. 
Bloß über Neues, worüber noch nichts beftimmt ift, können 
jte feine Beſchlüſſe faſſen. 


S 2. 


Wenn der Staatsrat verfammelt ift, jollen, bevor etwas’ 
zum Bortrag fommt, fünf, ſechs oder mehr Nechtsfundige 
aus denjenigen Familien, Die in jener Sitzung nad) der 
Plagordnung die erften find, fich zum König begeben, um 
ihm etwa vorhandene Bittichriften oder Briefe zu über— 
reichen, über den Stand der Dinge Bericht zu eritatten und 
von ihm jelber Befehle über das, was im Kollegium zum 
Bortrag kommen fol, entgegenzunehmen. Worauf fie ſich 
wieder in das Kollegium begeben und der nad) der Sitz— 
ordnung erfte die Verhandlung eröffnet. Über etwas, wor- 
über einige noch Bedenken von Wichtigkeit hegen, darf 
nicht alsbald die Abftimmung vorgenommen werden; dieſe 
it vielmehr fo lange aufzufchieben, als die Dringlichkeit 
geitattet. 

Iſt nun das Kollegium bis zur bejtimmten Zeit aus- 
einandergegangen, jo können inzwijchen die Räte einer jeden 
Familie unter ſich Beratung pflegen, und wenn ihnen ihre 
Bedenken von großer Wichtigkeit ſcheinen, können fie andere, 
die ſchon als Räte fungiert haben, oder Kandidaten für 
diefes Kollegium find, zur Beratung beiziehen. Können fie 
fich bis zur feftgefeßten Zeit untereinander nicht einigen, jo 
ift jene Familie von der Abftimmung ausgejchloffen (denn 
jede Familie Tann bei der Ahftimmung nur Eine Stimme 
haben). Im andern Fall bringt der Nechtsfundige diejer 
Familie, als ihr Beauftragter, die Anficht, welche für die 
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befte erachtet wurde, im Kollegium felbft wor. Und jo Die 
übrigen. 

Hält nun die Mehrheit, nah Anhörung der Gründe 
- jeder einzelnen Anficht, eine wiederholte Erwägung angezeigt, 
io fol das Kollegium nochmals vertagt werden, bis fehließ- 
ih jede Familie ihre endgültige Anficht anmeldet; und 
dann erſt foll bei der Abftimmung im vollzähligen Kolle- 
gium die Anficht ungültig fein, die nicht mindeftens hundert 
Stimmen bat. Die übrigen aber follen von fämtlichen 
Rechtsfundigen, die an der Beratung teilgenommen haben, 
dem König vorgetragen werden, damit er, nad Kenntnis- 
nahme der Gründe einer jeden Bartei, für diejenige unter den 
verſchiedenen Anfichten ſich entjcheidet, die ihm zufagt. Die 
Rechtskundigen kehren dann wieder in das Kollegium zurüd, 
wo alle den König zu einem von ihm beftimmten Zeitpunkt 
erwarten, damit alle hören, für welche unter den ihm unter- 
breiteten Anfichten er ſich erklärt und was er befchließen 
wird, daß gejcheben joll. 


S 26. 


Für die Juſtizverwaltung ift ein anderer Nat aus- 
ſchließlich aus Rechtskundigen zu bilden, denen es obliegt, 
Prozeffe zu erledigen und Verbrecher in Strafe zu nehmen. 
Do müſſen alle von ihnen gefällten Urteile durch den Aus- 
ſchuß des großen Staatsrats geprüft werden, ob fie unter 
ftrenger Wahrung der Gerichtsordnung und ohne Parteilic)- 
feit abgegeben wurden. Falls eine Partei, die den Prozeß 
verloren bat, nachweiſen kann, daß einer der Nichter durch 
irgendein Gejchenf von feinem Prozeßgegner beftochen wor— 
den jei, oder einen andern allgemeinen Grund hatte, dem 
Gegner gewogen oder abgeneigt zu fein, oder endlich, daß 
die allgemeine Gerihtsordnung nicht eingehalten ward, jo 
muß das Urteil Faffiert werden. Das ift nun freilich 
nicht mehr ganz tunlich, wo man bei Unterfuchungen wegen 
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eines Verbrechens den Angeklagten nicht ſowohl durch Beweife 
als durch die Folter zu überführen pflegt. Ich nehme bier 
aber nur eine Gerichtsordnung an, die der beiten Staats- 
verwaltung entjpricht. | 


8 27. 


Die Zahl diefer Richter muß eine große umd zwar un— 
gerade jein, etwa einundfechzig oder einundfünfzig mindeftens. 
Aus einer Familie ift immer mırr je einer zu wählen, aber 
nicht Tebenslänglich; ſondern alljährlich hat ein Teil aus- 
zutreten, wofür aus andern Familien ebenfopiel andere zu 
wählen find, Die das vierzigfte Xebensjahr erreicht haben. 


8 28. 

In dieſem Nichterfollegium darf nur in Anweſenheit 
ſämtlicher Richter eine Urteilsverfündigung ftattfinden. Kann 
einer wegen Krankheit oder einer andern Urſache dem Kolle— 
gium längere Zeit nicht anwobnen, jo tt für jo lange 
ein anderer als deſſen Stellvertreter zu wählen. Die Ab- 
ſtimmung aber darf nicht offen, jondern muß won jedem 
geheim mittel Steinchen") vollzogen werden. 


20. 


Die Befoldung diefes Nichterfollegiums, ſowie des Aus— 
ichufjes des Staatsrats, wird zunächft von denjenigen beftritten, 
die von ihnen zum Tode verurteilt, und dann von denen, 
die in Geldftrafe verfällt wurden. Für jeden Spruch in 
Ziwilfachen erhalten beide Kollegien von dem, der den Prozeß 
verloren bat, einen beſtimmten Zeil im Berhältnis zur 
Geſamtſumme. 


*) Votierſteine waren ſchon bei den alten Römern gebräuchlich; ein 
weißer für Beiftimmung reſp. Freiſprechung, ein schwarzer file Ders 
werfung reſp. Verurteilung. 
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S 80. 


Diefen Kollegien follen in jeder Stadt andere — ftädti- 
ſche Kollegien — unteritellt fein. Deren Mitglieder follen 
ebenfalls nicht auf Lebenszeit gewählt werden, jondern auch) 
da ift alljährlich ein gewiffer Teil zu wählen, und zwar aus 
den dort anfäffigen Familien. Diefes bedarf feiner näheren 
Ausführung. 


831. 


Die Miliz erhält in Friedenszeiten keinen Sold. Zur 
Zeit eines Krieges aber iſt nur denen ein täglicher Sold 
auszuzahlen, die mit ihrer täglichen Arbeit das Leben friſten. 
Die Feldherrn aber und die übrigen Offiziere ſollen keine 
andere Beſoldung vom Kriege zu erwarten haben, als die 
vom Feinde eroberte Beute. 


832. 


Wenn ein Ausländer die Tochter eines Bürgers heiratet, 
ſollen die Kinder als Bürger gelten und in die mütterliche 
Stammliſte eingetragen werden. Denjenigen aber, die im 
Staate ſelbſt von ausländiſchen Eltern abſtammen und er— 
zogen ſind, ſoll es geſtattet ſein, ſich das Bürgerrecht für 
einen feſtgeſetzten Preis von den Häuptern irgendeiner 
Familie zu erwerben, fie jind dann in die Liſte diefer Familie 
einzutragen. Dem Staate kann auch fein Nachteil daraus 
ervachien, wenn Familienhäupter einen Ausländer des Gel- 
des wegen unter dem feſtgeſetzten Preis in die Zahl ihrer 
Bürger aufnehmen jollten. Im Gegenteil follte man auf 
Mittel finnen, durch welche die Zahl der Bürger leichter 
ih vermehren kann und der Strom der Bevölferung an- 
ihmelle. Es ift aber billig, daß diejenigen, die in feiner 
Bürgerlifte aufgeführt find, wenigftens in Kriegszeiten mit 

5 
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irgendeiner Arbeit oder Steuer eine Gegenleiſtung dafür 
bieten, daß ſie von der Beteiligung am Krieg verſchont 
bleiben. 


—— 
Die Geſandten, die in Friedenszeit in andere Staaten 
beordert werden müſſen, um Frieden zu ſchließen oder zu 
erhalten, ſind bloß aus dem Adel zu wählen. Ihr Auf— 


wand iſt ihnen aus der Staatskaſſe zu gewähren, aber nicht 
aus der königlichen Hauskaſſe. 


8 34. 


Die am Hofe leben und zum Hofhalt des Königs gehören 
und denen er aus ſeiner Hauskaſſe ein Gehalt zahlt, ſollen 
von jedem Staatsdienſt oder jedem Amt ausgeſchloſſen ſein. 
Ich ſage ausdrücklich: „denen der König aus ſeiner Haus— 
kaſſe ein Gehalt zahlt“, um die Leibwache von ihnen aus— 
zunehmen. Denn als Yeibwache dürfen nur Bürger der 
Kefidenz wechſelweiſe wor den Gemächern des Königs für 
ihn wachen. 


—— 

Krieg darf nur um des Friedens willen geführt werden; 
iſt er beendigt, ſo ſollen die Waffen ruhen. Wenn alſo 
nach Kriegsrecht Städte erobert ſind und der Feind unter— 
worfen iſt, ſo müſſen die Friedensbedingungen derart ſein, 
daß die eroberten Städte auch ohne Beſatzung nicht wieder 
verloren gehen. Oder aber ſoll man vielmehr dem Feind 
nach Annahme des Friedensvertrags die Erlaubnis erteilen, 
jene Städte um irgendeinen Preis zurückzuerwerben. Falls 
aber in dieſem Fall wegen der bedrohlichen Lage die Beſorgnis 
fortgeſetzt im Hintergrund lauert, jo find jene Städte gänz- 
lich zu zerftören umd die Einwohner anderwärts unter— 
zubringen. 
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8 36. 

Dem König foll nicht erlaubt fein, eine Ausländerin zu 
ehelichen, nur aus feinen Blutsverwandten oder den Bür- 
gern darf er fi eine Gemahlin wählen.*) Letzteres unter 
der Bedingung, daß die Blutsverwandten der Frau Tein 
Staatsamt befleiden dürfen. 


SIR 

Die Regierung muß umnteilbar fein. Wenn aljo der 
König mehrere Kinder zeugt, jo ift der ältefte rechtmäßiger 
Thronfolger. Es darf aber keineswegs geftattet jein, daß 
das Reich unter ihnen geteilt, noch daß das ungeteilte Reich 
allen miteinander oder einigen zur Negierung übergeben 
werde, und am allerwenigiten, daß er einen Teil des Reichs 
einer Tochter als Deitgift gebe. Denn daß Töchter die Re— 
gterung als Erbſchaft erhalten, ift unter feinen Umftänden 
zu geitatten. 


Ss 38. 
Für den Fall, daß der König ohne männliche Nach- 
fommen sterben jollte, iſt ſein nächſter Blutsverwandter als 


Erbe der Kegierung anzuerfennen; e8 wäre denn, daß er eine 
Ausländerin zur Frau bat, von der er ſich nicht ſcheiden will. 


8 59. 


Was die Bürger anbelangt, jo erhellt aus 85, Kapitel III, 
daß jeder fämtlichen Föniglichen Befehlen oder vom Staats- 
tat erlaffenen Verordnungen (f. darüber die SS 18 u. 19 
diejes Kapitels) Folge leiften muß — auch wenn er fie für 


*) Der unfelige Einfluß ihrer englifhen Gemahlinnen auf bie 
Statthalter Wilhelm II. u. III. gab vielleicht Spinoza den Anlaß zu 
diefer Beftimmung. (W. Meyer.) 
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höchſt widerfinnig hält — oder fraft Nechtens dazu gezwungen 
werden kann. — 

Diejes find die Grundlagen einer monarchiſchen Negie- 
rung, worauf fie errichtet werden muß, um Beftand zu 
haben, wie im folgenden Kapitel gezeigt werden ſoll. 


8 40. 


Was die Religion betrifft, jo jollen durchaus nicht 
Tempel auf ſtädtiſche Koften errichtet, noch rechtliche Be— 
ſtimmungen über Anfichten getroffen werden, wenn fie nicht 
aufrührerifh find und die Grundlagen des Staates um— 
ftürzen. Diejenigen alfo, denen die üöffentlihe Ausübung 
ihrer Religion zugeftanden wird, follen auf eigene Koften, 
wenn fie wollen, einen Tempel erbauen. Der König aber 
möge zur Ausübung der Neligion, welcher er angehört, 
einen eigenen Tempel am Hofe haben. 
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Siebentes Kapitel. 


sl. 


Nachdem ich die Grundlagen einer monarchiſchen Re— 
gierung entwicelt habe, möchte ich fie nun ordnungsmäßig 
beleuchten. Da ift num vor allem zu bemerfen, daß e8 Der 
Praris ganz und gar nicht widerftreitet, die Rechte derart 
feftzulegen, daß fie auch vom König nicht aufgehoben wer— 
den fünnen. Bei den Perfern, die doch ihre Könige als 
Götter verehrten, hatten die Könige gleichwohl nicht Die 
Macht, Rechte, die einmal feitgejeßt waren, zu widerrufen, mie 
aus dem Buche Daniel Kapitel 6 erhellt. Nirgends auch wird, 
jo viel ich weiß, ein Monarch abjolut gewählt, ohne aus— 
drücklich namhaft gemachte Bedingungen. Das ftehbt denn 
auch weder mit der Vernunft, noch mit dem unbedingten 
Gehorſam, der dem König gebührt, im Widerfprud. Denn 
die Grundlagen der Regierung find gleichfam als die un— 
abänderlichen Bejchlüffe des Königs zu betrachten, jo daß 
jeine Minifter ihm gehorfam find, wenn fie feine Befehle 
nicht volßiehen wollen, falls jolhe mit den Grundlagen 
der Negierung im Widerfpruch ftehen. 

Ich kann das mit dem Beifpiel des Odyffeus treffend 
belegen. Als Ddyffeus, an den Schiffsmaft gefeffelt und 
von dem Gejang der Sirenen bezaubert, unter vielen 
Drohungen befahl, ihn Toszubinden, weigerten fich deffen 
jeine Gefährten und vollzogen damit feinen eigenen Befehl, *) 


*) Homer, Ddyfjee, 12. Gefang. 
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und man erkennt daran ſeine Klugheit, daß er hernach ſei— 
nen Gefährten Dank dafür wußte, daß ſie ſeiner früheren 
Willenskundgebung willfährig waren. Nach dieſem Vorbild 
des Odyſſeus pflegen auch Könige den Richtern die Weiſung 
zu geben, Gerechtigkeit zu üben, kein Anſehen der Perſon 
walten zu laſſen, auch nicht auf den König ſelber Rückſicht 
zu nehmen, falls er in einem beſonderen Fall befehlen ſollte, 
was ſie als rechtswidrig erkennen. Denn die Könige ſind 
keine Götter, ſondern Menſchen, die ſich oft durch Sirenen— 
geſang berücken laſſen. Hinge alſo alles von dem unbeſtän— 
digen Willen eines Einzelnen ab, ſo ſtünde nichts auf 
feſtem Grund. Deshalb iſt eine monarchiſche Regierung, 
um dauerhaft zu ſein, ſo einzurichten, daß zwar alles nur 
kraft königlicher Entſchließung geſchieht, d. h., daß alles 
Recht erklärter Wille des Königs, nicht aber daß aller Wille 
des Königs Recht ſei. Hierüber ſ. die 88 3, 5 u. 6 des 
vorigen Kapitels. 


82. 


Weiter iſt zu bemerken, daß beim Errichten der Grund— 
lagen hauptſächlich auf die menſchlichen Affekte Bedacht 
genommen werden muß. Es genügt nicht, gezeigt zu haben, 
was als erſprießlich geſchehen ſoll, ſondern vor allem, 
was geſchehen kann, damit die Menſchen, ob vom Affekt 
oder von der Vernunft geleitet, mittelſt des Rechts ſich an 
beſtimmte und feſte Normen halten. Denn wenn die Rechte 
des Staates oder die öffentliche Freiheit ſich nur auf den 
ſchwächlichen Schutz der Geſetze ſtützen würde, ſo wäre 
dieſelbe nicht allein den Bürgern nicht geſichert, wie ich im 
8 3 des vorigen Kapitels zeigte, ſondern ſie führte ſogar 
zum Untergang. 

Denn das ift gewiß: Fein Zuftand eines Staates ift Hläg- 
licher, als wenn er zu wanfen beginnt, e8 wäre denn, daß er 
Knall und Fall zuſammenbricht und in Sklaverei ftürzt (mas 
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freilich unmöglich ſcheint). Demgemäß wäre e8 für Die 
Untertanen weit dienlicher, ihr Recht abfolut Einem zu über- 
tragen, als unfichere und windige oder unwirkſame Freiheits⸗ 
bedingungen zu vereinbaren und ſo für ſpäter einen Weg 
zur grauſamſten Sklaverei zu ebnen. 

Wenn ich aber gezeigt haben werde, daß die Grund— 
lagen einer monarchiſchen Regierung, die ich im vorigen 
Kapitel aufführte, ſtark ſind und nicht zerrüttet werden 
können, wenn ſich nicht der bewaffnete Teil der Bevölke— 
rung in ſeiner Mehrheit empört, und daß ſie dem König 
wie der Bevölkerung Frieden und Sicherheit bieten, und wenn 
ich das aus der allgemeinen Natur ableite, ſo wird niemand 
zweifeln können, daß ſie die beſten und richtigen ſeien, wie 
aus 89 9 im II. Kapitel und den 88 3 u. 8 im vorigen 
Kapitel erhellt. Daß fie num folcher Art find, will ic in 
möglichiter Kürze nachweiſen. 


83. 


Daß es Pflicht deſſen, der die Herrſchaft innehat, ſei, 
vom Zuſtand und den Verhältniſſen des Staates allezeit 
Kenntnis zu haben, über das gemeinſame Wohl aller zu 
wachen und alles zu bewirken, was der Mehrheit der Unter— 
tanen nützlich iſt, darüber ſind alle einig. Nun iſt aber 
einer allein nicht imſtande, alles zu überblicken, noch auch 
jederzeit hinlänglich befähigt zum Nachdenken und herzhaftem 
Entſchließen; oft auch wird er durch Krankheit oder Alter 
oder ſonſt etwas verhindert, ſich den öffentlichen Dingen zu 
widmen. Darum iſt es notwendig, daß der Monarch Räte 
habe, die den Zuſtand der Dinge kennen, dem König mit 
ihrem Rat an die Hand gehen und ihn öfters ſtellvertreten. 
Auf dieſe Weiſe wird bewirkt, daß die Regierung oder der 
Staat ſtets auf Einem Geiſte beruht. 


=) 
IV 
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84. 


Weil es ſich aber mit der menſchlichen Natur ſo verhält, 
daß jeder den ſtärkſten Trieb hat, auf ſeinen perſönlichen 
Vorteil bedacht zu ſein und diejenigen Rechte für die er— 
ſprießlichſten erachtet, die zur Erhaltung und Vermehrung 
ſeiner Güter notwendig ſind, für die Intereſſen eines andern 
aber nur eintritt, ſofern er damit ſeine eigenen zu ſichern glaubt, 
ſo folgt daraus, daß nur Perſonen zu Räten gewählt wer— 
den müſſen, deren perſönliche Güter und Vorteile von dem 
gemeinſamen Wohl und Frieden aller abhängt. Daraus 
erhellt, daß, wenn aus jeder Gattung oder Klaſſe von Bür— 
gern einige gewählt werden, dies der Mehrheit der Unter— 
tanen nützlich ſein wird, weil ſie in dieſem Ratskollegium 
die meiſten Stimmen beſitzt. Und obgleich es unausbleib— 
lich, daß in dieſem Kollegium, das aus einer ſo großen 
Zahl von Bürgern zuſammengeſetzt iſt, auch viele recht un— 
gebildete Mitglieder vorhanden ſein werden, ſo iſt doch gewiß, 
daß jeder in Geſchäften, die er lange mit großem Eifer 
betrieben hat, hinlänglich klug und gewitzigt iſt. Wenn 
darum keine andern gewählt werden, als ſolche, die bis 
zum fünfzigſten Lebensjahr ihre Geſchäfte makellos betrieben 
haben, jo werden fie hinlänglich befähigt fein, über Dinge, 
die ja auch ihre eigenen Intereſſen berühren, mitzuberaten, 
namentlic” wenn ihnen in wichtigeren Dingen Zeit zur 
Erwägung eingeräumt wird. Weit entfernt auch, Daß ein 
aus wenigen Perſonen beftehendes Kollegium nicht durch 
Mitglieder von gleiher Art ftark bejetst wäre. Im Gegen- 
teil befteht die Mehrheit aus Menfchen derjelben Art, da ja 
jeder gern unfelbftändige Kollegen haben möchte, die nad) 
feiner Pfeife tanzen. In einem großen Kollegium Dagegen 
ift das ausgejchloffen. 
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85. 


Außerdem iſt ſicher, daß jeder lieber regieren, als regiert 
werden will. Niemand geſteht willig einem andern die 
Herrſchaft zu, wie Salluſt in der erſten Rede an Cäſar 
bemerft.*) Demnach iſt es klar, daß eine ganze Bevölke— 
rung nie ihr Recht auf wenige oder Einen überträgt, wenn 
fie unter fich einig werden könnte und die Streitigkeiten, 
die häufig in großen Verſammlungen entftehen, nicht in 
Aufruhr ausarteten. Daher überträgt die Bevölkerung einem 
König nur freiwillig, was fie ſchlechterdings nicht in eigner 
Macht haben Tann, d. i. die Schlichtung von Streitigkeiten 
und die Erledigung von Erlaffen. 

Wohl kommt e8 auch oft vor, daß ein König wegen des 
Krieges gewählt wird, weil nämlich Kriege unter Königen 
mit mehr Glüd geführt werden. Das aber ift offenbarer 
Unverftand, im Frieden unfrei fein zu wollen, um einen 
Krieg glücklicher zu führen; wenn überhaupt Frieden in 
einen Staat denkbar ift, deſſen höchſte Gewalt bloß des 
Krieges halber auf Einen übertragen ift, der deshalb feine 
Züchtigfeit und was alle an ihm haben bauptfächlih im 
Kriege zeigen Tann. Eben das ift der hauptfächliche Vorzug 
einer demokratiſchen Regierung, daß ihr Wert fih im Frie- 
den weit mehr als im Kriege bewährt. 

Aus mwelhen Grunde immer aber ein König gewählt 
werden mag, er für fich allein kann wie gefagt nicht wiſſen, 
was dem Staate frommt; dazu braucht er notwendig viele 
Bürger als Räte, wie im vorigen Kapitel ausgeführt ward. 
Und meil e8 ausgejchloffen ift, daß in der Beratung irgend- 
ein erwägenswerter Gedanfe einer jo großen Menfchenzahl 
entgehen ſollte, jo folgt, daß mit den von diefem Kollegium 
dem König unterbreiteten Anfichten alles dem Volkswohl 


*) Oder im Briefe über die Ordnung des Gemeinmefens, der früher 
dem Salluft zugefchrieben wurde. 
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Förderliche erfchöpft fein wird. Und meil nun das Wohl 
des Volkes höchftes Geſetz oder höchſtes Necht des Königs 
ift, jo ift folglich des Königs höchſtes Recht, unter den ihm 
porgelegten Anfichten des Staatsrates eine auszumählen, 
nicht aber gegen die Meinung des gefamten Kollegiums 
etwas zu bejchließen oder eine Anficht geltend zu machen 
(ſ. $ 25 des vorigen Kapitels). 

Wenn aber fäntliche im Staatsrat aufgetauchten An— 
fichten dem Könige zu unterbreiten wären, jo fönnte es 
gejchehen, daß der König inmmer die fleineren Städte, welche 
die menigften Stimmen haben, begünftigtee Denn wenn 
auch nach der Geſchäftsordnung des Staatsrats die ver— 
ſchiedenen Anfichten ohne Angabe ihrer Vertreter vorgelegt 
würden, jo tft e8 doch nie ganz zu verhüten, daß etwas 
Darüber verlautet. Deshalb muß notwendig beſtimmt wer— 
den, daß eine Anficht, die nicht wenigftens hundert Stim- 
men auf fich vereinigt hat, als ungültig zu betrachten ift. 
Auf diefes Recht werden die größeren Städte mit aller Ent- 
ichtedenheit befteben müffen. 


8 6. 

Hier würde ich noch viele große Vorteile dieſes Staats— 
rats hervorheben, wenn ich mich nicht der Kürze befleißigte. 
Einen jedoch, der mir von größter Wichtigkeit zu fein jcheint, 
will ich anführen. Es kann nämlich feinen größeren An- 
fporn zur Tugend geben als die allgemeine Ausficht, dieſe 
höchfte Würde zu erlangen. Dem Ehrgeiz find wir ja alle 
zugänglich, wie ich in meiner „Ethif” ausführlich zeigte.) 


Sul, 


Daß der größte Teil diefes Ratskollegiums nie Neigung 
haben werde, einen Krieg zıt beginnen, ſondern ſtets von 


*) Ethik III. Teil, Lehrf. 29 u. 30; IV. Teil, Lehrſ. 58. 
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großem Eifer und Liebe zum Frieden befeelt fein wird, 
unterliegt feinem Zweifel. Denn außerdem daß bie Mit- 
glieder vom Krieg ftets den Verluſt ihrer Güter mitſamt 
ihrer Freiheit befürchten werden, kommt hinzu, daß ein 
Krieg neue Ausgaben erfordert, Die fie aufbringen müfjen, 
und daß auch ihre vom Hausweſen in Anſpruch genommenen 
Rinder und Verwandten nun der Waffenführung im Krieg 
befliffen jein und ins Feld ziehen müffen, „von wo fie als 
Geſchenk nichts als Wunden heimbringen können, für die 
es feine Entſchädigung gibt.“ *) Denn, wie ih in $ 31 des 
porigen Kapitels ſagte, ein Sold wird der Miliz nicht bezahlt, 
und diefe ift nach $ 11 desjelben Kapitels allein aus ber 
Keihe der Bürger zu bilden. 


SS. 


Noch ein anderes, was gleichfalls von großer Bedeutung, 
kommt hinzu, nämlich daß fein Bürger unbewegliches Eigen- 
tum befitt (f. $ 12 im vorigen Kapitel). Infolgedeſſen tft 
die mit dem Krieg verbundene Gefahr für alle beinahe gleich. 
Denn alle werden gewinnbringenden Handel treiben, oder 
ihr Geld einander borgen müfjen, wenn, wie ehedem bei 
den Athenern, ein Gefet verbietet, fein Geld jemand anders 
als den Einheimischen auf Zinfen zu leihen. Sie werden 
alfo nur Geſchäfte betreiben müſſen, die entweder mitein- 
ander verflochten find oder nur Durch die gleichen Mittel 
gedeihen Fönnen. Somit wird die Mehrheit diefes Kolle- 
giums in bezug auf die gemeinfamen Angelegenheiten und 
die Künfte des Friedens meiftenteils einer und derfelben 
Gefinnung jein; denn, wie ih in $ 4 dieſes Kapitels fagte, 
jeder tritt für die Intereſſen eines andern infofern ein, 
jofern er damit feine eignen Intereſſen ftärft. 


*) Worte des Curtius Rufus in der Gefhichte Aleranders, VIIL, 
7, 11. (Zeopold.) 
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89. 


Zweifellos wird auch niemand auf den Einfall kommen 
können, diefen Staatsrat mit Gefchenfen zu beftechen. Denn 
wenn auch jemand einen oder den andern aus dieſer großen 
Menſchenzahl für fih einnähme, jo wird er doch nichts aus- 
richten, weil wie gejagt eine Stimme, die nicht wenigftens 
hundert auf fich vereint, ungültig ift. 


8 10. 


Daß ferner die Mitgliederzahl dieſes einmal eingejetten 
Ratskollegiums nicht wird herabgefegt werden fünnen, wer— 
den wir unfchwer einjehen, wenn wir die den Menfchen 
gemeinjfamen Affelte bedenken. Denn alle werden ftarf vom 
Ehrgeiz getrieben, und es gibt niemand von gefunden 
Körper, der nicht hofft, ſein Leben auf ein hohes Alter zu 
bringen. Wenn wir Daher eine Berechnung derer vor— 
nehmen, die das fünfzigfte oder fechzigfte Lebensjahr bereits 
erreicht haben, und daneben die große Zahl der alljährlich 
zu mählenden Mitglieder in Betracht ziehen, werden mir 
einjehben, daß es kaum einen unter den Waffentragenden 
geben könne, der nicht ftarl die Hoffnung hegt, zu Diefer 
Würde emporzufleigen; e8 werden alſo alle für das Recht 
Diefes Kollegiums nach Kräften eintreten. Denn es ift zu 
beachten, daß der Beltehung, wenn fie ich nicht allmählic) 
einfchleicht, Leicht vorgebeugt werden kann. Weil es aber 
dem jchlichten Denken eher zufagt und auch weniger Neid 
erregt, daß aus jeder Familie einer, als daß aus wenigen 
Familien eine fleinere Zahl gewählt, oder daß die eine oder 
die andere ausgejchloffen wird, darum kann (nad) $ 15 des 
borigen Kapitels) die Zahl der Räte nicht auf eine andere 
ffeinere befchränft werden, wenn nicht zugleich ein Bruch— 
teil, etwa ein Drittel, Viertel oder Fünftel, abgezogen würde, 
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was doch gewiß eine einfchneidende Abänderung wäre und 
alfo von der gewöhnlichen Praris gänzlich abweicht. Außer- 
dem ift auch Fein Aufſchub und feine Säumnis bezüglich der 
Wahl zu beforgen, weil die Ergänzung ja vom Kollegium 
jelbft bewerfitelligt wird. ©. 8 16 des vorigen Kapitels. 


9%1%; 


Demnach wird der König immer — ob aus Furcht vor 
der Bevölkerung, oder um fich die Mehrheit der Bewaffne- 
ten zu verbinden, oder weil er wohlgefinnt auf das öffent- 
liche Wohl bedacht ift — die Anficht betätigen, welche Die 
meiften Stimmen bat, d. i. (nach $ 5 diejes Kapitels), die 
für die Mehrheit des Staates die nüßlichere ilt. Die da- 
von abweichenden Anfichten aber, die ihm unterbreitet wer— 
den, wird er möglichſt rücjichtsvoll zu behandeln juchen, damit 
alle merfen, welchen Ernſt und Eifer er der Sache wid— 
met und daran erfehen, was fie im Frieden ebenfo wie im 
Kriege an ihm haben. So wird er alfo dann am meiften 
im Beſitze feines eigenen Nechtes fein und am meiften die 
Kegierung innehaben, wenn er am meiften auf das all- 
gemeine Wohl des Bolfes bedacht ift. 


$ 12. 


Denn der König kann allein nicht alle durch Furcht im 
Zaum halten, jondern feine Macht beruht auf der Zahl der 
Truppen, und vor allem auf deren Tapferfeit und Treue, 
die bei den Menfchen ftets jo lange verläßlich fein wird, 
als ein gemeinfames Anliegen, ſei diefes ein ehrenhaftes 
oder ein jhändliches, fie miteinander verbindet. 

Daher kommt es, daß Könige die Truppen öfters zum 
Schlimmen reizen als in Schranfen halten und zu ihren 
Laftern die Augen zuzudrüden pflegen, und daß fie häufig 
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die beſten unterdrücken, dagegen die Lüderlichen und in 
Schwelgerei Heruntergekommenen heranziehen, ihnen mit Geld 
und Gunſtbezeigungen aufhelfen, ihnen die Hände drücken 
und Küſſe zuwerfen und keine Erniedrigung ſcheuen um der 
Herrſchaft willen.*) 

Damit alſo die Bürger vor allen andern dem König nahe 
ſtehen und ihres eigenen Rechts nicht verluſtig ſeien, ſoweit es 
das ſtaatliche Verhältnis und die Billigkeit zuläßt, muß not— 
wendig die Miliz aus Bürgern allein beſtehen und müſſen 
dieſelben auch dem Staatsrat angehören. Dagegen ſind ſie 
unfehlbar verknechtet und iſt zu endloſem Kampf der Grund 
gelegt, ſobald ſie dulden, daß Hilfstruppen herangezogen 
werden, denen der Krieg ein Gewerbe iſt und die bei Zwie— 
tracht und Aufruhr am meiſten Gewalt haben. 


$ 13. 


Daß die Näte des Königs nicht auf Lebenszeit, jondern 
auf drei, vier, oder höchftens fünf Jahre zu wählen find, 
erhellt jowohl aus 8 10 diefes Kapitels, fowie aus dem in 
$ 9 desfelben Kapitels Gejagten. Denn außerdem daß Die 
Mehrheit der Bürger fih kaum Hoffnung machen könnte, 
diefe Würde zu erreichen, wenn auf Lebenszeit gemählt 
würde, was ficher unter den Bürgern große Ungleichheit herbei- 
führte, die Quelle des Neids und beſtändiger Gärung wäre, Die 
ſchließlich zum Aufruhr führten — würden ſich dieje Näte 
auch weitgehende Willkür herausnehmen, (da fie ja feine 
Nachfolger zu befürchten haben,) was am allerwenigften durch 
den König verhindert würde. Denn je verhafter fie den 
Bürgern find, defto mehr werden fie auf fetten des Königs 
ftehen und ihm zu fchmeicheln geneigt fein. 

Sogar möchte ein Zeitraum bon fünf Jahren noch zu 
groß fein, da es innerhalb Diejer Frift nicht fo ganz un— 


*) Nach Tacitus, Hiftor. I, 36. 
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möglich fein dürfte, daß ein erheblicher Teil diefes Kolle- 
giums (tie groß es auch fei) mit Geſchenken oder Gunft- 
bezeigungen beftochen werde. Weit unbedenklicher wird ſich 
alfo die Sache verhalten, wenn jährlih aus jeder Familie 
zwei austreten und ebenfoviel an deren Stelle treten, (vor— 
ausgejettt daß jeder Familie fünf entnommen werden,) Das 
Jahr ausgenommen, in dem der Nechtskundige einer Familie 
austritt und ein neuer ftatt jeiner gewählt wird. 


s 14. 


Eine größere Sicherheit kann fich fein König verjprechen, 
als einer, der in einem ſolchen Staate regiert. Denn ab- 
gejeben davon, daß es mit einem König rajch zu Ende 
geht, dem feine Truppen nicht wohlgefinnt find, jo iſt e8 
fiher, daß den Königen ftets die größte Gefahr von feiten 
derer droht, die ihnen am nächiten ftehen. Je geringer 
darum an Zahl die Räte find, und damit um fo mächtiger, 
deito näher liegt für den König die Gefahr, daß fie die 
Kegierung auf einen andern übertragen. In den ärgften 
Schrecken wurde David dadurch verſetzt, daß fein eigener 
Ratgeber Ahithophel die Partei Abfaloms ergriffen hatte. *) 

Hiezu fommt: wenn die gefamte Macht auf Einen ab- 
ſolut übertragen ift, fo fanı fie auch um vieles leichter won 
einem auf einen andern übertragen werden. Zwei gemeine 
Soldaten unternahmen e8, die Herrichaft über Nom einem 
andern zu übertragen, und brachten es fertig (Tacitus, 
Hiflorien, 1. Buch **). 

Auf die Künfte und Liſten, womit die Näte ſich vor 
Neidern ſchützen müffen, um ihnen nicht zum Opfer zu fallen, 
gebe ich nicht ein, da fie hinlänglich befannt find und keinem 
Geſchichtskundigen unbelannt fein Tann, wie häufig Auf- 


— 








*) 2. Buch Samuelis, Slap. 15. — *%) sap. 25. 
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rihtigleit den Näten Untergang brachte; weshalb ſie genötigt 
find, zu ihrem Schug verſchmitzt zu fein ftatt aufrichtig. 
St aber die Zahl der Näte fo groß, daß fie fich nicht 
wohl zu einem Berbrechen verſchwören können, und find 
fie einander gleich und beffeiden dieſes Amt nicht länger 
als vier Jahre, jo können fie dem König nie furchtbar wer— 
ven, e8 wäre denn, daß er fie der Freiheit beraubt, womit 
er zugleich alle Bürger vor den Kopf ftoßen würde. Denn 
(wie Anton Berez*) trefflich bemerkt) ein abſolutes Regi— 
ment ift dem Fürften jelber höchft gefährlich, den Untertanen 
äußerſt verhaßt und läuft göttlichen wie menfchlichen Ein- 
richtungen zumider, wie unzählige Beifpiele beweifen. 


g 15. 

Außer diefen habe ih im vorigen Kapitel noch andere 
Grundlagen angegeben, welche in hohem Grade dem König 
den Beſitz der Herrſchaft und den Bürgern Freiheit und 
Frieden fichern, wie ich geeigneten Orts dartun werde. Vor 
allem mollte ich auseinanderjegen, was den oberiten Staats— 
tat betrifft und von größter Wichtigkeit if. Nun will ich 
Das weitere in beabfichtigter Reihenfolge behandeln. 


8 16. 


Daß die Bürger um jo mächtiger und folglih um fo 
mehr tm DBefite ihres eigenen Nechts find, je mehr Städte 
ſie haben und je mehr diefe befeftigt find, unterliegt feinem 
Zweifel. Denn je geſchützter ihr Wohnort ift, deito beffer 
fönnen fie ihre Freiheit ſchützen und deſto weniger brauchen 
fie einen äußern oder innern Feind zu fürchten. Es ift auch 


*) Staatöfefretär Philipps II. von Spanien, der mit dejjen Mai- 
treffe, der Fürftin von Eboli, ein Liebesverhältnis unterhielt. Gutzkow 
bat jein wechſelvolles Schickſal dramatifiert („Philipp u. Perez”). 
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gewiß, daß die Menſchen naturgemäß auf ihre Sicherheit 
um fo mehr bedacht find, je mehr Reichtümer ſie beſitzen. 
Städte aber, die zu ihrer Erhaltung auf die Macht eines 
andern angewieſen find, haben nicht das gleiche Necht wie 
diefer; denn fie ftehen infofern unter des andern echt, 
fofern fie feiner Macht bedürfen. Denn das Necht deckt 
ſich mit der Macht, wie im II. Kapitel gezeigt. 


SulT. 


Aus diefem Grunde auch, damit nämlich die Bürger 
im Beſitze des eigenen Nechts bleiben und ihre Freiheit 
fihern, muß die Miliz ausnahmslos bloß aus Bürgern 
beftehben. Denn der bewaffnete Menfch verfügt mehr über 
fein eigenes Recht als der unbemwaffnete, (j. $ 12 dieſes 
Kapitels,) und diejenigen Bürger übertragen ihr Recht voll- 
ftändig einem andern und verlaffen ſich gänzlich auf deſſen 
Treue, die demfelben ihre Waffen ausliefern und die Feſtungs— 
werke der Städte anvertrauen. Hiezu fommt die menſch— 
liche Habſucht, der ftärkite Trieb bei den meiften; denn ohne 
große Koften können Mietstruppen nicht gehalten werden 
und die Bürger können die Auflagen faum ertragen, die 
zum Unterhalt des müßigen Militärs erforderlich find. Daß 
aber ein Oberbefehlshaber über ſämtliche Truppen oder auch 
nur einen großen Zeil ohne dringende Not höchftens auf 
ein Jahr gewählt werden darf, müffen alle einfehen, die in 
der Geichichte, der heiligen oder profanen, bewandert find. 
Für den Hort eines Reichs wird ja durchweg der gehalten, 
dem man binlänglic Zeit läßt, Friegerifchen Ruhm zu ers 
werben und feinen Namen noch über den König zu erheben, 
oder das Heer an fich zu feffeln durch Willfährigkeit, Frei- 
gebigfeit und fonftige bei Feldheren übliche Künſte, womit 
fie auf die Knechtung anderer und die eigene Herrſchaft 
abzielen. 


6 
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Behufs größerer Sicherheit des geſamten Staates habe 
ich endlich hinzugefügt, daß die Oberbefehlshaber der Truppen 
aus den Räten des Königs zu wählen ſeien, oder aus ſolchen, 
die ſchon einmal dieſes Amt bekleidet haben, d. h. aus 
Männern, die in einem Alter flehen, in dem die Menſchen 
I, das Altbewährte dem Neuen und Gefahrvollen vor- 
ziehen. 


$ 18. 


IH fagte, die Bürger jeien nach Familien einzuteilen 
und aus jeder Familie fei eine gleiche Anzahl won Räten zu 
wählen, damit Die größeren Städte mehr Räte haben im 
Verhältnis zur Zahl ihrer Bürger und, wie billig, mehr 
Stimmen abgeben fünnen. Denn die Macht der Negie- 
zung, und folglich ihr Recht, fol der Zahl der Bürger ent- 
ſprechen. Ich glaube nicht, daß ein anderes Mittel erdacht 
werden fünne, das geeigneter wäre, die Gleichheit unter den 
Bürgern zu wahren; alle find ja von Natırr aus fo beichaffen, 
daß jeder feinem Gefchlecht zugerechnet und durch Abſtammung 
von andern unterſchieden fein will. 


39, 


Zudem kann im Naturzuftand der einzelne nichts weniger 
ji) aneignen und feinem Recht unterwerfen, als den Grund 
und Boden und was fo feit daran Flebt, daß er es nirgends 
verbergen und nicht beliebig fortiehaffen Fann. Der Grund 
und Boden aljo, und was ihm befagtermaßen anbaftet, ift 
vor allem dem gemeinfamen Necht des Staates zu unter- 
ftellen, nämlich aller, die mit vereinten Kräften ſich ihn an— 
geeignet haben, oder deffen, dem diefe alle Macht verliehen 
baben, ihn ſich anzueignen. Demzufolge muß der Grund 
und Boden ſamt allem, was ihm anbaftet, bei den Bür— 
gern jo weit beivertet werden als nötig ift, daß fie darauf 
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Fuß faffen und das gemeinfame Necht und die Freiheit 
ichügen können. Übrigens habe ic) die Vorteile, Die der 
Staat hieraus ziehen muß, im $ 8 diefes Kapitel8 gezeigt. 


5 20. 


Damit die Bürger möglichft gleich feien, was im Staate 
hauptſächlich vonnöten ift, darf e8 außer den Nachkommen 
des Königs feine Adeligen geben. Wäre e8 aber allen 
föniglihen Nachkommen erlaubt, zu heiraten und Kinder 
zu zeugen, jo würden fie im Lauf der Zeit zu übermäßig 
großer Zahl anwachſen und für den König wie für alle 
nicht bloß eine Laſt, jondern obendrein jehr gefährlich fein. 
Denn Menſchen, die zu viel müßige Zeit haben, finnen 
bäufig auf jchlechte Streiche. Daher kommt es, daß Könige 
meift der Adeligen wegen ſich bewogen fühlen, Krieg zu 
führen, weil den von vielen Adeligen umbdrängten Königen 
aus dem Kriege mehr Sicherheit und Ruhe erwächft als 
aus dem Frieden. 

Doch verlaffe ih das nun als binlänglich befannt, ſowie 
das in den SS 15 bis 27 des vorigen Kapitels Gefagte; 
das hauptjächliche iſt in diefem Kapitel erörtert worden, das 
weitere ift an fich einleuchtend. 


8 21. 


Allgemein befannt ift auch, daß die Zahl der Nichter 
jo groß jein muß, daß fein beträchtlicher Teil derjelben won 
einem Privatmann mit Geſchenken beftochen merden fann; 
desgleihen daß die Abſtimmung nicht öffentlich, fondern 
geheim ftattfinden muß; auch daß die Richter für ihre Zeit- 
verſäumnis eine Bergütung zu erhalten verdienen. Gewöhnlich 
beziehen fie aber überall eine fefte Defoldung; woher es 
fommt, daß fie fih mit der Erledigung von Streitjachen 
nicht ſehr beeilen und ein Prozeß oft gar fein Ende nimmt. 

6* 
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Wo ferner eingezogene Güter dem König als Einkommen 
zufallen, da „wird oft in den Erkenntniſſen nicht auf Recht 
und Wahrheit gefehen, ſondern auf die Größe der Güter; 
auch werden allenthalben Angebereien verübt und die Reich- 
ften angefallen, um der Beute willen; höchft widerwärtige 
und unerträgliche Dinge, welche man im Kriege als Not- 
wendigleit entjchuldigt, die aber auch im Frieden fort- 
dauern“, *) 

Jedoch die Habjucht der Nichter, die nur auf zwei oder 
böchftens drei Jahre ernannt find, wird durch die Furcht 
vor den Nachfolgern eingeſchränkt; zu gefchweigen, daß die 
Richter Feine feiten Beſitztümer haben können, fondern ihr 
Geld den Mitbürgern auf Zinfen leihen müffen; daher fie 
auf deren Borteil mehr bedacht fein müflen, als fie zu 
benachteiligen, zumal wenn fie (die Nichter) won großer 
Anzahl find. 


822, 

Den Truppen jedod) ift wie gejagt fein Sold auszufeßen; 
der höchſte Kohn des Felddienftes ift die Freiheit. Denn im 
Naturzuftand firengt ſich jeder an, jo viel er vermag, fich 
zu verteidigen bloß um der Freiheit willen, und er erwartet 
feinen andern Lohn für feine Tapferkeit im Kriege als den, 
fein eigener Herr zu fein. Im Staatsverhältnis aber find 
fäntlihe Bürger miteinander wie Ein Menih im Natur— 
zuftand zu betrachten, die deshalb für fi wachen und wir— 
fen, wenn fie zufammen für diefes Verhältnis kämpfen. 
Dagegen wirken Räte, Richter, Statthalter uſw. mehr für 
andere als für fih, weshalb es billig ift, ihnen ein Gehalt 
für ihr Amt auszufeßen. 

Dazu kommt, daß es im Kriege feinen ehrenvolleren 
und ftärferen Anfporn zum Sieg geben kann als Die Idee 
der Freiheit. Wird dagegen ein Teil der Bürgerjhaft für 


*) Tacitus, Htftorien II, 84. 
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den Kriegsdienft beftimmt, weshalb man ihn auch einen 
beſtimmten Sold ausſetzen müßte, ſo würde der König dieſe 
Bürger höher als die übrigen ſchätzen, (wie ih in $ 12 
diejes Kapitels zeigte,) als Menjchen, die fi bloß auf bie 
Kriegsfünfte verjtehen, und im Frieden werben fie durch 
Müßiggang zur Schwelgerei ausarten, und weil ſchließlich 
ihr Vermögensſtand herunterkommt, wird ihnen der Kopf 
nur auf Raub, Bürgerzwietracht und Krieg ſtehen. 

Demnach können wir behaupten, daß eine monarchiſche 
Regierung ſolcher Art in Wirklichkeit ein Kriegszuſtand iſt, 
und nur das Militär ſich der Freiheit erfreut, die andern 
aber verknechtet ſind. 


823. 


Was ich über die Aufnahme von Fremden unter die 
Zahl der Bürger im $ 32 des vorigen Kapitels ſagte, tft, 
wie ich glaube, an fich einleuchtend. Überdies wird meines 
Erachtens niemand in Frage ftellen, daß die näheren Bluts— 
verwandten des Königs ihm fern fein und durch friedliche 
Tätigkeiten dem friegerifhen Treiben entfremdet werden 
müfjen, was ihnen jelbft zur Ehre gereicht und der Ruhe 
im Staate dienlich ift. Hierin haben nun freilich die türki- 
ihen Alleinherrfcher Feine genügende Gewähr für ihre Sicher- 
heit erblict, weshalb es bei ihnen unverbrüchliche Gepflogen- 
heit ift, ihre Brüder zu ermorden. Sein Wunder; denn je 
abjoluter das echt der Regierung Einem verliehen ift, um 
jo leichter fanıı es (wie in 8 14 diejes Kapitels an einem 
Beifpiel gezeigt worden) von diefem auf einen andern über- 
tragen werden. Eine monarchiſche Regierung jedoch, wie ich 
fte hier entworfen habe, worin es nämlich feinen befoldeten 
Krieger gibt, gewährt wie gejagt zweifellos dem Wohl des 
Königs genügende Sicherheit. 
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5 24. 


Auch was in den SS 34 und 35 des vorigen Kapitels 
gejagt iſt, kann von niemand beftritten werden. Daß aber 
der König ſich mit einer Ausländerin nicht vermählen darf, 
{ft leicht zu begründen. Denn außerdem daß zwei Staaten, 
wenn fie auch durch ein Bündnis vereinigt find, doch in 
einem feindlichen Berhältnis zu einander flehen, (nah $ 14 
im III. Kapitel,) jo muß auch hauptfächlich verhütet werden, 
daß nicht etwa ein Krieg duch familiäre Angelegenheiten 
des Königs erregt wird. Weil aber Mißhelligfeiten und 
Zerwürfniffe vielfach aus ehelichen Berbindungen entipringen 
und Streitfragen zwiſchen Staaten meiftenteil8 durch das 
Kriegsrecht entjchieden werden, jo folgt, daß es für einen 
Staat unheilvoll ift, jolch enges Bündnis mit einem andern 
einzugehen. *) 

Ein verhängniswolles Beispiel diefer Art leſen wir in 
der Schrift. Nah Salomos Tod, der eine ägyptiſche Prin- 
zeſſin geehlicht hatte, führte fein Sohn Nehabeam einen 
unglücdlichen Krieg mit dem König von Agypten Sufal,**) 
von dem er vollitändig unterjocht wurde. Desgleichen ent- 
hielt die Heirat des Königs von Frankreich Ludwigs XIV. 
mit einer Tochter Bhilipps IV. den Samen zu einem neuen 
Krieg. ***) Dergleichen Beifpiele gibt e8 noch viele in der 
Geſchichte. 


8 25. 


Die Regierungsform muß dieſelbe bleiben, und alſo auch 
Ein König und aus demſelben Geſchlecht, teilbar darf die 


*) Bet dieſem und ähnlichem hat Spinoza die Bündniſſe Wil- 
helms II. u. III. mit der englifhen Dynaftie im Auge. (WB. Meyer.) 
**) 1, Buch der Könige, Kap. 14. Statt Sufak lautet eine Lesart 
im Originaltert Siſak. 
***) 1667—68. 
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Negierung nicht fein. Warum ich aber fagte, daß der ältejte 
Sohn des Königs fein vechtmäßiger Nachfolger ſei, oder, falls 
feine Söhne vorhanden, des Königs nächſter Blutsverwandte, 
erhellt ſowohl aus 8 13 des vorigen Kapitels, als auch dar- 
aus, weil die Wahl des Königs durch die Bevölkerung wo— 
möglich zeitlich unbegrenzt jein muß; andernfalls wäre es 
unvermeidlich, daß die höchfte Negierungsgewalt öfters auf 
die Bevölferung übergeht, ein höchſt einjchneidender und 
darum gefährlicher Wechjel. 

Die aber behaupten, der König könne als Herricher, der 
das abjolute Recht der Regierung innehat, dieſe jedem, der 
ihm beliebt, übertragen und zum Nachfolger wählen wen er 
will, und daß ſomit des Königs Sohn rechtmäßiger Erbe der 
Regierung wäre, irren entjchieden. Denn des Königs Wille 
bat Rechtskraft nur jo lange, als er des Staates Zepter*) 
führt; das Necht der Kegterung wird ja durch die Macht allein 
definiert. Folglich kann der König zwar von der Negierung 
zurüctreten, fie aber feinem andern übertragen, wenn nicht 
das Volk oder deſſen Mehrheit einverstanden ift. 

Das wird noch einleuchtender, wenn man erwägt, daß 
Kinder nicht nach dem Naturrecht, fondern nach dem bür— 
gerlichen Recht die Erben der Eltern find. Denn bloß ver- 
möge der Macht des Staates ift jeder Herr gewiſſer Güter. 
Kraft derjelben Macht, oder desfelben Rechts, wodurch bewirkt 
wird, daß Willensbeitimmungen über die Verwendung des 
Eigentums gültig find, wird auch bewirkt, daß diefe Willens- 
beftimmungen auch nad) dem Tode des betreffenden gültig 
bleiben, ſolang der Staat befteht. Nach diefem Prinzip 
behält im bürgerlichen Verhältnis jeder das Necht, das er 
bei Lebzeiten befaß, auch noch nad) feinem Tode, weil er 
wie gejagt nicht ſowohl durch die eigene, als vielmehr durch 
die Macht des Staates, die dauernd ift, über feine Güter 
verfügen Tann. Beim König aber ift das Berhältnis ein 


*) wörtlich: Schwert. So auch im folgenden. 
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ganz anderes. Der Wille des Königs ift das bürgerliche 
Recht jelbft und der König ift felber der Staat. Starb der 
König, jo ftarb alfo gewiffermaßen der Staat, und der 
bürgerliche Zuftand fehrt in den natürlichen zurück, und 
folglich fällt die höchfte Macht naturgemäß wieder dem Volk 
anheim, das deshalb rechtmäßig neue Gefete erlaffen und 
alte abjchaffen Kann. | 

Sonach ift es Kar, daß Nachfolger des Königs recht- 
mäßig nur ift, wen die Bevölkerung als Nachfolger wünſcht; 
oder in einer Theofratie, was der Staat der Hebräer einft 
war, wen Gott duch einen Propheten erwählt hat. 

Wir fönnen das außerdem auch daraus ableiten, daß des 
Königs Zepter oder Necht eigentlich der Wille ver Bevölke— 
rung oder ihres ftärkeren Teiles ift; oder auch daraus, daß 
vernunftbegabte Menfchen fich nie ihres Rechts derart begeben, 
daß fie aufhörten, Menſchen zu fein und twie Tiere behandelt 
würden. Doch das brauche ich nicht weiter zu verfolgen. 


8 26. 


Das Recht auf Religion oder Öottesverehrung kann nie- 
mand auf einen andern übertragen. Das habe ich bereits 
in den beiden legten Kapiteln des „Theologifch - politifchen 
Traktat“ ausführlich behandelt, es bier zu wiederholen wäre 
überflüffig. 

Damit habe ich meines Erachtens die Grundlagen der 
beiten monarchiſchen Regierung mit gemügender Klarheit 
wenn auch Furz dargelegt. Und mer fie mit etwas Auf- 
merfjamfeit erwägt, wird unfchwer erfennen, wie ſie mit 
der Regierung zufammenhängen und ihrem Zweck ent- 
Iprechen. 

Zu bemerfen bleibt nur noch), daß ich bier eine mon- 
achifche Negierung im Sinn habe, die von einem freien 
Volke erft errichtet wird; denn nur einem foldhen können 
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fie von Nußen fein. Ein Volk jedoch, das ſich bereits an 
eine andere Negierungsform gewöhnt hat, wird nicht ohne 
große Gefahr eines Umfturzes des gejamten Staates die 
einmal beftehenden Grundlagen umwälzen und den Aufbau 
der ganzen Negierung ändern können. 


827. 


Das, was ich hier geſchrieben, mag vielleicht mit Lächeln 
aufgenommen werden von Leſern, welche Laſter, die allen 
Sterblichen innewohnen, bloß auf den „Pöbel“ beſchränken: 
die Maſſe nämlich kenne keine Mäßigung und ſei ſchreck— 
lich, wenn ſie nicht eingeſchüchtert ift.*) Der „Pöbel“ ſei 
entweder ſklaviſch unterwürfig oder hochmütig herriſch.**) 
Er beſitze weder Wahrheit, noch Urteil, uſw.***) — Allein: 
die Natur ift eine und allen gemeinfam. Wir aber wer— 
den von Macht und Bildung getäufcht. Daher fommt es, 
daß wir oft, wenn zwei dasfelbe tun, jagen: won dieſem 
dürfe e8 ungeftraft gejchehen, von jenem nicht); nicht weil 
die Taten verfchieden find, fondern die Täter. 

Den Herrfchenden ift Überhebung eigen. Die Menjchen 
werden hochmütig ſchon durch Auszeichnung auf ein Jahr; 
wie num gar die Adeligen, die ihrem Rang zeitlebens frönen. 
Dünkel erhält aber einen gleißenden Schimmer dur vor— 
nehme Zurüdhaltung, Prachtentfaltung, Verſchwendung, durch 
eine gewiſſe Gefälligfeit der Laſter, andreffierte Albernheiten 
und Eleganz der Schlechtigfeit; jo daß Lafter, die ſcheußlich 
und Ihändlich find, wenn man fie einzeln betrachtet, weil 
fie dann gehörig herworftechen, den Unerfahrenen und Un— 
wiffenden als Nobleffe und Zierde ericheinen. 


*) Tacttus, Annalen L 29. 
er)7201U6, AXIV, 95,8, 
*r*) Tacttus, Hilt. I, 82. 

+) Terenz, Die Brüder. 
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„Die Maffen fernen feine Mäßigfeit und find fchrecflich, 
wenn fie nicht eingejchüichtert werden“: weil eben Freiheit 
und Knechtſchaft nicht leicht beieinander fein Fönnen. — 

Daß endlih „der Pöbel weder Wahrheit noch Urteil 
befite“, ift fein Wunder, wenn die widtigften Staats- 
geichäfte in Heimlichfeit verhandelt werden und die Maffe 
nur aus dem Menigen, was nicht verheimlicht werden kann, 
ihre Mutmaßungen zieht. Mit dem Urteil zurücdhalten ift 
eben eine jeltene Tugend. Nur großer Umverftand kann 
wollen, daß alle Verhandlungen vor den Bürgern geheint 
gehalten werden und daß fie gleichwohl nicht verkehrt dar— 
über urteilen und alles jchief deuten. Denn wenn die Volks— 
mafje fi) mäßigen, über zu wenig Befanntes mit dem 
Urteil zurüdhalten, oder aus dem Wenigen, was ihr befannt 
geworden, fich ein richtiges Urteil bilden könnte, verdiente 
jte doc) eher zu regieren als regiert zu werden. 

Allein wie gejagt, die Natur ift bei allen die gleiche; 
alle werden aufgeblafen, wenn fte berrichen, find jchredlich, 
wenn fie nicht Angft haben, und überall wird die Wahr- 
heit mißhandelt von Niederträchtigen oder Schweifwedlern; 
befonders wo Einer oder Wenige herrichen, die im ihren 
Erfenntniffen nicht auf Recht und Wahrheit jehen, jondern 
auf Größe des Bermögens. 


8 28. 


Beſoldete Mietstruppen, an Kriegszucht gewöhnt, geübt 
im Ertragen von Froft und Hunger, verachten gemöhnlic) 
den Bürgerteoß als tief unter ihnen ftehend, unbrauchbar 
bei Belagerungen oder in offener Feldſchlacht. Kein Menſch 
von gefundem Berftand wird aber behaupten, daß der Staat 
deshalb meniger glücklich oder dauerhaft fei. Im Gegenteil 
wird fein Geradfinniger beftreiten, daß der Staat dauerhafter 
ift als alfe andern, der bloß feinen Beſitzſtand beihügen, 
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nicht aber nach fremden Eigentum greifen kann, und des— 
halb auf jede Weile einen Krieg zu vermeiden und ben 
Frieden mit allem Eifer zu wahren jtrebt. 


5.20. 


Übrigens geftehe ih, daß die Beratungen in einem ſol— 
hen Staat faum verheimlicht werden können. Jeder wird 
mit mir einig darüber fein, daß e8 weit beffer ift, wenn Die 
ehrlihen Beratungen in einem Staat den Feinden offen- 
fundig find, al8 wenn die krummen Pläne der Tyrannen 
den Bürgern verborgen blieben. Diejenigen, welche Die 
Staatsgejhäfte im geheimen betreiben können, haben ihn 
ganz in ihrer Gewalt und find den Bürgern im Frieden 
jo gefährlih wie die Feinde im Krieg. Daß Schweigen 
dem Staat oft von Nutzen fei, wird niemand in Abrede 
jtellen fönnen; niemand aber kann beweifen, daß ohne das— 
jelbe ein ſolcher Staat nicht beſtehen kann. Hingegen jemand 
das Gemeinweſen abfolut anvertrauen und doch dabei die 
Freiheit behalten, ift fchlechterdings unmöglich. Daher. ift 
es Zorheit, einen geringen Nachteil durch ein jehr großes 
Übel vermeiden wollen. 

Es ift aber die alte Yeier derer, die nach abjoluter Herr- 
haft lüftern find, daß das Wohl des Staates unbedingt 
die geheime Behandlung feiner Angelegenheiten erfordere, 
und noch anderes diefer Art, was um jo ficherer in bös— 
artige Sklaverei ausjchlägt, je mehr es mit dem Schein der 
Nüglichfeit bemäntelt wird. *) 


$ 50. 


Obgleih nun meines Wiffens fein Staat nach allen den 
porerwähnten Forderungen eingerichtet war, könnte ich doch 


*) Tacitus, Annalen L 81. 
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auch erfahrungsmäßig zeigen, daß dieſe Form einer mon- 
archiſchen Regierung die befte fei, wenn ich auf die Urjachen 
der Erhaltung und des Zufammenbruchs jedes nicht barba- 
riſchen Staates eingehen wollte. Doch könnte das hier nicht 
wohl gejchehen, ohne großen Überdruß des Lejers. Nur 
ein merkwürdiges Beifpiel will ich nicht mit Schweigen 
übergehen, nämlich den Staat der Aragonier, die von 
ganz befonderer Anhänglichkeit an ihre Könige erfüllt waren 
und mit gleicher Beharrlichkeit ihre ftaatlihen Einrichtungen 
unverjehrt wahrten. Als ihr Naden das mauriſche Sklaven- 
joch abgeſchüttelt hatte, bejchlofien fie, einen König zu wählen. 
Da fte fi aber über die näheren Bedingungen nicht recht 
einigen fonnten, faßten fie den Entſchluß, den Nat des 
Bapftes zu Nom darüber einzuholen. Diejer, jo recht als 
Statthalter Chriſti ſich gebärdend, fchalt fie, daß jte, durch 
das Beifpiel der Hebräer nicht genug. gewarnt, jo eigen- 
finnig auf ihr Verlangen nach einem König bejtünden, riet 
ihnen aber, falls fie ihren Beihluß nicht ändern mollten, 
nicht eher zur Wahl des Königs zu fchreiten, als bis 
fie zuvor recht angemeffene und dem Bolfsgeift zujagende 
Beftimmungen getroffen hätten, und vor allem, daß fie ein 
oberftes Ratskollegium*) wählen follen, das, wie die Epho- 
ren der Lakedämonier, eine Gegeninftanz zum König bilden 
und das abſolute Recht haben joll, die zwifchen dem König 
und den Bürgern entitehenden Otreitigfeiten zu entjcheiden. 
Diefen Rat befolgten fie auch und ftellten Rechtsfagungen 
auf, die ihnen unter allen die angemefjenften dünften, und 
deren höchfter Ausleger und alfo oberfter Richter nicht der 
König fein follte, jondern ein Kollegium, das man „Die 
Siebzehn“ nennt und deffen Vorfigender „Justicia“ heißt. 
„Justieia® und „Die Siebzehn“, die nicht mittelft Ab- 
ftimmung, jondern durchs Los auf Lebenszeit gemählt wer— 


*) Die Corte, gebildet aus dem hohen und niederen Adel, der 
Geiftlichteit und Vertretern der Städte, 
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den, haben das abſolute Recht, alle Urteilsiprüche, Die gegen 
einen Bürger von einem andern Kollegium, einem politi= 
ichen oder Firhlichen, oder vom König felbft gefällt werben, 
zu bemängeln und zu kaſſieren, jo daß jeder Bürger Das 
Recht haben ſoll, den König felber vor dieſes Gericht zu 
faden. Außerdem hatten fie früher auch das Necht, den 
König zu wählen und wieder abzufegen. 

Aber im Verlauf vieler Jahre gelang es fchlieglich dem 
König Don Pedro,*) genannt Pugio („der Dolch“), durch) 
Scmeichelei, Freigebigfeit, Verſprechungen und allerlei er- 
wiejene Gefülligfeiten, dieſes Recht zu befeitigen. (Sobald 
er das erreicht hatte, joll er fih mit einem Dolch vor allen 
Anweſenden die Hand abgehauen oder, was mir glaublicher 
jcheint, verwundet haben, mit dem Beifügen: „Nicht ohne 
Berluft königlichen Bluts ift den Untertanen erlaubt, einen 
König zu mählen.“) Doh wurde die Beltimmung auf- 
geitellt: „daß fie jeßt und in Zukunft die Waffen ergreifen 
fönnen gegen jede Gewalt, womit jemand zu ihrem Scha— 
den in die Regierung eindringen wolle, auch gegen den 
König jelber und den fünftigen Thronerben, wenn er auf 
jolhe Weife auf die Regierung einwirken wollte.“ Durch 
diefe Beflimmung haben fie jenes frühere Hecht nicht ſowohl 
abgefchafft als vielmehr verbeſſert. Denn wie ich in den 
88 5 und 6 zeigte, kann der König nicht Durch das bürger- 
liche Recht, jondern durch das Kriegsrecht feiner Herricher- 
gewalt verluftig werden, das foll heißen: feine Gewalt 
fönnen und dürfen die Untertanen auch nur mit Gewalt 
zurückſchlagen. Daneben find noch andere Beftimmungen 
feitgelegt, die aber für unfern Zwed feine Bedeutung haben. 
Dit diefen Satzungen unter Zuftimmung aller ausgerüftet, 
blieben fie unglaublich lange Zeit unangefochten, und Treu- 
Iofigleit wurde weder vom König gegen die Untertanen, 
noch von den Untertanen gegen den König verübt. 


*) Beter IV., 133687. 
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Als aber die Herrſchaft über Caſtilien durch Erbſchaft 
auf Ferdinand übergegangen war, der zuerſt den Beinamen 
„der Katholiſche“ führte, erregte dieſe Freiheit der Arago— 
nier den Neid der Caſtilianer, weshalb ſie nicht nachließen, 
gedachten Ferdinand zur Beſeitigung jener Rechte zu über— 
reden. Dieſer jedoch, an eine abſolute Herrſchaft noch nicht 
gewöhnt, wagte nicht, dies zu verſuchen, ſondern antwortete 
den Ratgebern: „Außerdem daß er die Herrſchaft über Ara— 
gonien unter den ihnen bekannten Beſtimmungen erhalten 
und ſie aufrecht zu erhalten hoch und heilig beſchworen 
habe, und außerdem daß es menſchlich unwürdig ſei, eine 
Zuſage zu brechen, habe er ſich auch überlegt, daß ſeine 
Herrſchaft von Dauer ſein werde, ſolange der Sicherheit 
des Königs nicht in höherem Maße Rechnung getragen ſei 
als der Sicherheit der Untertanen, ſo daß weder der König 
gegenüber den Untertanen, noch die Untertanen gegenüber 
dem König ein Übergewicht haben würden. Denn wenn 
einer von beiden Zeilen Überlegenheit erlangte, jo werde 
der jchwächere Teil darauf ausgeben, nicht bloß Die alte 
Stleichheit wieder zu gewinnen, fondern auch aus Verdruß 
über die erlittene Schlappe dieſe dem andern Teil heim— 
zuzahlen; was den Ruin des einen Teiles oder beider zur 
Folge haben würde.“ Diejen jo weilen Worten könnte ich 
gar nicht genug Bewunderung zollen, wenn fie von einem 
König herrührten, der über Sklaven ftatt über freie Menſchen 
zu berrichen gewohnt war. 

Die Aragonier behielten alfo auch nad Ferdinand ihre 
Freiheit, nicht mehr nach dem Rechte, jondern durch Die 
Geneigtheit mächtigerer Könige, bis auf Philipp IL., der fie 
zwar mit glüdlicherem Erfolg, aber mit nicht geringerer 
Grauſamkeit als die Vereinigten Provinzen*) unterdrüdte. 
Und obgleich Philipp III. wieder den früheren Zuftand 
vollſtändig miederhergeftellt zu haben ſcheint, blieben den 


*) Die Niederlande. 
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Aragoniern doch nur noch tönende Phraſen der Freiheit und 
inhaltsleere Satungen; weil viele unter ihnen die Sucht 
hatten, fich bet den Machthabern anzufchmeicheln, („es jet 
Torheit, wider den Stacheln zu löcken“,) und die anderu 
durch Furcht eingejchüchtert waren. 

$ 31. 

Wir fommen daher zu dem Ergebnis, daß ein Volk ſich 
auch unter einem König weitgehende Freiheit genug wahren 
kann, wofern e8 durchſetzt, daß die Macht des Königs bloß 
durch die Macht des Volkes ſelbſt begrenzt und durch den 
Schutz des Bolfes jelbft gefichert wird. 

Und das war das einzige Prinzip, dem ic) beim Ent- 
werfen der Grundzüge einer monarchiſchen Regierung ge- 
folgt bin. | 
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Daß eine ariftofratifhe Regierung aus einer großen 
Zahl von Patriziern beftehen muß. Bon ihrem Wert, und 
daß fie einer abfoluten Kegierung*) näher fommt als einer 
monarchiſchen und daher geeigneter ift zuc Wahrung der 
Freiheit. 


84 


Bisher handelten wir von der monarchiſchen Regierung. 
Nunmehr ſoll ausgeführt werden, wie die ariſtokratiſche 
beſchaffen ſein müſſe, um Beſtand zu haben. 

Eine ariſtokratiſche Regierung, ſagte ich, ſei eine ſolche, 
die nicht ein einzelner, ſondern gewiſſe aus der Bevölkerung 
Gewählte innehaben. Dieſe werde ich Patrizier nennen. 

Ich ſage ausdrücklich: „die gewiſſe Gewählte innehaben.“ 
Denn das iſt der hauptſächlichſte Unterſchied zwiſchen dieſer 
und einer demokratiſchen Regierung, daß in einer ariſto— 
kratiſchen Regierung das Recht zu herrſchen von der Wahl 
allein abhängt, in der demokratiſchen aber hauptſächlich won 
einen gewiffen angeborenen oder durch Zufall erlangten 
Nechte (wie ich an geeigneter Stelle zeigen werde). Des— 
balb wird, ſelbſt wenn die gefamte Bevölkerung eines Staa- 
tes in die Zahl der Patrizier eingereiht wird, dennoch der 
Staat ein durchaus ariftofratifcher fein, wofern nur jenes 


*) Unter der Bezeichnung „abfolute Regierung” verfteht Spinoza 
nicht wie wir eine autofratifihe — diefe nennt er eine abjolut mon= 
arhifhe Regierung — fondern eine demofratifhe. ©. den Anfang des 
XI Kapitels $ 1 und die $$ 3 u. 4 dieſes Kapitels. — Aus Abjay 2 F 
dieſes $ tft auch zu erſehen, daß „ariſtokratiſch“ von Spinoza nicht 
im gewöhnlichen Sinne gebraudt wird. Seine Ariftofraten find die 
von der Bevölferung zur Leitung des Staats Gewählten. 
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Hecht nicht erblich ift oder durch ein allgemeines Geſetz auf 
andere übergeht; lediglich die Gewählten werden ja in die 
Zahl der Patrizier aufgenommen. Wären e8 aber aud) 
bloß zwei, fo würde der eine dem andern an Macht über- 
fegen zu fein ftreben und der Staat würde leicht, wegen zu 
großer Macht eines jeden, in zwei Parteien fih ſcheiden, 
oder in drei, vier oder fünf, wenn drei, vier oder fünf bie 
Negierung ausübten. Die Parteien aber werden um ſo 
ichwächer fein, je größer die Zahl derer, denen die Regierung 
übertragen ift. 

Woraus folgt, daß für Feftfegung der Minimalzahl der 
Patrizier notwendig die Größe des Staates maßgebend fein 
muß, wenn die ariftofratifche Negierung eine dauerhafte 
fein fol. 


82. 


Nehmen wir alſo an, für einen Staat mittlerer Größe 
genügten hundert Edle, die höchſte Staatsgewalt zu über— 
nehmen, mit dem ſelbſtverſtändlichen Rechte, bei Todesfällen 
in ihren Reihen andere Patrizier zu Kollegen zu wählen. 
Ganz gewiß werden dieſe alles aufbieten, ihren Söhnen oder 
nächſten Blutsverwandten die Nachfolge zu ſichern. Es iſt 
alſo unausbleiblich, daß die höchſte Staatsgewalt immer bei 
denen ſein wird, welche das Glück haben, Söhne oder Bluts— 
verwandte von Patriziern zu ſein. 

Weil nun unter hundert durch Glück zu Ehrenſtellen 
Aufgeſtiegenen kaum drei gefunden werden, die mit Geſchick 
und Geiſt ausgeſtattet und tüchtig find, fo wird es fo kom— 
men, daß die Staatsgewalt nicht bei den Hunderten ift, 
jondern bei den zweien oder dreien, die an geiftigen Vor— 
zügen heroorragen und die unſchwer alles an fich ziehen 
werden, und nach Menfchenart wird jeder von diefen nad) 
dem Königtum füftern fein und ſich den Weg zu demfelben 
zu bahnen ſuchen. Richtig berechnet, wird es alfo nötig 
jein, daß die höchfte Gewalt eines Staates, deffen Größen- 


| 
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verhältnis mindeftens hundert Edle erfordert, auf min- 
deitens fünftaufend Patrizier übertragen werde. Auf dieſe 
Weiſe wird es nie an hundert geiftig Begabten fehlen, vor- 
ausgejetst nämlich, daß unter fünfzig, die fih um Ehren— 
ftellen bewerben und ſolche erlangen, immer einer getroffen 
wird, der den Edlen an Rang nicht nachfteht, neben andern, 
melde den Tugenden der Edlen nadeifern und deshalb 
gleichfalls würdig find, zu regieren. 


83. 


Patrizter find am häufigften die Bürger einer Stadt, 
die das Haupt des ganzen Staates ift, jo daß der Staat 
oder die Nepublif von ihr den Namen hat, wie einft Nom, 
gegenwärtig Venedig, Genua uſw. Die Republif Holland 
aber hat ihren Namen von der ganzen Provinz; womit es 
zufammenhängt, daß die Untertanen dieſes Staates fich 
größerer Freiheit erfreuen. 

Bevor wir nun die Grundlagen angeben können, worauf 
dieſe ariftofratiiche Regierung geftüßt jein muß, ift auf den 
Unterſchied zwiſchen einer Negierung, die einer Einzelverfon, 
und einer folden, die einem binlänglich großen Kollegium 
übertragen ift, aufmerffam zu machen. Dieſer Unterjchied 
it ein ganz bedeutender. Erftlih ift die Kraft eines ein- 
zigen Menſchen der Laſt eines ganzen Staates bei weiten 
nicht gewachſen, (wie ich ſchon im S 5 des VI. Kapitels 
fagte,) was von einem binlänglich großen Kollegium zu 
behaupten bandgreifliher Widerfinn wäre; denn die An- 
nahme, daß diejes Kollegium binlänglich groß ſei, jchließt 
ja aus, daß es der Negierungslaft nicht gewacdhien wäre. Ein 
König braucht alfo unter allen Umftänden*) Näte, dergleichen 


*) Sn der fonft fo forreften Ausgabe von van Vloten & Land ſteht 
irrtümlich omnio ſtatt omnino (S. 332), wie es in der Ed. Gfrörer 
richtig heißt. 
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hingegen ein Kollegium feineswegs braucht. — Zum zwei⸗ 
ten ſind Könige ſterblich, ein Kollegium aber ſtirbt nicht. 
Daher fällt die einem hinlänglich großen Kollegium über— 
tragene Regierungsgewalt niemals wieder dem Volk anheim; 
was bei einer Monarchie nicht der Fall ift, wie wir in 
Ss 25 des vorigen Kapitels geſehen. — Drittens ift die Re— 
gierung eines Königs wegen Jugend, Krankheit, hohen Alters 
und anderer Urſachen oft unverläßlih; im Gegenſatz zu der 
eines ſolchen Kollegiums, die fih immer gleich bleibt. — 
Biertens ift der Wille eines Menſchen jehr wetterwendiſch 
und unbeftändig; weshalb aud in einer monarchiſchen Re— 
gierung zwar alles Kecht erflärter Wille des Königs fein 
muß, nicht aber jeder Wille des Königs Necht fein darf 
(wie ich in 8 1 des vorigen Kapitels nachgewiefen).. Vom 
Willen eines binlänglich großen Kollegiums kann dies nicht 
gejagt werden; denn da ja ein foldhes Kollegium (wie eben 
bemerkt) feiner Räte bedarf, muß notwendig fein erflärter 
Wille in allen Fällen Necht fein. 

Hieraus ergibt ſich, daß eine Negierung, die einem hin— 
langlid großen Kollegium übertragen ift, entweder eine 
abfjolute ift, oder einer abjoluten fehr nahe fommt. Denn 
wenn es überhaupt eine abfolute Regierung gibt, fo ift es 
unfraglich die, welche die gefamte Bevölkerung innehat. 


84. 


Sofern aber eine ſolche ariſtokratiſche Regierung nie wie— 
der dem Volk anheimfällt, (wie eben gezeigt,) und dag Volk 
auch an den Beratungen feinen Anteil nimmt, fondern in 
allem der Wille des Kollegiums unbedingt Necht ift, jo muß 
fie auch entſchieden als eine abſolute aufgefaßt merden. 
Demzufolge müffen ihre Grundlagen allein auf den Willen 
und das Urteil des Regierungs-Kollegiums geſtützt fein, 
nicht aber auf die Wachfamfeit des Bolfes, das ja von den 
Beratungen wie von den Abftimmungen ausgefchloffen iſt. 


7* 
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Die Urfache alfo, warum fie doch in der Praris feine ab- 
jolute iſt, kann feine andere fein als die Furcht der Herr- 
jbenden vor dem Volke, das deshalb auch in mancher Rich— 
tung feine Freiheit behält; welche Freiheit das Volk, mo 
nicht duch ein ausdrückliches Geſetz, fo doch als felbft- 
verftändlich, beanfprucht und wahrt. 


SD. 


Es erhellt demnach, daß es mit einer folchen Regierung 
am beiten beftellt fein wird, wenn fie derart geftaltet ift, 
daß fie einer abjoluten recht nahe kommt, d. h. daß das 
Volk jo wenig als möglich gefürchtet zu werden braucht und 
feine andere Freiheit behält als diejenige, die ihm gemäß 
der Berfafjung dieſer Regierung jelbft notwendig erteilt wer— 
den muß, und die daher nicht ſowohl ein Necht des Volkes 
als vielmehr des gejamten Staates ift, das die Edlen 
allein als das ihre beanfpruchen und wahren. Denn auf 
dDiefe Weife wird die Praris mit der Theorie am beiten 
übereinftimmen, wie aus dem vorigen Paragraphen erficht- 
ih und ohnehin an fih klar if. Wir fünnen ja nicht 
bezweifeln, daß die Negierung defto weniger in der Gewalt 
ber Patrizier ift, je mehr Rechte die Maffe für ſich beanſprucht, 
wie ſolche in Niederdeutfchland die Innungen der Hand— 
werker, gewöhnlich „Gilden“ genannt, zu beſitzen pflegen. 


86. 


Davon nun, daß die Regierung auf das Kollegium ab— 
ſolut übertragen iſt, iſt für die Maſſe die Gefahr verderb— 
licher Verſklavung nicht zu befürchten. Denn der Wille 
eines fo großen Kollegiums kann nicht fo jehr von Willkür 
als von der Vernunft beftimmt werden; weil die Menjchen 
von schlechten Affekten nach verſchiedenen Richtungen getrieben 
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werden und wie von Einem Geifte nur geleitet werden 
können, fofern fie Ehrenhaftes oder doch was als ehrenhaft 
angejehen wird erjtreben. 


Sp 


Bei der Aufitellung der Grundlagen einer ariftofratijchen 
Regierung ift darum vor allem darauf zu achten, daß fie 
fih allein auf den Willen und die Macht diefes Kollegiums, 
des Höchften Rates, ftügen, jo daß diefes Kollegium jo 
viel als möglich im Beſitze feines eigenen Rechtes jei und 
ihm von der Bevölkerung feine Gefahr drobe. 

Um nun diefe Grundlagen, die fih nämlich allein auf 
den Willen und die Macht des Höchſten Rates ftügen, zu 
beftimmen, wollen wir die Friedensgrundlagen, die einer 
Monarchie eigentümlich find, für eine Ariftofratie aber nicht 
pafien, ins Auge faffen. Denn wenn wir diefe dann 
durch andere ebenjo wirkjame, aber für eine Nriftofratie 
geeignete Grundlagen erjegen, und die übrigen bereits auf- 
geftellten beijeite laffen, jo werden ohne Zweifel alle Urfachen 
zu Empörungen behoben jein, oder mindeftens wird eine 
ſolche Regierung nicht weniger gefichert fein al8 eine mon— 
achifche; ja fie wird um fo geficherter und ihre Verfaffung 
um fo beſſer jein, je mehr fie gegenüber einer monarchiſchen 
einer abſoluten nahe kommt, ohne Schaden für den Frieden 
und die Freiheit (wie in den SS 3 und 6 gejagt). Denn 
je umfangreicher das Recht der höchſten Gewalt ift, um fo 
mehr ſtimmt die Regierungsform überein mit dem Ber- 
nunftgebot, (nah 8 5, Kapitel IIL,) und um fo geeigneter 
it fie folglich zur Erhaltung von Frieden und Freiheit. 

Nehmen wir alfo flüchtig duch, was im VI. Kapitel 
5 9 gejagt wurde, um das auszufchalten, was für eine 
Ariftofratie nicht paßt, und zu fehen was ihr entjpricht. 
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88. 


Daß es vor allem nötig ift, eine oder inehrere Städte 
zu bauen und zu befeftigen, wird niemand bezweifeln fünnen. 
Die Stadt muß aber bauptfächlich hefeftigt werden, welche 
Hauptſtadt des ganzen Staates ift, und außerdem die an 
den Grenzen gelegenen Städte. Denn die Hauptitadt, die 
das höchfte Hecht hat, muß mächtiger fein als alle andern 
Städte. | 
Im übrigen ift e8 in einem ſolchen Staate durchaus 
überflüffig, alle Einwohner in Familien einzuteilen. 


840. 


Das Kriegsweſen anlangend: da in einem ſolchen Staate 
Gleichheit nicht unter allen, jondern bloß unter Patriziern 
zu juchen, und namentlich weil die Macht der PBatrizier eine 
größere ift als die der Maſſen, fo erfordert ficherlich dieſe 
Staatsform nicht das Gefe oder Grundrecht, daß die Miliz 
nur aus Untertanen gebildet werde. Das aber ift vor allem 
notwendig, daß niemand unter den Patriziern aufgenommen 
werde, der ſich nicht auf die Kriegskunft gehörig verfteht. 
Dagegen ift es entjchieden töricht, wie einige wollen, Die 
Untertanen vom Kriegsdienft fern zu halten. Denn außer- 
dem daß der Sold für den Kriegsdienft, der den Untertanen 
gezahlt wird, im Staate felber bleibt, wogegen der Aus- 
ändern bezahlte Sold dem Staat verloren geht, würde dadurch 
auch die befte Kraft des Staates geſchwächt. Denn es ift 
gewiß, daß diejenigen mit herporragendem Mut und Tapfer- 
fett Fämpfen, die für Haus und Herd kämpfen. Woraus 
auch erhellt, daß diejenigen nicht minder im Irrtum find, 
welche meinen, die Feldheren, Kriegsoberften, Offiziere uſw. 
feien aus den Reihen der Patrizier allein zu mählen. Denn 
wie follten diejenigen Krieger ſich zur Tapferfeit angetrieben 
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fühlen, denen alle Ausficht auf Ruhm und Ehren entzogen 
ift! Anderfeits aber wäre es nicht ratfam und würde 
überdies mit dem böchften Necht der Patrizier im Wider- 
ſpruch ftehen, den Patriziern gejetlich zu unterfagen, Aus— 
länder als Soldaten anzumerben, wenn die Yage e8 erfordert, 
jei e8 zu ihrer eigenen Berteidigung und zur Dämpfung 
von Empörungen, oder aus anderweitigen Urjachen, worüber 
die SS 3, 4 und 5 dieſes Kapitels zu vergleichen find. 

Übrigens ift der Befehlshaber eines Regiments oder der 
ganzen Armee nur im Kriege und bloß aus den Patriziern 
zu wählen, aber er foll den Oberbefehl böchitens ein Jahr 
lang haben, ihn aber nicht länger behalten, noch fpäter 
wiederum gewählt werden können. Diefe Rechtsbeftimmung 
it in einer Monarchie notwendig, noch weit mehr aber in 
einer Ariftofratie. Denn obgleich e8 viel leichter ift, wie ſchon 
oben gejagt, daß eine Herrfchaft von einer Perſon auf eine 
andere, als von einem freien Kollegium auf eine Einzelperjon 
übergehen kann, fo fommt e8 Doch oft wor, daß die Patri- 
zier von ihrem Feldherrn vergewaltigt werden, und zwar zu 
überaus großem Schaden des Gemeinweſens. Wird ein 
Monarch entthront, jo erleidet nicht der Staat, fondern 
bloß der Tyrann eine Veränderung; bei einer ariftofrati- 
hen Hegierung aber kann das nicht gefchehen ohne Um— 
wälung des Staates und den Sturz der bedeutenditen 
Männer. Die traurigften Beifpiele diefer Art bat Nom 
geliefert. 

Der Grund übrigens, weshalb ich fagte, in einer Mon- 
archie dürfe nur eine unbejoldete Miliz Kriegsdienfte leiſten, 
fällt in einer Ariſtokratie weg. Denn da ja die Untertanen 
von den Beratungen wie Abſtimmungen ausgefchloffen find, 
haben fie den Charakter von Fremden und find Daher nicht 
unter ungünftigeren Bedingungen als die wirflichen Frem— 
den zum Kriegsdienſt zu ziehen. Dabei iſt die Gefahr nicht 
vorhanden, ſie möchten vom Höchſten Rat gegenüber den andern 
bevorzugt werden. Es iſt ſogar ratſamer, daß die Patrizier 
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den Kriegern für ihre Dienftleiftungen einen beftinnmten Sold 
auswerfen, Damit nicht jeder, wie gewöhnlich, feine Yeiftungen 
über Gebühr einfchäte. 


8 10. 


Aus eben diefem Grunde, weil alle Nicht-Patrizier 
Fremde find, iſt e8 ohne große Gefahr für den Gefamtftaat 
nicht möglich, daß Ader und Häufer und aller Grund und 
Boden Gemeingut bleiben und an die Einwohner gegen 
eine jährlihe Summe verpachtet werden. Denn Untertanen, 
die an der Regierung gar feinen Anteil haben, verlaffen in 
ihlimmen Zeiten leichten Herzens alle Städte, wenn fie ihre 
Beſitztümer hinbringen fönnen wohin fie wollen. Darum 
müffen die Acer und liegenden Güter eines folchen Staates 
den Untertanen nicht verpachtet, fondern verkauft werden; 
jedoh mit der Auflage, daß fie ebenfalls aus dem Jahres— 
ertrag alljährlich einen bejtimmten Teil entrichten ufw., wie 
es in Holland der Fall. 


ST, 


Tach diefen Darlegungen jehreite ich zu den Grundlagen, 
worauf der Höchſte Rat geftütt werden muß, um gefejtigt 
u fein. 

Schon in 8 2 diefes Kapitels habe ich gezeigt, daß Die 
Mitgliederzahl diefes Kollegtums in einem Staat mittlerer 
Größe ungefähr fünftaufend fein müffe Daher ift nım 
das Verfahren zu ermitteln, wodurch verhütet wird, daß die 
Regierung nicht nach und nad an menigere gelange, jon- 
dern vielmehr deren Zahl im Berhältnis des Wachstums 
des Staates vermehrt werde. Ferner, daß unter den Patri— 
ziern möglichft Gleichheit gewahrt werde. Weiter, daß im 
Kollegium die Erledigung der Angelegenheiten eine jchleu= 
nige fei. Daß für die allgemeine Wohlfahrt gejorgt werde. 
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Endlich, daß die Macht der Vatrizier oder des Regierungs— 
follegiums größer fei als die Macht der Dienge, aber ſo, 
daß die Menge feinen Nachteil dadurch erleidet. 


8 12. 


Die größte Schwierigkeit, das erfte zu erzielen, entſpringt 
aus dem Neid. Die Menfhen find von Natur Yeinde, 
wie ich bereits fagte, und diefe Natur behalten fie auch) 
dann, wenn fie durch Gefege verbunden und aneinander 
gefettet find. Daher fommt es auch meines Erachtens, daß 
ſich demofratifche Staaten in ariftofratifhe, und dieſe wie— 
derum in monarchiſche ummandeln. 

Sch meinerjeits habe nämlich die Überzeugung gewonnen, 
daß die meiften Ariftofratien früher Demofratien gemwejen 
find; indem eine Gruppe, die fi neue Anfiedlungen fuchte 
und ſolche fand und anbaute, ungefchmälert Nechtsgleichheit 
im Herrſchen behielt, weil niemand freiwillig einem andern 
die Herrichaft übergibt. Obgleich aber jeder unter ihnen 
als angemefjen erachtet, Daß dasjelbe Necht, das einem andern 
gegen ihn zufteht, auch ihm felbft gegen die andern zuftehe, 
jo hält er e8 do für unangemefjen, daß die zugezogenen 
Fremden das gleiche Recht mit ihnen haben follen im Staate, 
den jie fih mit Mühe gefucht und mit dem Einfat ihres 
Blutes erobert haben. Solches wird denn auch von den 
Fremden jelber gar nicht mißbilligt, die ja nicht um zu 
herrſchen dort einwandern, fondern aus Fürforge für ihre 
privaten Angelegenheiten; und die deshalb Vergünftigung 
genug in der ihnen eingeräumten Freiheit erbliden, ihre 
Geſchäfte unangefochten betreiben zu dürfen. Mittlerweile 
vermehrt fih aber die Bevölkerung der zugeftrömten Frem— 
den und nimmt allmählich auch die Sitten der Einheimi- 
ſchen an, bis fie ſich ſchließlich won diefer nur noch durch 
die rechtliche Ausſchließung vom Bekleiden von Ehrenftellen 
unterſcheidet. Während aber ihre Zahl täglich wächſt, ver: 
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mindert ſich dagegen aus allerlei Urfachen die der Bürger, 
indem häufig Familien ausfterben, andere wegen Verbrechen 
verbannt werden, und viele megen ihrer knappen Vermögens— 
verhältniffe fih um das Gemeinmwefen nicht kümmern. Die 
Mächtigeren trachten unterdeffen eiftigft danach, allein zu 
regieren, und fo ſchrumpft die Zahl der Regierenden nad) 
und nach auf wenige ein und zulegt, durch das Parteimefen, 
auf einen einzelnen. 

Ich könnte noch andere Urſachen anführen, die eine 
jolhe Negierung unterwühlen, laſſe fie aber als fattiam 
befannt dabingeftellt und will nun der Reihe nach die Geſetze 
erörtern, durch welche die hier behandelte Negierungsform 
erhalten werden muß. 


8 13. 


Das erſte Geſetz einer ſolchen Regierung muß das fein, 
durch melches das Berhältnis der Zahl der Patrizier zum 
Volk beftimmt wird. Denn diejes Verhältnis muß (nad) 
S 1 diejes Kapitels) derartig bergeftellt werden, daß die Zahl 
der Patrizier entiprechend dem Wachstum des Volkes ver- 
vermehrt wird. Das Verhältnis muß (nah dem in $ 2 
dieſes Kapitels Ausgeführten) ungefähr fein wie 1 zu 50, 
d. b. der Abftand der Zahl der PBatrizier zu derjenigen der 
Bevölkerung darf nicht größer fein. Denn nad) 8 1 diejes 
Kapitels kann wohl, der Negterungsform unbejchadet, die 
Zahl der Patrizier um vieles größer fein als Die ent- 
iprechende Bolkszahl, nur in einer zu geringen Zahl der- 
jelben liegt Gefahr. Auf welche Weife aber vorgebeugt wer- 
den muß, daß diefes Geſetz unverlett bleibe, werde ich bald 
an geeigneter Stelle zeigen. 


8 14. 


Die Patrizier werden nur aus gemwilfen Familien in 
beftimmten Ortſchaften gewählt. Dies aber als ausdrückliches 


Der politifhe Traktat. 107 


Recht feftzulegen, ift Thädlih. Denn außerdem daß oft 
Familien ausfterben, und daß es für die übrigen ſchimpflich 
wäre, ausgejchlofjen zu werden, fommt hinzu, daß die Erb- 
lichkeit der patrizifhen Würde diefer Negierungsform wider— 
ſpricht (nach 8 1 diejes Kapitels). Auf diefe Weije jcheint 
indes die Regierung mehr eine demofratifhe zu fein, wie 
ih fie im 8 12 diefes Kapitels befchrieb, weil fie nämlich) 
ſehr wenige Bürger innehaben. Anderſeits aber iſt es 
unmöglich, ja abjurd, verhüten zu wollen, daß die Patrizier 
ihre Söhne oder Verwandten wählen und demzufolge das 
Herriherreht in gewiſſen Familien bleibe, wie ich in $ 39 
diefes Kapitel8 zeigen werde. Allein, jobald fie dasjelbe 
nicht Fraft ausdrüdlicher Rechtsbeſtimmung befigen und die 
andern davon ausgejchloffen find, (nämlich ſolche, die im 
Staat geboren find, die Landesiprache reden, feine Aus- 
länderin zur Frau haben, nicht ehrlos und feine Sklaven 
find noch mit ſklaviſchen Berrichtungen ihr Leben friften,) 
bleibt nichtsdeftoweniger die Negierungsform erhalten und 
das Verhältnis zwiſchen Patriziern und Boll wird gewahrt 
werben können. 


$ 12. 


Wird nun noch außerdem gefeglich beftimmt, daß feine 
jüngeren Perſonen gewählt werden, fo wird es nie vor— 
fommen, daß wenige Familien das Herricherrecht innehaben. 
Daher muß gefetlich beftimmt werden, daß in der Liſte der 
MWählbaren nur Aufnahme finden kann, wer das dreißigfte 
Lebensjahr erreicht bat. 


8 16. 
Drittens ift ſodann gefeglich zu befchließen, daß alle Batri- 
zier zu beitimmten Zeiten in irgendeinem ſtädtiſchen Lokal 
ſich verſammeln, und daß mit einer empfindlichen Geldſtrafe 
belegt wird, wer in dieſer Verſammlung fehlte, ohne durch 
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Krankheit oder ein Staatsgeichäft am Erſcheinen verhindert 
geweſen zu ſein. Denn ohne eine ſolche Beſtimmung wür— 
den viele über ihre häuslichen Angelegenheiten die öffent— 
lichen vernachläſſigen. 


Set. 


Die Aufgabe dieſes Regierungs-Kollegiums ift, Geſetze zu 
erlafjen und aufzuheben, patrizifche Körperfchaften und ſämt— 
liche Staatsbeamten zu wählen. Denn das fann nicht 
geſchehen, daß wer das höchſte Recht befitst, wie dieſes Kol⸗ 
legium nach unſerer Vorausſetzung, einem andern die Macht 
gebe, Geſetze zu erlaſſen und abzuſchaffen, ohne damit ſein 
Recht abzutreten und auf jenen zu übertragen, dem er dieſe 
Macht gibt. Denn wer auch nur einen Tag die Macht 
hat, Geſetze zu erlaſſen und abzuſchaffen, der könnte die 
ganze Regierungsform umſtülpen. Dagegen kann er wohl, 
ohne ſich des höchſten Rechts zu begeben, die Verwaltung 
der laufenden Negierungsgejchäfte nach dem bejtehenden Recht 
auf gewiffe Zeit jemand anders übertragen. Zudem, wenn 
die Staatsbeamten nicht von dieſem Kollegium gewählt wür— 
den, dann verdienten defjen Mitglieder eher den Namen 
Pupillen (Mündel) als Patrizier. 


8 18. 


Manche pflegen diefem Höchften Nat einen Direktor oder 
Präfidenten zu ernennen, entweder auf Lebenszeit, wie Die 
Benezianer, oder auf gewiffe Zeit, wie die Genueſer, aber mit 
fo viel Vorfihtsmaßregeln, daß daraus zur Genüge erhellt, 
wie dies nicht ohne große Gefahr gejchieht. Wir können 
ja auch gar nicht zweifeln, daß der Staat damit einer 
Monarchie nahe kommt. Soviel wir aus ihrer Gejhichte 
vermuten können, geſchah es auch bloß deshalb, weil jie 
vor der Einfegung jenes Negierungs-Kollegiums unter einem 
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Direktor oder Dogen wie unter einem König geftanden 
hatten. Daher mag die Ernennung eines Direktors zwar 
bei manchem Volksſtamm notwendiges Erfordernis fein, nicht 
aber ift fie es in einer ariftofratifchen Negierung an fich 
betrachtet. 


Sal, 


Jedoch, weil die höchſte Gewalt dieſes Staates bei Der 
Gefamtheit dieſes Kollegiums ift, nicht aber bei einzelnen Mit- 
gliedern, (ſonſt wäre es ja ein planlos zufammengemwürfelter 
Haufe,) darum ift es notwendig, daß die Patrizier derart 
an das Gefeß gebunden feien, daß fie gleihfam Einen Leib, 
der von Einer Seele gelenkt wird, darftellen. Geſetze aber 
find für fih allein fraftlos und werden leicht gebrochen, 
wo ihre Bollitreder felber jich verfehlen können und dieſe 
fih erit die Beltrafung ihrer Kollegen zur Warnung die— 
nen laffen müffen und die Kollegen aus dem Grund 
beftrafen, um ihre Begierde durch die Furcht vor der gleichen 
Strafe zu zügeln;*) was Außerft widerfinnig, Es muß 
daher ein Mittel gefucht werden, wodurch die Ordnung diefes 
Höchſten Nates und Die Rechte des Staates unverlegt gewahrt 
werben; doch jo, daß unter den Patriziern die größtmögliche 
Gleichheit beftehe. 


8 20. 


Da aber durch einen Direktor oder Präfidenten, der im 
Kollegium auch Stimmrecht hat, notwendig die größte Un- 
gleipheit entjtehen muß, namentlich zufolge der Macht, die 
ihm notwendig eingeräumt werden muß, um feine Stellung 
ungefährdet ausfüllen zu können, fo kann, wenn wir alles 
richtig erwägen, feine andere dem Gemeinmwohl eriprießlichere 
Einrichtung getroffen werden, al8 ein weiteres Diefem 
Höchſten Nat untergeordnetes Kollegium, beftehend 


*) Vermutlich hat bier Spinoza ein zeitgeſchichtliches Grei 
im Auge. pinoz zeitgeſchichtliches Ereignis 


110 Der politifhe Traktat. 


aus einigen Patriziern, welche die alleinige Aufgabe haben, 
darüber zu wachen, daß die Rechte des Staates bei den 
Beratungen und durch die Staatsbeamten unverlegt gewahrt 
bleiben. Daher müffen fie die Macht haben, jeden Staats- 
beamten, der ſich eine Berfehlung im Amte zufchulden kom— 
men läßt, vorzuladen und nach den beftehenden Nechten zu 
verurteilen. Dieſe werden wir im folgenden „Syndiler“ *) 
nennen. 


$ 21. 


Diefe Syndifer find auf Lebenszeit zu wählen. Denn 
wenn jie auf Zeit gewählt würden, fo daß fie hernach zu 
andern Staatsämtern berufen werden fönnten, jo würden 
wir in die im 8 19 gekennzeichnete Abfurdität verfallen. 
Damit fie aber bei der jo Iangzeitigen Gewalt fih nicht 
überheben, find nur Perfonen in diefes Amt zu wählen, 
die das jechzigfte Lebensjahr oder ein höheres Alter erreicht 
haben und das Amt eines Senators (wovon weiter unten) 
befleidet haben. 


$ 22, 


Ihre Zahl ift leicht zu betimmen, wenn wir erwägen, 
daß diefe Syndiker zu den Patriziern fich verhalten, wie 
alle Patrizier miteinander zum Volk, das fie nicht regieren 
fünnen, wenn ihre Zahl zu gering iſt. Sonach muß fi 
die Zahl der Syndifer zu der Zahl der Patrizier verhalten 
wie die Zahl der Patrizier zur Volkszahl, d. i. (nah 8 15 
dDiefes Kapitels) wie 1 zu 50. 


S 23. 


Damit diefes Syndikat fein Amt ungefährdet verwalten 
fann, muß ihm ein Teil der bewaffneten Macht zugeteilt 
werden, dem e8 beliebig Befehle erteilen Tann. 


*) Einzahl Syndifus. 
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8 24. 


Den Syndikern, wie auch andern Staatsbeamten, find 
feine Gehälter auszufegen, fondern bloß Gefälle, und zwar 
folde Summen, daß fie nicht ohne eigenen großen Schaden 
das Gemeinweſen ſchlecht verwalten fünnen. Denn daß 
es billig jei, den Beamten diejes Staates eine Belohnung 
für ihre Zeitverfäumnis*) auszufegen, können wir nicht 
bezweifeln, weil ja die Mehrheit diefes Staates die Volfs- 
maffe ift, für deffen Sicherheit die Patrizier wachen, wäh— 
rend fie jelbft nur um ihre Privatangelegenheiten zu forgen 
bat, nicht aber um das Gemeinwohl. Weil fi aber ander- 
- jeits jemand den Intereffen anderer nur widmet, wenn er 
damit auch feine eigenen Intereffen wahrzunehmen glaubt, 
fo müfjen notwendig ſolche Einrichtungen getroffen werden, 
daß die Beamten, die für das Gemeinweſen zu forgen haben, 
deſto mehr für ihre eigenen Intereffen forgen, je eifriger fie 
für das Gemeinmwohl tätig find. 


8 25. 


Den Syndikern aljo, melde, wie gejagt, die Aufgabe 
haben, über die pünftlihe Wahrung der ftaatlichen Rechte 
zu wachen, müſſen Gefälle ausgejegt werden, nämlich: 
jeder im Staate wohnende Familienvater ſoll verpflichtet 
jein, jährlih eine Münze von geringem Wert, etwa den 
vierten Teil einer Unze Silber, **) den Syndifern zu ent- 
richten, woran fie die Zahl der Einwohner erjehen und 
zugleich berechnen fünnen, den wievielſten Teil davon die 
Patrizier ausmachen. Des weiteren foll jeder neue***) Patri⸗ 
zier, jobald er gewählt ift, gehalten fein, den Syndifern eine 


7) ch leſe mit Leopold vacationis (ſtatt vocationis). 
**) Ungefähr ein halber Taler. (Kirhmann.) 
**%*) tyro, ftatt tiro. 
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hohe Summe zu zahlen, z. B. zwanzig oder fünfundzwangzig 
Lot*) Silber. Außerdem ift das Geld, welches die in den 
einberufenen Berfammlungen des Höchften Nates nicht er— 
Ihienenen Patrizier als Strafe zu erlegen haben, gleichfalls 
den Syndikern zu überweifen. Zudem joll ihnen ein Zeil 
der Strafgelder von Beamten, die wegen Verfehlungen von 
ihnen verurteilt wurden, oder der eingezogenen Güter, zu— 
erfannt werden. Zwar nicht allen, fondern nur denen, die 
täglich Sitzung haben und zu deren Obliegenheit die Ein- 
berufung einer Syndifatsverfammlung gehört; f. hierüber 
S 28 diejes Kapitels. | 

Damit aber das Kollegium der Syndifer ſtets aus der 
genügenden Mitgliederzahl beftehe, muß darüber vor allem 
im Höchſten Rat, wenn er zu gewohnter Zeit verfammelt 
it, Unterfuhung angeftellt werden. Stellt es fich heraus, 
daß das von den Syndifern verabfäumt wurde, dann hat der 
Präfident des Senats (über den bald zu reden Gelegenheit 
fein wird) die Pflicht, den Höchſten Rat darüber zu mahnen, 
von den Präfidenten der Syndifer über den Grund des 
Schweigens Auskunft zu verlangen und die Anficht des 
Höchſten Nates darüber einzuholen. Bleibt auch dieſer 
ihmweigfam, fo fol der Fall von dem Vorfitenden des 
oberften Gerichtshofes, oder wenn auch diefer ſchweigt, von 
irgendeinem andern Patrizier verfolgt werden, der ſowohl 
von den Syndifern wie vom Senats- und Gerichtspräft- 
denten den Grund des Schweigens erforjchen fol. 

Damit endlich jenes Geſetz, wonach die Jüngeren aus— 
geichloffen find, ftreng beachtet werde, tft die Beftimmung 
zu treffen, daß alle, die das dreißigſte Lebensjahr zurüd- 
gelegt haben und durch das Recht nicht ausdrüdlih von 
der Verwaltung ausgejchloffen find, dafür jorgen, daß ihr 
Name in einer Lifte im Beifein der Syndifer eingetragen 


*) Jibras. Ich überfege mit Auerbach Lot. Kirchmann: „Pfund“, 
was 600 bis 750 Taler betragen würdel 
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werde und daß fie von diefen ein Zeichen der erlangten 
Würde für einen feftgefegten Preis empfangen, wie etwa 
die Erlaubnis, ein beftimmtes nur ihnen zuftehendes Koftüm 
anzulegen, wodurch fie fich auszeichnen und bei andern in 
Reſpekt ſetzen. Daneben ift die rechtliche Beftimmung zu 
treffen, daß bei Wahlen fein Patrizier jemand vorjchlagen 
darf, defien Name nicht in der allgemeinen Liſte eingetragen 
ift, und zwar bei fehwerer Strafe. Außerdem, daß niemand 
ein Amt oder einen Auftrag ablehnen darf, zu deffen Über- 
nahme er gewählt wurde. 

Damit endlich alle abjoluten Grundrechte des Staates 
von unbegrenzter Dauer jeien, muß beftimmt werden: falls 
jemand im Höchften Nat irgendein Grundrecht in Frage 
ftellt, 3. B. die Verlängerung des Oberbefehls eines Heer- 
führers, oder die Berminderung der Zahl der Patrizier und 
ähnliches, jo it er als Majeftätsverbrecher in Anklageftand 
zu verjegen umd zum Tode zu verurteilen, und feine Güter 
find einzuziehen; außerdem fol ein öffentliches Schandmal 
zum ewigen Andenken an diejes Verbrechen errichtet werden. 
Zur dauernden Feſtlegung anderer allgemeiner Staatsrechte 
genügt jedoh die Beſtimmung, daß fein Geſetz abgejchafft 
und fein neues erlaffen werden fann, ohne daß zuvor das 
Syndikats-Kollegium und fodann Dreiviertel oder VBierfünftel 
des Höchften Rats fich darauf geeinigt haben. 


5 26. 


Die Einberufung des Höchſten Nats und die Vorlagen, 
worüber derjelbe zu verhandeln und zu beſchließen hat, ift 
Sade der Syndifer, denen auch der erfte Plats bei den 
Beratungen einzuräumen ift, jedoch ohne das Necht der 
Abftimmung. Bevor fie aber ihre Site einnehmen, haben 
fie beim Wohl jenes Höchften Rats und bei der öffentlichen 
Sreiheit zu ſchwören, daß fie mit allem Eifer danad) trachten 


8 
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werden, bie waterländifchen Nechte unverleßt zu wahren und 
für das allgemeine Befte zu forgen. Hierauf laffen fie die 
Borlagen der Reihe nach durch ihre Sekretäre eröffnen. 


S 27. 


Damit aber bei der Verhandlung und der Wahl der 
Staatsbeamten allen Patriziern gleihe Macht zuftehe, und 
allenthalben die Erledigung prompt vonstatten gehe, verdient 
die bei den Benezianern eingeführte Geſchäftsordnung voll- 
fonımene Billigung. Bei der Ernennung von Staats— 
beamten merden aus dem Kollegium etliche ausgeloft, von 
denen die Namen der Perfonen, die jie vorſchlagen, nach— 
einander genannt werden. Jeder Patrizier gibt mit Steinchen 
jeine Meinung fund, ob er die Wahl des Borgeichlagenen 
billigt oder verwirft, jo daß es unbefannt bleibt, von wem 
die einzelnen Stimmen berrühren. Auf diefe Weije haben 
alle Vatrizier bei der Abſtimmung die gleiche Autorität, das 
Wahlgeſchäft geht flott wonftatten und jeder kann mit voller 
Freiheit nach feiner Meinung ftimmen, ohne Anfeindung 
befürchten zıı müffen, was in ſolchen Kollegien bejonders 
wichtig ift. 


S 28. 


Im Kollegium der Syndifer und anderen Kollegien ift 
diefelbe Gejchäftsordnung einzuhalten, nämlich die Abjtim- 
mung mittels Steinchen. Das Recht der Syndifer aber, den 
Höchften Nat einzuberufen und über die zu beratenden 
Gegenftände Vorlagen zu machen, muß ihrem Präjidenten 
auftehen, der mit zehn oder mehreren Syndilatsmitgliedern 
täglih Sitzung halten foll, um Bejchwerden aus dem Bolfe 
und geheime Anklagen gegen die Beamten zu bören, bie 
Ankläger erforderlihenfalls in Gewahrfam zu halten, und 
das Kollegium einzuberufen, auch wor der zu dem regel- 
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mäßigen Verſammlungen feſtgeſetzten Zeit, falls nach der 
Meinung eines unter ihnen Gefahr im Verzug iſt. Dieſer 
Präſident und die, welche ſich täglich mit ihm verſammeln, 
müſſen aber vom Höchſten Rat gewählt werden, und zwar aus 
der Zahl der Syndiker; nicht auf Lebenszeit, ſondern auf ſechs 
Monate, und ſie können das Amt nicht weiter behalten, 
ſondern erſt nach drei oder vier Jahren wieder gewählt 
werden. Dieſen ſollen, wie oben geſagt, die eingezogenen 
Güter und die Strafgelder, oder ein Teil davon, zuerkannt 
werden. Was ſonſt noch die Syndiker betrifft, will ich an 
geeigneter Stelle ſagen. 


Ein zweites dem Höchſten Rat untergeordnetes Kolle— 
gium nenne ich Senat. Seine Aufgabe iſt die Aus— 
führung der öffentlichen Geſchäfte, z. B. die Staatsrechte 
öffentlich bekannt zu geben, die Befeſtigung der Städte vor— 
ſchriftsmäßig anzuordnen, militäriſche Diplome auszufertigen, 
den Untertanen Steuern aufzulegen und ſolche zu verwenden, 
den auswärtigen Geſandten Beſcheid zu geben, und zu 
beſchließen, wohin Geſandte abgeordnet werden ſollen. Für 
die Wahl der Geſandten ſelbſt aber iſt der Höchſte Rat 
zuſtändig. Denn darauf iſt beſonders zu achten, daß ein 
Patrizier zu irgendeinem Staatsdienſt nur vom Höchſten 
Rat berufen werden kann, damit nicht Patrizier die Gunſt 
des Senats zu erhaſchen trachten. Sodann muß alles vor 
den Höchſten Rat gebracht werden, was die beſtehenden Ver— 
hältniſſe auf irgendeine Weiſe verändert, wie Beſchlüſſe über 
Krieg und Frieden. Die Senatsbeſchlüſſe über Krieg und 
Frieden bedürfen alſo, um gültig zu ſein, der Beſtätigun 
durch die Autorität des Höchſten Rats. Aus dieſem Grunde 
neige ih zu der Meinung, daß die Auferfegung neuer 
Steuern nicht zur Befugnis des Senats, fondern allein des 
Höchſten Nats gehört. 


8* 
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8 30. 


Um die Zahl der Senatoren zu beftimmen, kommt 
folgendes in Betracht: Erſtens müffen alle PBatrizier gleich 
große Ausficht haben, die Senatorenwürde zu erlangen. 
Zweitens müffen demungeachtet diejenigen Senatoren, deren 
Amtszeit abgelaufen ift, nach nicht geraumer Zwiſchenzeit 
wieder gewählt werden dürfen, Damit der Staat von fundigen 
und erfahrenen Männern regiert werde. Endlich ift darauf 
Bedacht zu nehmen, daß es unter den Senatoren viele an 
Weisheit und Tugend hervorragende Männer gebe. 

Damit diejen ſämtlichen Anforderungen entfprochen 
werde, kann nichts anderes erfonnen werden, als ein Geſetz, 
wonach die Senatorenwürde nicht von Perfonen unter fünfzig 
Jahren erlangt werden fann und daß vierzig, d. h. ungefähr 
ein Zwölftel der Patrizier, auf ein Jahr gewählt werben 
und wenn dieſes zu Ende, nach PVerfluß von zwei Jahren 
dieſes Amt wieder bekleiden dürfen. Auf dieſe Weije wird 
ftet8 ungefähr ein Zwölftel der Patrizier nach bloß kurzer 
Unterbrehung in das Senatorenamt aufrüden. 

Diefe Zahl, im Verein mit jener, welche die Syndifer 
bilden, wird von der Zahl der Patrizier, die das fünfzigite 
Lebensjahr erreicht haben, nur unbedeutend überftiegen, und 
io werden alle Patrizier ftets ftarfe Ausfiht haben, zum 
Rang eines Senators oder Syndikus emporzufteigen, und 
gleichwohl werden diefelben Patrizier bei bloß kurzen Unter- 
brechungen, wie gejagt, das Senatorenamt immer innehaben, 
und e8 wird (nach dem in 8 2 dieſes Kapitels Gejagten) 
im Senat nie an vorzüglichen Männern fehlen, tüchtig im 
Nat wie an Gejchid. 

Da aber diefes Gefe nicht gebrochen werden kann ohne 
die SFeindfeligfeit vieler Patrizier, jo bedarf es zu jeiner 
Sicherung nichts weiter als daß jeder Patrizier, der Das 
bezeichnete Alter erreicht hat, ein Zeugnis darüber den 
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Syndikern vorweift, die daraufhin feinen Namen in ber 
Lifte der für das Senatorenamt Borgemerkten eintragen und 
im Höchſten Rat verlefen, damit er den Platz, der im Höchſten 
Kat Seinesgleihen eingeräumt werden und dem ber Sena- 
toren zunächft liegen ſoll, mit den übrigen gleichen Rangs 
einnehme. 


s 31. 


Die Entihädigung der Senatoren muß jo bemefjen ein, 
daß fie größeren Vorteil vom Frieden als vom Krieg haben. 
Daher foll ihnen von den aus dem Staat nach fremden 
Ländern, oder aus fremden Ländern ins. Land gehenden 
Waren ein Hundertftel oder Fünfzigftel beftimmt werden. 
Ohne Zweifel werden fie alsdann den Frieden nad Kräften 
hüten und nie einen Krieg in die Länge zu ziehen trachten. 
Bon diefer Abgabe follen auch die Kaufleute unter den Sena— 
toren felber nicht befreit fein; denn eine ſolche Befreiung 
fönnte nicht ohne großen Nachteil für den Handel zugejtan- 
den merden, was wohl niemand verkennt. Vielmehr ift ein 
weiteres Geſetz erforderlih, daß ein Senator, oder wer die 
Funktion eines Senators verfieht, Fein militärifhes Amt 
bekleiden kann, und daß außerdem fein Feldherr oder Oberft 
(wie folche für die Armee nah S 9 diejes Kapitel8 nur in 
Sriedenszeiten zu ernennen find) aus der Reihe folcher 
ernannt werden darf, deren Vater oder Großvater Senator 
it, oder innerhalb zweier Jahre die Senatorenwürde inne- 
hatte. Zmeifellos werden die Patrizier, die nicht im Senat 
find, dieſes Hecht aufs Fräftigfte in Schuß nehmen, und fo 
wird e8 fommen, daß der Frieden ſtets einträglicher für die 
Senatoren ift als der Krieg, weshalb fie zum Krieg nur 
taten werden, wenn das Staatsintereffe unbedingt dazu 
zwingt. 

Man kann mir jedoch einmwenden, daß auf diefe Weife, 
wenn nämlih den Syndikern und Senatoren jo große 
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Bezüge zufliegen, eine ariftofratifche Negierung den Unter- 
tanen nicht weniger Yaften aufbürdet als jede monarchiſche. 
Allein, außerdem daß fünigliche Hofhaltungen größeren Auf- 
wand erfordern und doch nichts zur Wahrung des Friedens 
beitragen, und daß der Frieden nie zu teuer erfauft werden 
fann, kommt hinzu: erſtens, daß alles, was in einer 
monarchiſchen Regierung einem oder wenigen, in dieſer 
vielen entrichtet wird. Ferner, daß die Könige und ihre 
Angeftellten die Staatslaften nicht wie in Ddiefer Regierung 
zujammen mit den Untertanen tragen; denn die Patrizier, 
Die ftet8 aus den Neicheren entnommen werden, tragen einen 
großen Teil der Staatslaften. Endlich entftehen die Laften 
einer monarchiſchen Regierung nicht ſowohl aus dem üffent- 
lihen Aufwand, fondern zu allerlei geheimen Zmweden. Die 
Laſten, die den Bürgern eine Kegierung zur Erhaltung des 
Friedens und der Freiheit auferlegt, werden ertragen und 
man läßt fie fich im Hinblid auf ihren Wert für den Frieden 
gefallen. Welches Bolt hat je jo viele und jo jchmwere 
Steuern leiten müffen als das holländifhe? Und doc 
wurde e8 davon nicht bloß nicht ausgefogen, jondern ift 
im Gegenteil jo mwohlhabend geworden, daß es allgemein 
um fein Glück beneidet ward. Würden alſo die Laſten einer 
Monarchie um des Friedens willen auferlegt werden, jo 
wären fie für die Bürger nicht drüdend. Aber wie gejagt, 
von den Heimlichkeiten einer folchen Negierung kommt es, 
daß die Untertanen der Laft erliegen. Die Könige find eben 
im Kriege weit leiftungsfähiger als im Frieden, und die— 
jenigen, die allein berrjchen möchten, müffen lebhaft danach 
trachten, daß die Untertanen ohnmächtig feien. Was außer- 
dem der jehr verftändige B. H.*) längft ausgeführt hat, will 
ih mit Stillſchweigen übergehen, weil es außerhalb meiner 
Aufgabe Liegt, die bloß die befte Verfaſſung jeder Negierungs- 
form angeben mill. 


*) Nach der Note in der Ausgabe von van Bloten und Land: 
Pieter de la Court (Bon Hof). 
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$ 32. 


Im Senat müffen einige vom Höchften Nat zu wäh— 
(ende Syndifer Sit haben, aber ohne Stimmrecht; nämlich 
um aufzupaffen, ob die Rechte, welche jenes Kollegium 
betreffen, pünktlich eingehalten werden, und um die Ein- 
berufung des Höchſten Rats zu betreiben, fobald etwas aus 
dem Senat vor denjelben gebradyt werden muß. Denn die 
Berechtigung, den Höchſten Rat einzuberufen und ihm über 
die DVerhandlungsgegenftände Vorlagen zu machen, haben 
wie gejagt die Syndiker. Bevor aber über dergleichen 
abgeftimmt wird, foll der Senatspräfident über die Sachlage 
und die Anficht des Senats darüber, ſamt der Begründung, 
Vortrag halten, dann erſt joll die Abftimmung ordnungs- 
mäßig vonitatten gehen. | 


Si3D. 

Der ganze Senat braucht fi) nicht täglich zu verfanmteln, 
jondern wie alle großen Kollegien bloß zu beftimmten Zeiten. 
Weil aber unterdeffen die Negierungsgefchäfte beforgt werden 
müſſen, it die Wahl eines Ausſchuſſes erforderlich, der 
die Stelle des Senats vertritt, wenn er vertagt ift, und 
dem e8 obliegt, den Senat felber erforderlichen Falles ein- 
zuberufen und feine Bejchlüffe über das Gemeinmwefen zu 
volßziehen, die Zufchriften an den Senat und den Höchſten 
Rat zu leſen und über die dem Senat zu machenden Vor— 
lagen zu beraten. 

Um aber dieſes wie die ganze Ordnung dieſes Kollegiums 
beſſer zu verſtehen, will ich alles genauer beſchreiben. 


8 34. 


Die wie geſagt auf ein Jahr zu wählenden Senatoren 
find in vier oder ſechs Sektionen einzuteilen. Die erſte 
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fit im Senat in den erften drei oder zwei Monaten,*) nad) 
deren Berfluß rückt die zweite Sektion an Stelle der erften, 
und jo fort in regelmäßiger Abwechjlung fommt jede Sektion 
nach gleicher Zwiſchenzeit an den erften Pla im Senat, 
jo daß wer in den eriten Monaten erfter, in den zweiten 
letzter ift.**) Ferner find für alle Sektionen Präfidenten 
und um jte nötigenfalls zu vertreten, Bizepräfidenten 
zu wählen; d. h. aus jeder Sektion find zwei zu mählen, 
wovon der eine Präfident, der andere Vizepräfident dieſer 
Sektion ift, und der Präfident der erften Sektion führt aud) 
in den erften Monaten den Borfig im Senat, oder in feiner 
Abwesenheit defien Stellvertreter und fo fort die übrigen in 
angegebener Reihenfolge. Weiter find aus der erften Sektion 
durch Das Los, oder mittels Abftimmung, einige zu wählen, 
die mit dem Präſidenten diefer Sektion oder feinem Stell- 
vertreter den Senat vertreten, wenn er vertagt if. Doch 
Dies nur für den Zeitraum, innerhalb deffen diefe Sektion 
den eriten Pla im Senat einnimmt. Sft derjelbe abgelaufen, 
fo find aus der zweiten Sektion wieder ebenjoviele mittels 
Los oder Abſtimmung zu wählen, die mit ihrem Präfidenten 
und DVizepräfidenten den Plat der erften Seltion einnehmen 
und den Senat ftellvertreten; und jo fort die übrigen. Es 
ift nicht nötig, daß die Wahl diefer, von denen ich fagte, 
fie jeien durch os oder Abftimmung je auf drei oder zwei 
Monate zu wählen und die ich fortan „Konſuln“ nennen 
werde, vom Höchften Nat gefchehe. Denn der Grund, den 
ih in 829 diefes Kapitels anführte, fällt hier fort und noch 
mehr der in 8 17. Es genügt alfo, daß die Wahl vom 
Senat und den Syndifern, in deren Gegenwart, vorgenom- 
men wird. 


*) Hier tft wohl einzufügen: „am erften Platz“. 
**) Mie es bei den „Generalftaaten” Holland der Fall war. 
(Meyer.) 
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85. 


Die Zahl derfelben kann ich aber nicht fo genau beftim- 
men. Nur das ift gewiß, daß es viele fein müffen, jo Daß 
fie nicht leicht beftochen werden fünnen. Denn obſchon fie 
für ſich allein über das Gemeinweſen nichts bejchließen, 
fünnen fie doch den Senat beeinfluffen, oder was Das 
Ichlimmfte wäre, ihr Spiel mit ihm treiben dadurch, daß 
fie ihm Unmichtiges unterbreiten und zurüdhalten was von 
größter Wichtigkeit wäre; abgejehen davon, daß bei allzu 
geringer Zahl ſchon die Abweſenheit des einen und andern 
die öffentlichen Gejchäfte ins Stoden bringen könnte. 

Da aber diefe Konfuln eben darum gewählt werden, 
weil große Kollegien ſich nicht täglich mit den öffentlichen 
Angelegenheiten abgeben fönnen, jo muß bier ein Mittelweg 
gejucht und die fehlende Zahl ergänzt werden durch die 
Kürze der Zeit. Wenn alfo bloß dreißig etwa auf zmei 
oder drei Monate gewählt werden, jo wird dieſe Zahl groß 
genug fein, um für fo furze Zeit die Möglichkeit der 
Beftehung fernzuhalten. Aus diefem Grunde habe ich auch 
darauf aufmerkfam gemacht, daß diejenigen, die an deren 
Stelle rüden, unter feinen Umftänden früber gewählt werden 
jollen, als wenn die Zeit gefommen, daß fie vorrüden und 
andere abtreten. 


S 56. 


Wie ich ſchon fagte, gehört es auch zu ihrem Amt, den 
Senat einzuberufen, fobald es einige, ob auch wenige, für 
nötig erachten, und ihm die VBerhandlungsgegenftände vor- 
zulegen, den Senat zu entlaffen und feine Beſchlüſſe über 
bie Öffentlichen Angelegenheiten zu vollziehen. In welcher 
Ordnung das aber geſchehen müffe, damit die Dinge nicht 
durch mertlofe Debatten zu ſehr in die Länge gezogen werden, 
will ih mit wenigen Worten jagen. 
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Die Konfuln follen über den Gegenftand, der dem Senat 
vorzulegen, und über das, was notwendig gefchehen müffe, 
Beratung pflegen, und fobald ſich alle darüber miteinander 
verjtändigt haben, jollen fie, wenn der Senat einberufen 
und ihm die Materie unterbreitet ift, ihm ihre Anſicht vor— 
tragen und alsbald, ohne abzuwarten, ob jemand anderer 
Anſicht, zur Abſtimmung ſchreiten. Waren aber unter den 
Konſuln die Anſichten geteilt, ſo ſoll im Senat zuerſt die 
Anſicht mitgeteilt werden, die von der Mehrheit der Kon— 
ſuln vertreten ward. Findet dieſe nicht die Zuſtimmung 
der Mehrheit des Senats ſamt der Konfuln, indem die Zahl 
der Schwanfenden und der Gegner zufammen die Mehrheit 
ausmacht — was die Steinen, wie ſchon erwähnt, aus- 
weifen müfjen — fo follen fie die andere Anficht vortragen, 
die bei den Konſuln weniger Stimmen auf fi) vereinigt 
batte als die erfte, und jo fort die übrigen. Wird feine 
von der Mehrheit des Gejamtjenats gebilligt, jo ift der 
Senat auf den folgenden Tag oder auf furze Zeit zu ent- 
lafjen, damit inzwifchen die Konfuln zufehen, ob andere 
Mittel gefunden werden könnten, die beifälliger aufgenommen 
würden. Finden fie feine folchen, oder werden die, welche 
jte gefunden, von der Mehrheit des Senats gleichfalls miß- 
billigt, fo muß die Anficht jedes Senators gehört werden. 
Seht aber die Mehrheit des Senats auf feine derjelben ein, 
dann muß wiederum über jede einzelne Anficht abgeftimmt 
werden und es find nicht nur die Steine der Zuſtimmen— 
den, jondern auch der Schwanfenden und Verwerfenden zu 
zählen. Ergibt fih, daß die Zahl der Zuftimmenden größer 
it als der Schwanfenden oder DVerneinenden, dann tritt 
diefe Anficht in Kraft; dagegen gilt fie als verworfen, wenn 
die Zahl der Berneinenden größer ift als der Schwanfenden 
oder Zuftimmenden. Wenn aber bei fämtlihen Anfichten 
die Zahl der Schwanfenden größer ift al8 der Berneinenden 
oder Dejahenden, fo ſoll das Kollegium der Syndiker 
mit dem Senat zu einer gemeinfchaftlichen Verſammlung 
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zufammentreten, in diefer wird gemeinfchaftlich abgeſtimmt, 
doch werden nur die Stimmen für Ja und für Nein gezählt, 
die unentſchiedenen bleiben unberücjichtigt. 
Diefelbe Ordnung ift bei den Dingen einzuhalten, bie 
vom Senat an das oberjte Kollegium zu bringen find. 
Dies über den Senat. 


s 37. 


Was den Gerichtshof betrifft, oder das Tribunal, 
jo kann diefes nicht auf die gleichen Grundlagen geſtützt 
werden, wie dasjenige in einer Monarchie, wie ich es im 
VI. Kapitel $ 26 ff. bejchrieben. Denn (nad) $ 14 Diejes 
Kapitels) den Grundlagen diefer Regierungsform entjpricht 
es nicht, daß auf Abſtammung und Familie irgendwelche 
Nückficht genommen werde. Ferner, weil die Kichter bloß 
aus den Patriziern gewählt werden, könnten fie aus Furcht 
por den nachfolgenden Patriziern fih abhalten laffen, gegen 
einen derjelben ein verhaßtes Urteil zu füllen und fic) viel- 
leicht nicht getrauen, fie nach Gebühr zu beitrafen, aber 
gegen die Maſſen alles wagen und die Begüterten täglich 
ausbeuten. Ich weiß, daß deshalb viele den Beichluß ‚Der 
Genuejer billigen, die ihre Richter nicht aus den Patriziern, 
jondern aus Fremden wählen. Mir fcheint das aber, abitraft 
betrachtet, eine widerfinnige Einrichtung, daß Fremde und 
nicht Patrizier zur Auslegung der Geſetze berufen werden. 
Denn was find die Richter anderes als Ausleger der Gefete. 
Deshalb möchte ich der Anficht Raum geben, daß die Genuefer 
auch hierin mehr der Sinnesweife ihres Volfes als der Natur 
diefer Regierungsform Rechnung getragen haben. Wir aber, 
die wir die Sache abftraft betrachten, müffen auf Mittel 
und Wege denfen, die diejer Negierungsform am beiten ent- 


iprechen. 
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8 38. 


Die Zahl der Richter anlangend, fo erfordert die Natur 
dieſer Regierungsform hier nichts beſonderes; ſondern wie 
in einer Monarchie muß auch in ihr hauptſächlich darauf 
geachtet werden, daß ihre Zahl groß genug iſt, um die Mög— 
lichkeit der Beſtechung durch Private auszuſchließen. Ihre 
Pflicht iſt ja bloß, zu verhüten, daß kein Privatmann einem 
andern unrecht tue, alſo die Streitigkeiten unter Privaten, 
Patriziern wie Plebejern, zu entſcheiden und die Verbrecher, 
auch aus den Patriziern, Syndikern und Senatoren, ſofern 
ſie ſich gegen die Rechte, an die alle gebunden ſind, ver— 
gehen, in Strafe zu nehmen. 

Im übrigen ſind die Streitigkeiten, die zwiſchen Städten, 
welche zum Staat gehören, ausbrechen ſollten, vom Höchſten 
Rat zu entſcheiden. 


$ 39. 


Auch bezüglich der Zeit, auf wie lange fie zu wählen 
find, ift derjelbe Geſichtspunkt in jeder Negierungsform maß- 
gebend, ſowie auch, daß jährlich ein Teil von ihnen abtrete. 
Endlih, obzwar es nicht nötig ift, daß jeder aus einer andern 
Samilie ftammt, dürfen Doch feinesfalls zwei Blutsverwandte 
nebeneinander die Nichterbanf einnehmen. 

Das ift auch bei andern Kollegien zu berüdjichtigen, aus— 
genommen beim Höchiten Rat; da genügt e8, daß durch ein 
Wahlgeſetz Vorſorge getroffen wird, daß niemand einen Ver— 
wandten vorſchlagen oder über einen folchen, wenn er von 
jemand anders vorgejchlagen wird, abjtimmen darf, und 
außerdem, daß bei der Ernennung eines Staatsbeamten 
nicht zwei Verwandte Das Los aus der Urne ziehen. 

Das, jage ich, reiht aus bei dem Kollegium, das aus 
fo viel Perfonen befteht und Feine befonderen Gehalt bezieht. 
Es wird alfo fein Nachteil für den Staat daraus entftehen, 
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wie e8 denn abfurd wäre, die Verwandten aller Patrizier 
durch ein Geſetz nom Höchften Nat auszufchliegen, wie ich 
in 8 14 diejes Kapitels fagte. Daß das abjurd märe, ift 
Har. Denn dieſes Geſetz könnte nicht von den Patriziern 
ſelbſt beſchloſſen werden, ohne daß fie alle Damit ſich in dieſem 
Punkt ihres Rechts überhaupt zu begeben glaubten, und aljo 
wären die Wächter diefes Rechts nicht die Patrizter felber, 
fondern die Vollsmafje; was mit dem fehnurjtrads im Wider- 
ſpruch ſteht, was ich in den 88 5 und 6 Diefes Kapitels aus— 
führte. Jenes Staatsgefeg aber, welches beftimmt, daß 
immer dasjelbe Verhältnis in der Zahl der Patrizier und 
der Menge beitehe, bezwect hauptfächlich eben das, daß den 
Patriziern das Recht und die Macht gewahrt bleibe, indem 
es nämlich verhindern will, daß ihrer zu menig feien, um 
die Menge regieren zu Tünnen. 


S 40. 


Übrigens müfjen die Richter vom Höchften Nat aus den 
Patriziern ſelbſt, d. b. (nach S 17 dieſes Kapitels) aus den 
Gejeßgebern felber, gewählt werden. Die von ihnen gefällten 
Urteilsſprüche, ſo in Zivil- wie in Kriminalfachen, werden 
rechtskräftig, wenn fie gemäß der Prozegordnung und ohne 
Parteilichkeit abgegeben worden find. Die Befugnis, diefes zu 
prüfen, darüber zu urteilen und dementjprechend zu ver— 
fügen, follen die Syndifer durch das Geſetz haben. 


8 41. 


Das Einkommen der Richter muß dasfelbe fein, das ich 
in $ 29 Kapitel VI angab. Sie follen für jeden Urteils- 
ſpruch in Zivilprozeſſen von dem, der den Prozeß verlor, 
einen gewiſſen Prozentſatz der ganzen Summe erhalten. In 
Kriminalprozeſſen ſoll dagegen der Unterſchied allein ſtatt— 
finden, daß die eingezogenen Güter und alle Strafgelder 
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wegen geringer Vergehen ihnen allein zugewieſen werben; 
jedoh unter der Bedingung, daß fie niemals jemand durch 
die Tortur zu irgendeinem Geſtändnis nötigen. 

Damit iſt dem hinlänglich vorgebeugt, daß ſie ungerecht 
gegen Leute aus dem Volk ſeien und die Patrizier aus 
Furcht begünſtigten. Denn außerdem daß ſolche Furcht ſchon 
durch Habſucht eingedämmt werden mag, die ſich unter dem 
ſchönen Namen Gerechtigkeit verkappt, kommt hinzu, daß 
ihre Zahl nicht gering und daß ſie ihre Stimmen nicht offen 
abgeben, ſondern mittels Steinchen, ſo daß ein wegen ſeines 
verlorenen Prozeſſes Geärgerter keinen beſtimmten Anhalt 
hat, dies einem einzelnen in die Schuhe zu ſchieben. Sodann 
wird auch die Scheu vor den Syndikern verhindern, daß ſie 
ein ungerechtes, oder wenigſtens ein allzu kraſſes Urteil 
fällen, und daß einer von ihnen eine Fälſchung begehe; und 
ohnehin wird unter ſo viel Richtern immer der oder jener 
ſein, den die Ungerechten fürchten. 

Was endlich die Leute aus dem Volk anbelangt, ſo werden 
ſie zur Genüge geſchützt ſein, wenn ſie an die Syndiker 
appellieren können, welche wie geſagt befugt ſind, die richter— 
lichen Erkenntniſſe zu prüfen, zu beurteilen und entſprechende 
Verfügungen zu erlaſſen. Denn es iſt ſicher, daß die Syn— 
diker den Haß vieler Patrizier nicht werden vermeiden können, 
dagegen ſtets um ſo beliebter beim Volk ſein und ſich um 
deſſen Beifall nach Kräften bemühen werden. Zu dem Ende 
werden ſie ſich Feine Gelegenheit entſchlüpfen laſſen, ungeſetz— 
liche richterliche Erkenntniſſe zu beanſtanden, jedem Richter 
aufzupaſſen und die ungerechten in Strafe zu nehmen; denn 
nichts macht auf die Gemüter der Menge tieferen Eindruck. 
Dem ſteht nicht entgegen, daß ſich ſolche Fälle doch nur 
ſelten ereignen können, im Gegenteil iſt dies äußerſt vor— 
teilhaft. Denn außerdem daß ein Staat ſchlecht beſchaffen 
iſt, worin täglich Verbrecher abgeſtraft werden, (wie im 
V. Kapitel 8 2 gezeigt ward,) jo muß etwas, was großes 
Aufſehen erregen fol, mur jehr felten vorkommen, 
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8 42. 


Diejenigen, die in die Städte oder Provinzen als Statt- 
halter gejchieft werden, müffen aus der Reihe der Sena— 
toren gewählt werden, weil es zum Amt der Senatoren 
gehört, für die Befeftigung der Städte, die Finanzen, Das 
Kriegsweien uſw. Sorge zu tragen. Weil aber die, melde 
in einigermaßen entfernte Gegenden geſchickt werden, dem 
Senat nicht anwohnen können, deshalb find dem Senat 
biezu nur diejenigen zu entnehmen, die für Städte ernannt 
werden, welche auf vaterländiihem Boden liegen. Die, 
welche in entferntere Orte geſchickt werden follen, find aus 
folden zu wählen, deren Altersftufe von derjenigen ber 
Senatoren nicht weit abliegt. 

Ich glaube aber, daß der Friede des gejamten Staates 
nicht genügend gefichert fein wird, wenn die Nachbarftädte 
der Umgebung vom Stimmrecht gänzlich ausgefchloffen 
würden; e8 wäre denn daß fie ſämtlich jo machtlos feien, 
daß fie mit unverhohlener Mifachtung behandelt werden 
fönnten, was doch aber undenkbar. Deshalb ift es notwen- 
dig, daß den umliegenden Nachbarftädten das Mitbeſtim— 
mungstecht verliehen werde und daß aus jeder zwanzig, 
dreißig oder vierzig gewählte Bürger (die Zahl muß fi) 
nah der Bevölferungsziffer richten) unter den Patriziern 
aufgenommen werden. Aus diejen find drei, vier oder fünf 
aljährlich in den Senat, und einer lebenslänglih als Syn- 
dikus zu wählen. Diejenigen nım, die im Senat find, 
werden zugleich nit dem Syndikus in die Stadt, aus der 
fie gewählt find, als Statthalter gejchict. 


8 49. 


Die Richter Übrigens, die in jeder Stadt eingefetst 
werden müſſen, find aus den Patriziern diefer Stadt zu 
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wählen. Hierüber ausführlicher zu merden ift wohl nicht 
nötig, weil es nicht zu den fpeziellen Grundlagen dieſer 
Negierungsform gehört. 


8 44, 


Die Sefretäre eines jeden Kollegiums und andere 
Beamten diefer Art find, weil fie fein Stimmrecht haben, 
aus dem Volk zu wählen. Weil diefelben aber durch Tang- 
zeitige Behandlung der Gejchäfte eine bedeutende Sachkennt- 
nis haben, fommt es oft vor, daß man ihrer Einficht mehr 
überläßt als fich gebührt und jo der Zuftand des ganzen 
Staates hauptfählih von ihrer Leitung abhängig ift; ein 
Umftand, der den Holländern verderblih ward, denn e8 
kann dies nicht ohne DVerdruß vieler Edlen gejchehen. Und 
es läßt jih ja auch gar nicht bezweifeln, daß ein Senat, 
der feine Staatsflugheit nicht von der Einficht der Sena- 
toren, ſondern der Angeftellten berleitet, fich hauptſächlich 
aus Untüchtigen rekrutiert; und daß der Zuftand eines 
folhen Staates nicht viel beſſer fein wird als der einer 
Monarchie, worin wenige Natgeber des Königs regieren; 
worüber Kapitel VI, 88 5, 6 und 7 nachzufehen. 

Indeſſen wird ein Staat, je nachdem er recht oder 
ichlecht eingerichtet ift, weniger oder mehr an dieſem Übel 
leiden. Denn die Freiheit eines Staats, deren Grundlagen 
nicht feft genug find, wird nie ohne Gefahr verteidigt. Um 
ſich nun diefer nicht auszufeßen, wählen die Patrizier ehr- 
geizige Leute aus dem Volk zu Beamten, damit diefe, wenn 
e8 zu einem Umfturz kommt, als Schlachtopfer den Frei— 
beitsmeuchlern preisgegeben werden, um ihren Zorn zu küh— 
ten.) Wo dagegen die Grundlagen der Freiheit hinlänglich 
feft find, da werden die Patrizier den Ruhm, die Freiheit zu 
ihügen, für fih in Anfpruch nehmen und danach trachten, 


*) Anfpielung auf Oldenbarnevelt und De Witt. (Meyer.) 
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daß die ftaatsfluge Yeitung der Dinge nur ihrer eigenen 
Einjicht zugejchrieben werde, 

Die beiden Gefichtspunfte habe ich beim Entwerfen der 
Grundlagen der in Nede ftehenden Staatsform hauptjächlich 
in Betracht gehabt, nämlich, daß die Maffe fomohl von den 
Beratungen als auch von den Abftimmungen ausgefchloffen 
jeien, (1. die SS 3 und 4 diefes Kapitels,) und daß fonad) 
die höchſte Staatsgewalt bei allen Patriziern, die Autorität 
aber bet den Syndifern und dem Senat, und endlih das 
Recht, den Senat einzuberufen und ihm die das Gemein- 
wohl betreffenden VBerhandlungsgegenftände worzulegen, bei 
den vom Senat jelbft gewählten Konfuln je. Wird nun 
auch noch die Beftimmung getroffen, daß der Sefretär des 
Senats oder anderer Kollegien auf vier oder böchftens fünf 
Jahre gewählt werde, und daß ibm ein zweiter Sefretär 
von gleicher Aıntsdauer zur Seite gegeben wird, der zwifchen- 
hinein einen Teil der Arbeit ausführt oder, falls im Senat” 
mehrere Sefretäre vorhanden find, die fich in die Geichäfte 
teilen, jo wird e8 nie vorkommen, daß die Macht der An— 
geftellten von großer Bedeutung werde, 


$ 45. 


x 


Die Finanzbeamten find gleichfalls aus dem Volk zu 
wählen, und fie follen gehalten fein, nicht bloß dein Senat, 
jondern auch den Syndikern Rechnung abzulegen. 


S 46, 


Was die Religion angeht habe ich ausführlich im 
„Theologiſch-Politiſchen Traktat“ entwickelt. Einiges aber 
habe ich dort übergangen, weil dort kein geeigneter Ort es 
zu behandeln war. Nämlich, daß alle Patrizier derſelben 
Religion, und zwar der einfachſten und allgemeinſten, wie 

9 
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ich fie in jenem Traktat beſchrieben, angehören müſſen. 
Dem es muß ganz befonders verhütet werden, daß die 
Patrizter jelber in Sekten gefpalten feien und die einen 
diefe, Die andern jene begünftigen; und ferner, daß fie, im 
Aberglauben befangen, darauf ausgeben, den Untertanen die 
Freiheit zu rauben, jagen zu dürfen was fie denken. 
Obgleich) nun aber jedem die Freiheit zu gewähren: ift, 
zu jagen was er denkt, find doch große Anfammlungen zu 
verhindern. Daher muß den Belennern anderer Neligionen 
zwar geftattet jein, jo viele Tempel zu errichten, als fie 
wollen, aber nur Heine, won beftimmten Umfang, aud) 
jolfen fte nicht zu nahe beieinander gelegen fein. Dagegen 
it c8 empfehlenswert, daß die Tempel der Yandesreligion 
groß und impofant jeien, und daß beim Hauptgottesdienft 
bloß Batrizier und Senatoren funktionieren dürfen. Daher 
jollen nur Batrizier taufen, Ehen einjegnen, die Hände auf- 
*fegen und überhaupt wie Wriefter als Vertreter und Aus- 
leger der Yandesreligion anerkannt werden. Zum Predigen 
aber und für die Verwaltung des Kirchenguts und der 
laufenden Geſchäfte jollen einige Perſonen aus dem Bolf 
vom Senat gewählt werden, als deffen Stellvertreter, dem 
fie deshalb in allen verantwortlich jeien. 


SAT. 

Das wäre es nun, was die Grundlagen dieſer Regie— 
vungsform betrifft. Dem will id) noch einiges von geringerer 
Tragweite, aber doch von erheblichem Wert beifügen; näm— 
lih, daß die Patrizier in eigener Kleidung oder Tracht 
ausgehen; daß fie mit einem befonderen Titel gegrüßt wer- 
den; daß jeder aus dem Volke ihnen den Vortritt lafje; und 
daß ein Patrizier, der fein Vermögen nachweislich durch ein 
unverſchuldetes Unglüc verlor, aus öffentlichen Mitteln wieder 
veftitiert werde. Ergibt fih aber hingegen, daß er e8 durch 
Uppigkeit, Großtuerei, im Spiel. oder mit Dirnen durch— 
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gebracht, oder daß er mehr Schulden hat, als er bezahlen 
fann, jo muß er von feinem Rang zurücktreten und aller 
Shren und Ämter unwürdig erflärt werden. Denn wer ſich 
felber und feine Privatangelegenheiten nicht regieren kann, 
der fann noch weit weniger für die öffentlichen Dinge jorgen. 


S 48, 


Diejenigen, die nach dem Geſetz einen Eid leiften müffen, 
werden weit mehr einen Meineid jcheuen, wenn fie beim 
Wohl des DVaterlands und der Freiheit und bei dem 
Höchſten Nat, als bei Gott fchwören müffen. Denn wer 
bei Gott ſchwört, fett ein privates Gut ein, deſſen Schätzung 
feine Sade ift; wer aber die Freiheit und das Wohl des 
Baterlands einfeßt, der ſchwört beim gemeinfanen Gut aller, 
dejfen Schäkung nicht feine Sache ift, und erklärt fich als 
Feind des Vaterlandes, falls er falſch ſchwört. 


8 49. 


Die auf Staatskoften gegründeten Akademien?) werden 
nicht jowohl zur Ausbildung der Geifter, als zu deren Ein- 
ſchränkung errichtet. In einem freien Staat hingegen werden 
Wiffenjchaften und Künfte am beften gedeihen, wenn jeden, 
ber ſich darum bewirbt, die Erlaubnis erteilt wird, üffent- 
lich zu lehren, und zwar auf eigene Koften und auf Riſiko 
jeines Rufes. 

Doch das und Ähnliches behalte ich mir für einen andern 
Ort vor. Hier wollte ich bloß behandeln, was lediglich eine 
ariftofratiiche Negierung betrifft. 


2 Die Akademie zu Leiden war hauptſächlich gegriindet worden, 
um Prediger des reformierten Glaubens heranzubilven. (Meyer.) 


— — — u 


9* 


132 Der poltitiihe Traktat. 


Neuntes Kapitel. 


Sl. 


Bis hierher haben wir dieſe Negierungsform betrachtet, 
jofern fie von einer einzigen Stadt, die das Haupt des 
ganzen Staates tft, den Namen bat. E8 ift mın Zeit, auch 
diejenige zu behandeln, die mehrere Städte umfaßt und 
die meines Erachtens vor jener den Borzug verdient. 

Um aber den beiderjeitigen Unterfchied und Vorzug zu 
erfennen, müffen wir die Grundlagen der erfteren durch- 
nehmen, was für diefe leßtere nicht paßt ausscheiden und 
anderes, worauf fie geftügt werden muß, an deſſen Stelle 
jegen. 

82, 

Die Städte. alfo, die ſich Des ſtädtiſchen Bürgerrechts 
erfreuen, müfjen derart gebaut und befeftigt jein, Daß zwar 
jede für: fi nicht ohne Die übrigen beſtehen kann, daß aber 
aud) anderfeits feine von den übrigen abfallen kann ohne großen 
Nachteil für den ganzen Staat. Nur auf diefe Weife werden 
fie auf die Dauer vereinigt bleiben. Diejenigen aber, welche 
derart befchaffen find, daß fie weder ſich jelbit erhalten, noch 
den übrigen Furcht einflößgen können, ftehen offenbar nicht 
unter ihrem eigenen, jondern unbedingt unter dem Recht 
der übrigen. 


83. 


Was in den 88 9 und 10 des vorigen Kapitels gezeigt 
wurde, wird aus der allgemeimen Natur einer ariitofratijchen 
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Kegierung abgeleitet, wie Das Berbältnis der Zahl der 
Patrizier zur Zahl des Volfes, und ihr Alter, und Die jonfti- 
gen Vorſchriften bei der Wahl der Patrizier; jo daß hierin 
fein Unterſchied obwaltet, ob eine Stadt oder mehrere die 
Regierung innehaben. | 
Beim Höchften Nat aber verhält fih die Sache anders. 
Denn würde eine Stadt für diefen zum Berjammlungsort 
beftimmt, jo würde fie tatfächlih die Hauptitadt fein. Es 
müßte alfo entweder regelmäßige Abwechſlung ftattfinden, 
oder aber diefem Kollegium ein Ort angewieſen werden, ber 
nicht das ſtädtiſche Bürgerecht befitst*) und der zu allen in 
gleihem Berhältnis ſteht. 
Doch das eine twie das andere iſt leichter gejagt als 
getan, nämlich daß jo viel tauſend Menſchen häufig ſich 
außerhalb der Städte begeben, oder bald da bald dort 
zuſammen fommen jollen. 


Ss 4, 


Um aber das, was hierin geſchehen müſſe und auf welche 
Weiſe die Kollegien eines ſolchen Staats zu geftalten ſeien, 
aus defien Natur und Beichaffenheit folgern zu können, iſt 
folgendes zu bedenken: nämlich daß jede Stadt um fo viel 
mehr an Recht befitt als der Privatmann, um wie viel 
mehr jie vermag als der Privatmann, (nad) 8 4, Kapitel 2, 
ınd Daß folglih auch jede Stadt eines jolchen Staates 
(ſ. $ 2 diejes Kapitels) jo viel Recht innerhalb ihrer Manern 
oder der Grenzpfähle ihrer Gerichtsbarkeit hat, als fie Macht 
bat. Ferner, daß alle Städte nicht als Verbündete, jondern 
als Beitandteile eines Staates miteinander vereinigt find; 
doch jo, daß jede Stadt um fo mehr Recht auf die Regierung 


*), Gravenhage war zuzeiten der Nepublid niemals als Stadt an- 
erfannt. (Meyer.) 
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bat, je überlegener fie den übrigen an Macht ift. Denn 
wer unter Ungleichen Gleichheit fucht, ſucht Widerſinniges. 
Zwar die Bürger werden gebührenderweife als Gleiche 
geihäßt, weil die Macht der einzelnen im Vergleich mit der 
Macht des ganzen Staats von geringer Bedeutung ift. Die 
Macht einzelner Städte aber macht einen beträchtlichen Teil 
von der Macht des ganzen Staates aus, und einen um fo 
größeren, je größer die betreffende Stadt if. Es fünnen 
deshalb nicht alle Städte für gleiche gehalten werden; viel— 
mehr wie die Macht, fo muß auch das Recht einer jeden 
nad ihrer Größe tariert werden. Das Band aber, daß fie 
aneinander fetten muß, damit fie Einen Staat bilden, find 
vor allem (nach 8 1, Kapitel IV) der Senat und der Ge- 
richtshof. 

Wie ſie aber durch dieſes Band ſo zu vereinigen ſind, 
daß gleichwohl eine jede von ihnen ihr ſelbſtändiges Recht 
möglichſt behält, will ich hier in Kürze zeigen. 


8:5. 

Ich denke mir nämlich, daß die Patrizier jeder Stadt 
— je nad) der Größe der Stadt (nad $ 3 diejes Kapitels) 
mehr oder weniger — das höchfte Necht über ihre Stadt 
haben, und daß fie in dem Kollegium, welches in jener Stadt 
das höchſte ift, die höchſte Macht haben in bezug auf 
Befeftigung der Stadt, Erweiterung ihrer Mauern, Oteuer- 
auflagen, Gejeggebung und Abſchaffung von Gejegen, über 
haupt in allen Maßnahmen, die fie zur Erhaltung und zum 
Wachstum ihrer Stadt für erforderlich halten. 


Zur Behandlung der allgemeinen Staatsgeihäfte aber 
muß ein Senat gewählt werden nad ben um borigen 
Kapitel angegebenen Beftimmungen; jo daß dieſer Senat 
von jenem ſich bloß dadurch unterſcheidet, daß dieſer auch 
die Autorität beſitzt, etwaige Streitfragen zu entſcheiden, 
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die zwifchen Städten ausbrechen. Denn dies kann in dieſem 
Staat, worin es keine Hauptſtadt gibt, nicht wie in jenem 
vom Höchſten Nat geſchehen (ſ. $ 38 vorigen Kapitels). 


Ss 6. 

Übrigens ift in diefem Staat der Höchſte Rat nur ein- 
zuberufen, mern Dies nötig ift, um den Senat zu refor- 
mieren, oder in irgend einer fchwierigen Angelegenheit, zu 
deren Durchführung die Senatoren fih nicht gemwachjen 
glauben. Daher wird es ſehr felten gejchehen, daß alle 
PBatrizier zur Natsverfanumlung berufen werden. Denn als 
die wichtigfte Aufgabe des Höchften Nats bezeichnete ich 
($ 17 des vorigen Kapitels) die Geſetzgebung und Abjchaf- 
fung von Gefegen und fodann die Wahl der Staat3- 
beamten. Die Gejege jedoch, oder die allgemeinen Staats— 
rechte, follen, einmal feitgelegt, nicht geändert werden. 

Wenn aber Zeit und Umftände eine neue gejetliche 
Beltimmung oder die Abänderung einer beftehenden erheifchen, 
jo kann die Frage zuerft im Senat verhandelt werden. Sit 
darüber im Senat ein Einvernehmen erzielt, jo jollen won 
Senat Abgeordnete in die Städte gefendet werden, um die 
Patrizier jeder Stadt über die Meinung des Senats zu 
unterrichten. Gebt die Mehrheit der Städte mit dem Senat 
einig, jo iſt deffen Anficht gültig, andernfalls ift fie ver- 
worfen. Eben diejes Berfahren kann bei der Wahl der 
Feldherrn und der auswärtigen Gejandten, ſowie bei der 
Ausfertigung von Kriegserflärungen und der Ratifizierung 
von Friedensbedingungen angewendet werden. 

Jedoch bei der Wahl der übrigen Staatsdiener muß — 
da (wie in $ 4 diejes Kapitels gezeigt) jede Stadt möglichit 
ihrem eigenen Recht unterftellt bleiben und im Staat um 
jo viel mehr an Recht beiten fol, als fie an Macht den 
andern überlegen ift — folgende Ordnung notwendig 
beobachtet werden. Die Senatoren werden von den Patriziern 
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jeder einzelnen Stadt gewählt, indem die Patrizier jeder 
Stadt in ihrer Verſammlung, aus ihren Kollegen vderjelben 
Stadt, eine beftimmte Zahl von Senatoren wählen, die fich 
zur Zahl diejer Patrizier verhält (ſ. $ 30 des vorigen 
Kapitels) wie 1 zu 12. Zugleich beftimmen fie, welche der 
erften, zweiten, dritten ujw. Sektion angehören follen. Ebenfo 
wählen die Patrizier der übrigen Städte, entiprechend ihrer 
Zahl, mehr oder weniger Senatoren und gruppieren jie in 
Sektionen, entiprehend der Zahl von Seftionen, in welche 
nah meiner Angabe (f. 8 34 des vorigen Kapitels) der 
Senat ſich gruppiert. Auf dieſe Weife werden in jeder 
Sektion der Senatoren jo viele von jeder Stadt vorhanden 
fein, als der Größe derjelben entſpricht. 

Die Präfidenten und Bizepräfidenten, deren Zahl geringer 
it als die Zahl der Städte, werden vom Senat aus den 
erwählten Konjuln duch das Los gewählt. 

Bei der Wahl der höchſten Nichter im Staate ift das— 
jelbe Berfahren einzuhalten, inden die Patrizier jeder Stadt, 
ihrer Zahl entiprehend, aus ihren Kollegen mebr over 
weniger Richter wählen. 

Auf diefe Weife wird jede Stadt bei der Wahl ihrer 
Beamten möglichft ihr eigenes Necht geltend machen, und 
jede wird im Senat wie im Gerichtshof über fo viel Recht 
verfügen als ihrer Macht entjpricht; vorausgeſetzt nämlich, 
daß die Gejhäftsordnung im Senat wie im Gerichtshof bei 
der Beihlußfaffung über Staatsangelegenheiten und der 
Entſcheidung von Streitfragen genau jo ift, mie fie in den 
SS 33 und 34 des vorigen Kapitels beichrieben. 


SR 


Die Generale und Kriegsoberften find ebenfalls aus den 
Batriziern zu wählen. Denn weil es billig it, daß jede 
Stadt eine beftimmte Zahl von Kriegern im Verhältnis zu 
ihrer Größe zur Sicherung des Geſamtſtaats zu jtelfen bat, 


Der politifhe Traktat. 151 


fo ift es auch billig, daß aus den Batriziern jeder Stadt 
im Verhältnis zur Zahl der Negimenter, bie jie zu unter 
halten hat, fo viel Oberfte, Generale, Fähntiche uſw. gewählt 
werden dürfen, als zur Leitung des Teils der Armee, den 
ſie dem Staate zur Verfügung ſtellt, erforderlich iſt. 


S 8. 


Steuern dürfen den Untertanen von Senat nicht aufs 
erlegt werden. Um die Koften der öffentlichen Geſchäfte 
aufzubringen, welche die Vollziehung der Senatsbeſchlüſſe 
erfordert, ſind nicht die Untertanen, ſondern die Städte 
ſelbſt vom Senat einzuſchätzen, ſo daß jede Stadt nach Maß— 
gabe ihrer Größe einen größeren oder geringen Teil zu den 
öffentlichen Koſten beitragen muß; den dann die Patrizier 
jeder Stadt von ihren Einwohnern auf beliebigem Wege 
erheben mögen, entweder durch Schatzung, oder was weit 
angemeſſener iſt, durch Gefälle. 


5). 


Obgleich nicht alle Städte eines foldhen Staates See— 
ftädte find und die Senatoren nicht aus bloßen Seeftädten 
ernannt werden, jo fünnen ihnen doch die im vorigen Kapitel 
$ 31 erwähnten Bezüge ausgefettt werden. Zu dieſem Behufe 
werden je nach der Staatsverfaffung Mittel erdacht werden 
können, wodurch die Städte enger miteinander verbunden 
werden. Im übrigen findet das, was ich bezüglich des 
Senats, des Gerichts und überhaupt des gefamten Staates 
angeführt habe, auch bier Anmendung. So ſehen wir, daß 
in einem Staate, deſſen Regierung mehrere Städte inne- 
haben, der Höchite Nat nicht regelmäßig zu beſtimmten 
Zeiten und an einem beftimmten Ort einberufen zu werden 
braucht. Dem Senat und dem Gerichtshof aber ift in 
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einem Darf”) oder einer Stadt ein Ort zu beſtimmen, ber 
fein Stimmrecht bat. 

f Nun wende ich mich wieder zu dem, was die einzelnen 
Stüdte betrifft. 


8 10. 


Das Berfahren des oberſten ftädtifchen Nats bei der 
Wahl der ftädtifchen und Staatsbeamten und in den Ver— 
bandlungen muß das gleiche fein, das in den SS 27 und 
36 des vorigen Kapitels angegeben, da hierin auch die Ber- 
bältniffe die gleichen find. Diefem muß das Kollegium der 
Syndifer untergeordnet fein, das fich zum ftädtifchen Nat 
verhält, wie das Kollegium der Syndiker im vorigen Kapitel 
zum Höchften Nat des Gejamtftaats, und deſſen amtlicher 
Wirkungskreis innerhalb der Grenzpfähle der Stadt gleich- 
falls derjelbe ift, wie es auch diejelbe Bejoldung bezieht. 
MWenn nun eine Stadt und demzufolge die Zahl der Patri— 
zier jo Hein wäre, daß fie nicht mehr als einen oder zwei 
Syndifer beftellen könnte, die fein Kollegium bilden können, 
jo müffen den Syndifern bei den Unterfuhungen je nad) 
dem Fall Richter aus dem oberſten ftädtifchen Nat beigegeben, 
oder der Fall vor das oberfte Syndifats-Kollegium gebracht 
werden. Denn von jeder Stadt müffen auch einige von den 
Syndifern dahin, wo der Senat feinen Sig bat, gejendet 
werden, die darüber zu wachen haben, daß die Nechte des 
Geſamtſtaats unverletzt eingehalten werden, und die im 
Senat Sit, aber feine Stimme haben. 


s 11. 


Die Konfuln der Städte werden ebenfalls von den Patri- 
siern ihrer Stadt gewählt und bilden gleichjam den Senat 


*) Wie damals Gravenhage. (Meyer.) 
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der betreffenden Stadt. Ihre Anzahl Tann ich) aber nicht 
beftimmen und ich halte e8 auch für unnötig, da ja Die 
ftädtifchen Angelegenheiten won ſchwerwiegender Bebeutung 
vom oberften ftädtifchen Nat, und die, welche den ganzen 
Staat angehen, vom großen Senat erledigt werden. Iſt 
übrigens ihre Zahl gering, ſo wird es nötig ſein, daß ſie 
offen abſtimmen, nicht mittels Steinchen wie in den großen 
Kollegien. Denn bei geheimer Abſtimmung kann in kleinen 
Kollegien ein etwas pfiffiger Patron leicht merken, wie 
jeder abgeſtimmt hat und die Unvorſichtigen auf allerlei Weiſe 
ausſpionieren. 


In jeder Stadt müſſen überdies von ihrem oberſten 
Rat Richter beſtellt werden; über deren Urteilsſprüche darf 
aber an den oberſten Staatsgerichtshof appelliert werden, 
ausgenommen wenn der Angeklagte bei offener Tat betroffen 
oder als Schuldner geſtändig war. Doch das bedarf keiner 
weiteren Auseinanderſetzung. 


— 


Es erübrigt nun noch, von den Städten zu reden, die 
über kein eigenes Recht verfügen. Falls ſie in einer Pro— 
vinz des Staates liegen oder in einer ihm gehörigen Gegend, 
und ihre Einwohrer zu derjelben Nation gehören und Die= 
jelbe Sprache reden, müſſen fie notwendig ebenjo wie die 
Dörfer als Teile der benachbarten Städte behandelt werden, 
jo daß jede von ihnen dem Regiment diefer oder jener 
Stadt, die über eigenes Necht verfügt, ınterftellt jein muß. 
Der Grund hievon ift, weil die Patrizier nicht vom höchſten 
Staatsrat, fondern vom oberften ftädtifchen Nat gewählt 
find, deſſen Mitgliederzahl in jeder Stadt je nach der Ziffer 
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ihrer Einwohner innerhalb ihrer Grenzpfähle größer oder 
Heiner ift (mad) S 5 dieſes Kapitels). Daher muß die 
Bevölkerung einer Stadt, die fein felbftändiges Necht befitt, 
beim Zenfus der Bevölferung einer andern, die ein felb- 
ſtändiges Recht befit, einbezogen werden und zu ihrer Ber- 
waltung im Abhängigfeitsperhälnis ftehen. Dagegen die 
durch Kriegsrecht eroberten Städte, oder die, welche fich dem 
Staat angejhloffen haben, müfjen wie Bundesgenoffen des 
Staates angefehen und durch mohlwollende Behandlung 
gewonnen und anhänglich gemacht werden; oder es müfjen 
Koloniften mit felbftändigem Recht dorthin verpflanzt, die 
Bevölkerung aber anderswohin verſetzt oder gänzlich ver- 
tilgt werden, 


$ 14. 


Das wäre alfo, was die Örundlagen eines folchen Staates 
anbelangt. Daß aber feine Berbältniffe Geffere ſeien als 
eines andern, der den Namen von einer Stadt allein führt, 
ichließe ich daraus, daß die Patrizier eines jeglichen Staates 
nach Menfchenart von der Begierde werden geftachelt werden, 
ihre Rechte ſowohl in der Stadt al8 aud im Senat feſt— 
zubalten und womöglich zu erweitern. Daher werden ſie 
nach Kräften beftrebt fein, die Bewölferung an fich zur ziehen 
und folglich ihre Regierung mehr durch Güte als durch 
Schreden zu betätigen und ihre Zahl zu vermehren; meil 
fie ja defto mehr Senatoren aus ihrem Kollegium wählen, 
je größer ihre Zahl ift, (nah 8 6 diefes Kapitels,) und 
damit auch (nad) demfelben $) defto mehr Recht im Staate 
innehaben. 

Dem ſteht nicht entgegen, daß die einzelnen Städte, 
indem jede für ſich ſorgt und nach den übrigen ſcheel ſieht, 
oft miteinander in Zwietracht geraten und mit Zwiſtig— 
keiten die Zeit vergeuden. Denn wenn es auch heißt: 
„Derweil die Römer beratſchlagen, geht Sagunt ver— 
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feren“,*) fo ift Doch anderfeits wieder wahr, daß, wenn 
wenige Berjonen alles nach ihren Regungen entſcheiden, die 
Freiheit und das allgemeine Beſte verloren geht. Die menſch— 
lichen Köpfe ſind zu beſchränkt, um alles ſofort zu durch⸗ 
ſchauen, aber durch Beraten, Hören und Austauſch der 
Meinung werden die Geiſter geſchärft, und indem ſie nach 
allerlei Hilfsmitteln umhertaſten, finden ſie endlich was ſie 
ſuchen und allen einleuchtet und woran vorher niemand 
gedacht hatte; wovon Holland viele Beiſpiele aufweiſt. 

Wollte jemand dem entgegenhalten, daß der holländiſche 
Staat ſich nicht lange ohne einen Grafen oder Statthalter 
gehalten habe, ſo diene ihm zur Antwort, daß die Holländer 
zur Erhaltung ihrer Freiheit es für hinreichend erachtet haben, 
den Grafen zu beſeitigen und dem Staatskörper das Haupt 
abzuſchlagen. Sie gedachten jedoch gar nicht, wieder ein ſolches 
einzufegen, fondern Liegen alle Glieder in der ehemaligen 
Berfafjung, fo daß die Graffchaft Holland ohne Grafen tie 
ein Rumpf ohne Kopf, und die Regierung ohne Namen blieb. 
Es ift daher feineswegs verwunderlich, daß viele Untertanen 
nicht wußten, wer eigentlic) die Inhaber der höchſten Staats— 
gemalt jeien. Aber auch hievon abgefehen, jo waren doch 
die wirklichen Inhaber der Regierung viel zu wenig, als daß 
fie das Volk regieren und ihre mächtigen Gegner nieder- 
halten fonnten. Daher kam es, daß dieje ftraflos ihre Minen 
wider fie legen und fie fchließlich ftürzen fonnten. Der 
ſchnelle Untergang diefer Republik ift alfo nicht darauf zurück— 
zuführen, daß die Zeit mit fruchtlofen Beratungen vergeudet 
ward, jondern weil die Staatsform verkümmert und die Zahl 
der Negierenden zu gering gewejen ift. 


$ 15. 
Außerdem verdient diefe ariftofratijche Negierung, welche 
mebrere Städte umfaßt, den Vorzug auch deshalb vor der 


?) Ein dem Cato zugejchriebener, auf den zweiten Bunijchen Krieg 
bezüglicher Spruch: „Roma deliberante, Saguntum perit“, 
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andern, weil bei ihr nicht, wie bei jener, Vorſichtsmaßregeln 
nötig find, daß nicht einmal der ganze Höchſte Rat durch einen 
plöglichen Überfall geftürzt werde,*) da ja (nach $ 9 biejes 
Kapitels) Zeit und Ort zu deffen Einberufung nicht feit- 
gejett wird. Ohnehin find in diefem Staat mächtige Bürger 
weniger zu fürchten. Denn wo mehrere Städte jich der 
Sreiheit erfreuen, kann dem, der fih den Weg zur Allein- 
herrſchaft bahnen will, nicht genügen, eine einzige Stadt zu 
unterwerfen, um auch über die übrigen zu herren. 

Endlich find in einem ſolchen Staat die weiteſten Kreiſe 
der Freiheit teilhaftig. Denn wo nur eine einzige Stadt 
herrſcht, wird für das Wohl der übrigen nur injofern gejorgt, 
jofern e8 der regierenden Stadt paßt. 


*) Anjpielung auf den Angriff Wilhelms IL. auf Amjterdant. 
(Deyer.) 


— — — — 


{5} 
Der politifıbe Traftat. 145 


Hehntes Kapitel. 


Seh, 


Nachdem die Grundlagen einer ariftofratifchen Regierung 
in beiderlei Formen entwidelt und erläutert find, erübrigt 
noch, zu unterfuchen, ob fie durch irgendeinen fehlerhaften 
Umftand ſich auflöfen, oder in eine andere Form verwan— 
deln könne. 

Die Haupturfache, weshalb fi) Negierungen folder Art 
auflöſen, ift die, die der [harffinnige Florentiner*) in feinem 
Kommentar zu Livius I, 3. Buch, angibt, nämlich: „In 
einen Staat fammelt fich, wie im menfchlichen Körper, täg- 
lih etwas an, was von Zeit zu Zeit eine Kur nötig macht“. 
Daher ſei es nötig, fagt er, daß bisweilen ein Ereignis 
eintrete, wodurch der Staat wieder auf fein Prinzip zurüd- 
geführt wird, dem er von Haus aus feinen Beſtand ver- 
dankt. Tritt ein ſolches nicht rechtzeitig ein, jo wachen die 
Schäden derart, daß fie nur mit dem Staat jelber befeitigt 
werden fünnen. Ein folches Ereignis, fährt er fort, kann 
jowohl zufällig eintreten, als auch planmäßig, durch die 
Klugheit der Gejeße, oder eines Mannes von ausgezeichneter 
Tatkraft. 

Es iſt das zweifellos von hoher Wichtigkeit, ſo daß ein 
Staat, worin gegen dieſes Übel feine Vorſichtsmaßnahmen 
getroffen find, nicht dank feiner Vortrefflichfeit Beſtand bat, 
jondern allein duch Glüd. Wo hingegen wider diefes Übel 
ein geeignetes Gegenmittel angewendet worden ift, kann der 








*), Mackhiavelli. 
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Staat nicht durch fein Gebrechen, fondern bloß durch ein 
unabwendbares Schickſal zugrunde gehen, wie ich bald deut 
licher auseinanderjfegen werde. 

Als nächſtes Gegenmittel wider diefes Übel enıpfahl ſich, 
alle fünf Jahre einen oberſten Diktator auf ein oder zwei 
Monate zu wählen, mit dem Rechte, die Handlungen der 
Senatoren und ſämtlicher Beamten zu prüfen, ſein Urteil 
darüber abzugeben und entprechende Verfügungen zu treffen, 
und damit den Staat auf ſein Prinzip zurückzuführen. 

Wer aber die Schäden im Staate beſeitigen will, muß 
Gegenmittel anwenden, die mit der Natur des Staates im 
Einklang ſtehen und von deſſen Grundlagen abgeleitet werden 
können, andernfalls wird er von der Charybdis in die 
Scylla geraten. 

Wohl iſt es wahr, daß alle, Regierende wie Regierte, 
durch die Furcht vor Strafen oder Nachteil abgehalten wer— 
den müſſen, gefahrlos oder noch zu ihrem Vorteil die Geſetze 
zu üibertreten; aber auch das fteht feit, daß, wenn die guten 
Menfchen ebenfo wie die ſchlechten in Furcht leben müßten, 
der Staat notwendig in höchſter Gefahr ſchweben würde, 
Da nun die diktatoriihe Macht eine unbeichränfte iſt, fo ilt 
es unausbleiblih, daß ſie allen Furcht einflößt, namentlich 
wenn, wie verlangt wird, der Diktator regelmäßig zu einer 
beftimmtten Zeit ernannt wird, weil dann jeder Ehrfüchtige 
mit allem Eifer nach diefem Poſten geizt. Und es tft ficher, 
daß in Friedenszeiten nicht jowohl Tüchtigkeit als Neich- 
tum den Ausichlag gibt, jo daß die Aufgeblajenften am 
ehejten die höchſten Stellen ergattern. 

Bielleiht war das der Grund, weshalb die Römer die 
Gewohnheit hatten, nicht regelmäßig von Zeit zu Zeit, 
fondern immer erſt wenn zufällig die Not dazu zwang, 
einen Diktator aufzuftellen. Gleichwohl‘ aber war der Auf 
nach einem Diktator, um mit Cicero zu veden, den guten 
Bürgern zuwider. Und in der Tat, da ja diefe diktatoriſche 
Gewalt die eines abjohıten Königs, ift große Gefahr damit 


Der politifhe Traftat. 145 


verbunden, daß fie bisweilen Die Republik in eine Monarchie 
ummandelt, wenn auch nur auf Zeit, jet es fogar nur auf 
furze Zeit. Hiezu fommt, daß, wenn für die Wahl eines 
Diktators Feine beftimmte Zeit feftgefett ift, Feine Richtſchnur 
gegeben ift für die Zwifchenzeit zwiſchen dem einen und dem 
andern, worauf wie gejagt ſehr viel ankommt, und daß die 
Sache fo ſchwankend ift, daß fie leicht gänzlich vernach⸗ 
läſſigt wird. 

Wenn alſo dieſe diktatoriſche Gewalt keine bleibende und 
feſte Einrichtung iſt, die unter Wahrung ber Staatsform 
einem einzelnen nicht übertragen werden kann, ſo wird ſie 
ſelbſt und damit das Wohl und die Erhaltung der Republik 
höchſt unſicher ſein. 


Bin 


Dagegen läßt fich keineswegs bezweifeln, (nad $ 3 des 
VI. Kapitels,) daß, wenn unbejchadet der Staatsform das » 
Schwert des Diktators andauernd geſchwungen jein Fönnte 
und nur die fchlechten e8 zu fürchten hätten, die Schäden 
ſich nicht derartig auszumachfen vermöchten, daß fie nicht 
befeitigt oder gebefjert werden fünnten. 

Um nun allen diefen Anforderungen zu genügen, fagte 
ih, das Kollegium der Syndiler müſſe dem Höchften Nat 
untergeorbnet fein, damit nämlich jenes diftatoriiche Schwert 
ununterbrochen nicht in der Hand einer natürlichen, jondern 
einer juriftiihen Perſon fei, die jo viele Mitglieder zählt, 
daß ſie ſich nicht miteinander zur Teilung der Herrichaft 
(nad) den SS 1 und 2 des VIII. Kapitels), oder zu irgend» 
einem Verbrechen, verftändigen können. Wozu noch fommt, 
daß fie von der Übernahme der übrigen Staatsämter fern 
gehalten werden, daß fie der Miliz feinen Sold bezahlen, 
und daß fte endlich in einem Alter fteben, wo man das 
Be und Sichere dem Neuen und Gefabrvollen vor- 
zieht. 

10 
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Daher droht dem Staat von ihnen feine Gefahr, und 
fie Tönnen folglich auch nicht den Guten, fondern bloß den 
Schlechten fürchterlich erfeheinen und tatjächlich auch fein. 
Denn mie fie zu ſchwach find, um ſelbſt Verbrechen zu ver- 
üben, find fte zur Bändigung der Schlechtigfeit um fo kräf— 
tiger. Denn außerdem daß fie „ven Anfängen wiberftehen” *) 
können, (weil das Kollegium ein immerwährendes,) ift auch 
ihre Zahl groß genug, um ohne Furcht vor Anfeindung 
wagen zu können, diefen und jenen Reichen anzuffagen und 
zu verurteilen, zumal fie mittel8 Steinen abftimmen und 
das Urteil im Namen des ganzen Kollegiums gefprochen 
wird. 


83. 


In Rom jedoch war auch das Amt der Volkstribunen 
ein immerwährendes, aber der Aufgabe, die Macht eines 
Seipio zu brechen, waren fie nicht gewachſen. Außerdem 
mußten ſie ihre Beichlüffe zum Wohl des Staates dem 
Senat vorlegen, der ihnen auch oft den Streich ſpielte, daß 
er den Plebs beeinflußte, feine Gunft dem zuzumenden, den 
fte, die Senatoren, am menigften fürchteten. Dazu fommt, 
daß die Autorität der Tribunen bei den Patriziern nur in ber 
Gunſt des Plebs ihren Rückhalt hatte, aber jo oft fie den 
Plebs zufammen beriefen, dies mehr den Schein eines Auf— 
ftandes als einer Verfammlung hatte. Derartige Mißſtände 
finden natürlich bei einer Negierung, wie fie in den beiden 
vorigen Kapiteln bejchrieben wurde, feinen Boden. 


84. 


Indeſſen wird dieſe Autorität der Syndiker nur das 
leiſten können, daß die Regierungsform erhalten bleibt, und ſo 


*) Nach dem Ovidſchen „Principiis obsta!“ 
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verhindert wird, daß die Geſetze gebrochen werden und jemand 
mit Erfolg Schlechtes verüben kann. Hingegen wird fie nicht 
verhüten können, daß ſich Lafter einjchleichen, denen mit 
Gefegen nicht begegnet werden kann, mie etwa jene, zu 
welchen der Müßiggang verleitet, und die nicht felten das 
Berderben eines Staates zur Folge haben. Denn die Men— 
ichen, im Frieden aller Furcht ledig, werden allmählich aus 
wilden Barbaren gefittete und humane Wefen, dann aber 
auch verweichlicht und fchlaff, und fuchen duch Prunk und 
{ippigfeit einander zu überbieten ftatt durch Tugend. So 
beginnt man die heimifchen Sitten zu verfhmähen und 
fremde anzunehmen, und das heißt, fich den Fremden unter- 
werfen. 


85 


Zur Verhütung dieſer Übel hat man es oft mit Geſetzen 
wider den Luxus verſucht; jedoch vergebens. Denn alle 
Geſetze, die ohne Nachteil anderer verlegt werden können, 
werden nicht ernft genommen; und weit entfernt, die Begier- 
den und Yüfte der Menfchen zu zügeln, jpornen fie dieſelben 
eher; denn „Nah dem DBerbotenen ftreben wir ftet8 und 
begehren Verſagtes“*). Auch fehlt es Menfchen, die Zeit 
genug haben, nie an Finten, Geſetze zu umgehen, welche 
Dinge betreffen, die man nicht überhaupt verbieten fann, 
wie: Gelage, Spiele, Putz und ähnliches, wobei nur das 
Übermaß jhädlich, das nach den Vermögensumftänden eines 
jeden beurteilt werden muß, fo daß bier fein allgemeines 
Geſetz aufgeftellt werden fann. 


$ 6. 


SH gelange daher zur Schlußfolgerung, daß jene in 
Nede ftehenden allgemeinen Lafter des Friedens nicht 


*) „Nitimur in vetitum semper, cupimusque negata“, Ovid. 
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unmittelbar, jondern mittelbar verhindert werden müſſen, 
nämlich dadurch daß dem Staat Grundlagen gegeben wer— 
den, welche bewirken, daß die meiſten zwar nicht ſich beſtreben, 
weiſe zu leben, (denn das kann gar nicht erreicht werden,) 
aber von ſolchen Affekten ſich leiten laſſen, aus welchen dem 
Gemeinweſen großer Vorteil erwächſt. Deshalb muß baupt- 
ſächlich dahin geftrebt werden, daß die Neichen, wenn nicht 
Iparfam, jo doch auf Vermehrung ihres Bermögens erpicht 
jeien. Denn es ift fein Zmeifel, daß, wenn jih zu dieſem 
Affekt der Habfucht, der das Gefamtleben beherrfeht umd 
dauernd ift, auch die Ehrbegierde gefellt, die meiften ihr 
höchſtes Streben darauf richten, ihr Vermögen auf nicht 
Ihimpflihe Weife zu vermehren, um fo Ehrenftellen zu 
erlangen, ohne fich der größten Schande auszufegen. 


gT. 


Erwägen wir die in den beiden vorigen Kapiteln erör- 
terten Grundlagen der beiden Formen einer Ariftofratie, fo 
werden wir im vorftehenden richtige Folgerungen erbliden. Die 
Zahl der Regierenden ift in beiden fo groß, daß der Mehrzahl 
der Reihen der Weg zur Negierung und zur Erlangung der 
faatlihen Würden offen fteht. Wird num außerdem (wie 
ih in 847, Kapitel VILI jagte) beftimmt, daß die Patrizier, 
die mehr Schulden haben als fie bezahlen fünnen, vom 
Stand der Patrizier ausgeftoßen, und diejenigen, die ihr 
Bermögen duch Unglüd verloren, wieder reftituiert werden, 
jo werden zweifelsohne alle nach Kräften auf Erhaltung ihres 
Bermögens bedacht fein. Außerdem werden jte nicht wohl 
nach freinder Lebensweiſe lüftern fein und die heimijche ver- 
achten, wenn den PBatriziern und den Bewerbern um Amter 
gejetlich eine befondere Tracht worgefchrieben wird; ſ. hier- 
über 88 25 und 47, Kapitel VIIL 

Noch allerlei anderes kann in jedem Staat erjonnen 
werden, was für die Natur des Yandes und den Charakter 
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des Volkes paffend ift und hauptfächlich bezwedt, daß die 
Untertanen mehr aus freiem Antrieb, als unter dem Zwang 
der Geſetze ihre Pflicht erfüllen. 


S 8. 


Denn ein Staat, der lediglich darauf abzielt, daß die 
Menſchen fich durch Furcht Ienfen laffen, wird eher frei von 
Fehlern fein als Vorzüge haben. Die Menfchen aber müfjen 
fo geleitet werden, daß es ihnen ſcheint, fie würden nicht 
von jemand anders geleitet, jondern lebten nach ihrer eigenen 
Einſicht und ihren freien Entjhlüffen, und daß fie aljo nur 
von der Liebe zur Freiheit, dem Streben nach Bermehrung 
ihrer Güter und der Hoffnung auf ftaatliche Ehrentellen in 
- Schranken gehalten werden. f 

Im übrigen find Bildfäulen, Triumphzüge und andere 
Anreizmittel zur Tugend eher Zeichen der Knechtſchaft als 
der Freiheit. Denn nur Knechten, nicht Freien, werden Be- 
lohnungen ihrer Taten ausgejegt. Ich gebe zwar zu, daß 
ſolche Neizmittel die Menjchen lebhaft anftacheln. Allein 
während man fie anfänglihd großen Männern zufpricht, 
gewährt man fie mit der Zeit, unter der Einwirkung des 
Neides, auch aufgeblafenen Reichen ohne alles DVerdienft, 
zum großen Berdruß aller Guten. Sodann fühlen fich die— 
jenigen gefränft, die auf die Triumpbzüge und Standbilder 
ihrer Vorfahren pochen, wenn fie den übrigen nicht vor— 
gezogen werden. Endlih, um von anderem zu jchmweigen, 
ift das gewiß, daß die Gleichheit, mit deren Berluft auch 
die allgemeine Freiheit notwendig untergeht, auf feine Weife 
erhalten werden kann, jobald einem an Tugend hervor- 
tagenden Mann durch ein Geſetz befondere Ehren zuerfannt 
werden. 
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89. 


Nach diefen Darlegungen wollen wir nun fehen, ob 
Staaten diefer Art durch eigene Verſchuldung zugrunde 
gerichtet werden können. 

Wenn irgendein Staat von unbegrenzter Dauer fein 
fann, jo kann e8 nur ein foldher fein, deffen Rechte, fofern 
fie von Haus aus die richtigen waren, unverletzt bleiben. 
Denn das Recht it des Staates Seele. Bleibt diefes gewahrt, 
jo bleibt auch der Staat erhalten. Aber die Rechte find 
nur dann unverwüftlih, wenn fie ſowohl dur die Ver— 
nunft als auch den allgemeinen Affeft der Menſchen gefchütt 
werden; andernfalls, wenn fie allein auf den Schuß der 
Vernunft angewiefen find, find fie Fraftlos und leicht um- 
zuftoßen. Da wir nun gefehen haben, daß die Grundrechte 
einer Ariftofratie in beiderlei Geftalt mit der Vernunft und 
mit dem gemeinfamen Affeft der Menſchen übereinftimmen, 
fönnen wir fomit auch behaupten: wenn irgendein Staat, 
jo wird diefer notwendig von unbegrenzter Dauer fein; mit 
andern Worten: er wird nicht durch Selbſtverſchulden, jon- 
dern allenfalls durh ein unabmwendbares Schidjal unter- 
gehen können. 


8 10. 


Man Zönnte aber noch einmwerfen, daß, wenn auch die 
im vorftehenden dargelegten echte des Staates durch Die 
Bernunft und den gemeinfanen menfhlichen Affekt geſchützt 
werden, fie nichtsdeftomweniger bisweilen umgeftoßen werben 
fönnen. Denn e8 gibt feinen Affeft, der nicht bisweilen 
von einem ftärferen und entgegengefeßten Affeft überwunden 
werden kann. Sehen wir ja oft, wie die Todesfurdht von 
der Begierde nach fremdem Beſitz befiegt wird. Diejenigen, 
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welche vom Feinde gefhredt die Flucht ergreifen, laſſen ſich 
nicht abhalten, ſich in die Fluten zu ſtürzen oder ins Feuer 
zu rennen, um nur dem feindlichen Schwert zu entkommen. 
So wohlgeordnet alſo auch ein Staat und ſo vortrefflich 
ſeine Rechte von Haus aus ſein mögen: kommt der Staat 
in große Bedrängnis und werden alle, wie gewöhnlich, von 
paniſchem Schreck ergriffen, ſo verſtehen ſich alle nur zu 
dem, was die augenblickliche Furcht eingibt und kümmern 
fich nicht um die Zufunft und um die Geſetze. Alle rufen 
dann nach einem durch feine Siege berühmten Mann, ent- 
binden ihn von den Gefegen, tragen ihm auf Dauer die 
Herrichaft an (das allerfhlimmfte!) und überantworten ihm 
vertrauensvoll den ganzen Staat. Das eben hat ja Roms 
Untergang herbeigeführt. — 

Auf diefen Einwurf antworte ich einmal, daß in einem 
wohl eingerichteten Staat ein folder Schreden gar nicht 
ausbricht ohne triftige Urſache; ſomit kann folder Schreden 
und die daraus entjtandene Berwirrung feinem Umftand 
zugejchrieben werden, den menſchliche Vorausficht hätte ver- 
hüten können. Sodann ift zu bemerfen, daß in einer 
Kepublif, wie fie im vorftehenden gefchildert, e8 gar nicht 
vorkommt, (nad) 88 9 und 25 des VIII. Kapitels,) daß der 
eine und andere durch den Auf feiner Tapferkeit fo gewal— 
tig bervorragt, daß alle Welt nah ihm ruft; vielmehr ift 
es unausbleiblih, daß er Nebenbuhler bat, denen viele 
andere mehr gewogen find. Wenn daher auch durch einen 
Schrecken eine gewiffe Verwirrung in der Nepublif ent- 
ftehen follte, jo wird doch niemand den Geſetzen ein 
Schnipphen fchlagen und verfaffungswidrig jemand zur 
Militärherrſchaft vorſchlagen können, ohne daß alsbald ein 
Kampf ausbricht von feiten derer, die andere an der Spitze 
haben wollen. Diefer Kampf wird nicht anders beigelegt 
werden können als durch die Rückkehr zu den bisherigen 
und von allen gebilligten Nechten und die Ordnung des 
Staatsweſens nach den beftehenden Gefeßen. 
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Ich kann ſomit unbedingt behaupten, daß ſowohl eine 
Regierung, die fi) auf eine Hauptſtadt beſchränkt, als auch 
und noch mehr eine ſolche von mehreren Städten, von 
unbegrenzter Dauer ift, mit andern Worten, daß fie Durch 
feine innere Urſache aufgelöft werden, oder in eine andere 
Form verwandelt werden kann. 
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Elftes Kapitel. 


S 4% 


Ich komme nun endlih zur dritten und durchaus 
unbejchräntten Negierungsform, die wir die demokratische 
nennen. 

Ihr Unterſchied gegenüber der ariftofratifchen befteht, wie 
ih ſchon fagte, hauptjächlich darin, daß es in ber leßteren 
nur vom Willen des Höcften Rats und von der freien 
Wahl abhängt, daß der oder jener als Patrizier ernannt 
werde, jo daß niemand das Stimmrecht oder ein Necht auf 
ein Amt duch Erblichfeit hat, und auch niemand dieſes 
Recht beanjpruchen kann, wie es in der Regierungsform der 
Hal ift, von der wir jest handeln. Denn alle, deren Eltern 
Bürger, oder die im Yande geboren find, oder die fih um 
den Staat verdient gemacht haben, oder weil fonft ein 
Grund vorhanden, weshalb ihnen nah dem Gefeh das 
Bürgerrecht erteilt werden mußte, fie alle, ſage ich, können 
das Stimmreht im Höchften Nat und die Anwartjchaft 
auf Staatsämter rechtmäßig beanjprudhen, und man kann 
ihnen dieſes Recht nur wegen eines Verbrechens oder wegen 
Ehrlofigfeit verweigern. 


Se: 


Wenn daher auch das Necht beſtimmt, daß nur die 
Älteren, die eine gewiffe Zahl von Sahren zurückgelegt 
haben, oder mur die Erftgeborenen, jobald es ihr Alter 
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erlaubt, oder nur die, welche eine gewiffe Geldfumme dem 
Staat entrichten, das Stimmredt im Höchften Nat und 
das Recht zur Verwaltung der Staatsgefhäfte haben follen, 
jo muß dennoch ein folder Staat ein demokratiſcher ge- 
nannt werden, wiewohl e8 auf folhe Weiſe fommen fann, 
daß der Höchfte Nat weniger Bürger zählt als eine Arifto- 
fratie, wovon oben gehandelt wurde; weil nämlich bier die 
zur Staatsleitung berufenen Bürger nicht vom Höchſten 
Nat, wie die Edlen, gewählt werden, fondern nad dem 
Geſetze hiezu qualifiziert find. 

Wiewohl nun ſolche Staaten auf diefe Art, wo nämlich 
nicht Die Beften, jondern die durch Glücksfälle Neichgemor- 
denen oder die Erfigeborenen die Staatsleitung führen, 
einer Ariftofratie nachzuftehen fcheinen, fo wird doch, wen 
wir die Praris oder das gemeinfame Verhalten der Men— 
ſchen ins Auge faſſen, die Sache aufs Gleiche hinauskommen. 
Denn den Patriziern werden immer diejenigen als bie 
Befferen gelten, welche reich oder ihnen verwandt oder 
befreundet find. 

Stünde es mit den PBatriziern fo, daß fie frei von allen 
Affekten, allein nur von Rückſicht auf die allgemeine Wohl- 
fahrt geleitet, ihre patrizifhen Kollegen wählten, fo ließe fich 
freilich Feine andere Negierung mit einer Ariftofratie ver— 
gleichen. Die Dinge liegen aber im Gegenteil ganz anders, 
wie die Erfahrung ſattſam lehrt, befonders in Oligarchien, 
wo der Wille der Patrizier meiftens fih an das Geſetz nicht 
bindet, weil e8 an Nebenbublern fehlt. Dort halten die 
Batrizier gefliffentlich die Beften vom Nat fern und ziehen 
ſolche zu Kollegen im Nat heran, die nad) ihrer Pfeife tanzen; 
fo daß in einem folden Staat die Dinge weit trauriger 
ftehen, weil die Wahl der Patrizier vom unbeſchränkt freien, 
oder von feinem Geſetz eingedämmten Willen Einiger ab- 
hängt. 

Doch ich wende mich wieder zum Eingang zurüd. 
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53. 


Aus dem im vorigen $ Geſagten erhellt, daß wir uns 
verfchiedene Arten einer Demokratie denfen können. Sch 
beabfichtige jedoch nicht, jede derfelben zu behandeln, fondern 
bloß diejenige, in welcher alle ohne Ausnahme, die den 
Landesgefegen allein unterftellt find und außerdem über ihr 
eigenes Necht verfügen und ehrenhaft leben, das Stimm— 
recht im höchſten Kollegium und die Dualität zu Staats— 
ämtern bejißen. 

Ih ſage ausdrüdlih: „die den Landesgefegen allein 
unterftellt find“, um die Fremden auszufchliegen, die unter 
anderer Herrichaft ftehend betrachtet werden. Sch habe auch 
beigefügt: „die, außerdem daß fie den Staatsgeſetzen ver- 
pflichtet find, im übrigen über ihr eigenes Recht verfügen“, 
um Frauen und Stlaven auszufchliegen, die unter der 
Gewalt der Männer und Herren ftehen, fowie Kinder und 
Unmündige, folange fie unter der Gewalt von Eltern und 
Bormündern ftehen. Ich jagte endlih: „und die ehrenhaft 
leben“, um bauptfächlih die auszufchließen, welche wegen 
eines Verbrechens oder wegen ſchimpflicher Lebensweiſe ehr— 
los erklärt find, 


S 4. 


Vielleicht fragt jemand, ob die Frauen von Natur oder 
erft durch menfchliche Verordnung unter der Gewalt der 
Männer ftehen. Iſt das letztere der Fall, fo nötigte uns 
fein vernünftiger Grund, die Frauen von der Regierung 
auszuſchließen. 

Befragen wir die Erfahrung, ſo werden wir die Urſache 
in deren Schwäche erblicken. Denn nirgends kam es vor, 
daß Männer und Frauen nebeneinander regierten, ſondern 
überall auf der ganzen Erde, wo Männer und Frauen leben, 
ſehen wir, daß die Männer regieren und die Frauen regiert 
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werden und daß beide Gefchlechter bei diejen Verhältnis in 
Eintracht leben. 

Die Amazonen dagegen, die nad) einer jagenhaften Über— 
lieferung einst geherrfcht haben, duldeten nicht, daß ſich 
Männer in ihrem Lande aufhielten, fondern zogen nur die 
Mädchen groß und brachten die Knaben nach der Geburt um. 

Wären nun die Frauen von Natur den Männern gleich- 
wertig, und würden fie an Seelenftärfe und Geift, worin 
die menſchliche Macht und damit das Necht befteht, ebenjo 
tüchtig fein, jo müßte es doch unter fo viel und fo verſchie— 
denen Völkern einige geben, wo beide Gejchlechter neben- 
einander auf gleihem Fuß, und andere, wo Frauen die 
Männer regierten und fo erziehen, daß fie ihnen geiftig unter- 
geordnet. Da dies aber nirgends der Fall ift, jo darf man 
entjchieden behaupten, daß Frauen von Natur nicht das 
gleiche Necht haben wie die Männer, jondern ihnen nad)- 
jtehen, weshalb es eine Unmöglichkeit, daß beide Gejchlechter 
gleicherweije regieren, gejchweige daß Dinner von Frauen 
regiert werden. 

Bedenken wir überdies die menjchlichen Affekte, nämlich 
daß die Liebe der Männer zu den Frauen meiftens ſinnlicher 
Trieb ift und daß die Männer den Geift und die Weisheit 
der Frauen nur fo weit jhäten, als ihre Schönheit dadurch 
gewinnt, und außerdem, daß die Männer böchft ärgerlich 
werden, wenn die von ihnen geliebten Frauen auf irgend- 
eine Weife andern ihre Gunft bezeigen, und ſonſt noch 
manches dergleihen, jo fommen wir unſchwer zu dem Er— 
gebnis, daß ein Nebeneinander von Männern und Frauen 
in der Negierumg nicht ohne großen Nachteil für den Frieden 
möglich it. — 

Doch genug hiervon. 
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